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Die existenziellen Gefahren des globalen Klima-
wandels für die Menschheit sind während der 
Corona-Pandemie etwas in den Hintergrund 
der Aufmerksamkeit geraten. Nun drängt das 
Thema mit Macht zurück. In den USA hat Prä-
sident Biden noch am Tag seiner Amtseinfüh-
rung die Rückkehr seines Landes zum Pariser 
Klimaabkommen angeordnet und inzwischen 
sehr engagierte Klimaziele gesetzt. In Deutsch-
land, wo der Klimaschutz auch während der 
Pandemie im Fokus der politischen Debatte 
geblieben ist, gehört er zu den entscheidenden 
Themen der bevorstehenden Bundestagswahl. 
Gespannt sein darf man auf die wegen der Pan-
demie verschobene UN-Klimakonferenz, die 
nun im November 2021 in Glasgow stattfindet 
(COP26). Wird die internationale Staatenge-
meinschaft weitere Verbesserungen erreichen, 
um die Erderwärmung auf deutlich unter zwei 
Grad zu begrenzen?

Fakt ist: Das vergangene Jahrzehnt war die 
wärmste Dekade seit Beginn der Wetterauf-
zeichnungen vor 140 Jahren. 2015 bis 2020 
waren die sechs wärmsten Jahre in diesem 
Zeitraum. Der Klimawandel bedroht die Le-
bensgrundlagen und die Gesundheit von 
Millionen Menschen – insbesondere in den 
vulne rablen Regionen des globalen Südens. 
Mögliche Folgen sind die Verschärfung ökono-
mischer Ungleichheit, Ressourcenkonflikte, Mi-
grationsbewegungen aufgrund von Flucht und 
Vertreibung bis hin zur Destabilisierung und 
zum Kollaps staatlicher Strukturen.

Auf die Gefahren des Klimawandels hat 2015 
auch Papst Franziskus mit Laudato si’ hingewie-
sen, der ersten Umweltenzyklika überhaupt. Er 
bezeichnet darin den Klimawandel als „wich-
tigste aktuelle Herausforderung an die Mensch-
heit“ und ein „globales Problem mit […] erns-
ten sozialen, wirtschaftlichen und politischen 
Dimensionen“.

Wenn auch in der Weltgemeinschaft heute 
weitgehend Konsens darüber besteht, dass der 
Klimawandel bedrohliche Auswirkungen auf 
die Lebensbedingungen vieler Menschen ha-
ben kann, so ist sein Einfluss auf die Entstehung 
bewaffneter Konflikte umstritten. Eine Resolu-
tion, die Deutschland während seiner Mitglied-
schaft im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
2019/2020 einbrachte, in der der Klimawandel 

als eine Gefahr für internationalen Frieden und 
Sicherheit bezeichnet wurde, haben die USA, 
Russland und China verhindert.

Dass die Auswirkungen des Klimawandels 
zwangsläufig in bewaffnete Konflikte münden, 
wäre auch sicherlich eine Vereinfachung. Die 
zunehmende Fragilität in Weltregionen wie 
der Subsahara oder am Horn von Afrika zeigen 
jedoch, dass sie als Bedrohungsmultiplikator 
ernst zu nehmen sind. Bei der Bedarfsermitt-
lung und Ausrichtung von humanitärer und 
Katastrophenhilfe, internationaler Entwick-
lungszusammenarbeit, der Friedens- und Resi-
lienzförderung sowie des Statebuilding ist dies 
in Betracht zu ziehen.

Damit geraten die Aufgaben und Instrumen-
te klassischer Sicherheitspolitik selbst in den 
Fokus. Der Druck, Krisenprävention und Kon-
fliktvorsorge stärker in sicherheitspolitische 
Konzepte zu integrieren, erhöht sich. Zugleich 
steigen die Nachhaltigkeitsforderungen an 
das Militär angesichts dessen gewaltigen Ver-
brauchs an finanziellen und ökologischen Res-
sourcen. Für unsere Streitkräfte bedeutet dies, 
ihre Ausrüstung zu modernisieren und gleich-
zeitig ihre Fähigkeiten an potenzielle neue Ein-
satzszenarien anzupassen.

Ich freue mich, mit der neuen Ausgabe von 
Ethik und Militär ein überaus wichtiges Thema 
zur Diskussion zu stellen. Den Autorinnen und 
Autoren sei an dieser Stelle für ihre klugen und 
lesenswerten Beiträge gedankt. Ich wünsche 
Ihnen eine anregende Lektüre.

Dr. Veronika Bock 

Direktorin des zebis

EDITORIAL
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Autor: Michael Czogalla

Einleitung

Die meisten von uns denken beim Thema Klima-
wandel an Naturkatastrophen, schmelzende Eis-
berge und mit einem schlechten Gewissen even-
tuell noch an Urlaubsreisen mit dem Flugzeug. 
Doch das Problem und seine Folgen gehen längst 
über steigende Meeresspiegel, brennende Wäl-
der, Dürren und Überschwemmungen hinaus. 
Der Klimawandel ist heute ein internationales 
Sicherheitsrisiko, das jedes Land betrifft und nur 
gemeinsam verhindert bzw. eingedämmt werden 
kann. Die momentan auf das Pariser Klimaab-
kommen von 2015 zurückgehenden Verpflichtun-
gen der Staaten, ihre Emissionen zu reduzieren, 
würden das gleichzeitig gesteckte Ziel, die Erd-
erwärmung nicht über 1,5 Grad Celsius steigen zu 
lassen, in absehbarer Zeit verfehlen. Die Vertrags-
parteien müssten die globalen Emissionen bis 
2030 jedes Jahr um 7,6 Prozent und damit um 45 
Prozent gegenüber dem Stand von 2010 senken, 
um das 1,5-Grad-Ziel nicht zu überschreiten.1 „Die 
Daten [...] zeigen, dass die globale Mitteltempera-
tur für das Jahr 2020 etwa 1,2 °C wärmer war als 
in vorindustrieller Zeit, was bedeutet, dass die 
Zeit schnell abläuft, um die Ziele des Pariser Ab-
kommens zu erreichen.“2 Sollte die globale Erwär-
mung dann sogar auf 2 Grad Celsius  oder mehr 
steigen, dann steht die Weltgemeinschaft noch 
vor ganz anderen Herausforderungen, nämlich 
gigantischen Flüchtlingsströmen aus nicht mehr 
bewohnbaren Regionen, enormen internatio-
nalen Hilfsaktionen bei Naturkatastrophen und 
Hungersnöten und einer steigenden Bedrohung 
durch klimabedingte Konflikte. 

Die Politik kennt das Problem nicht erst seit 
 Paris, Wissenschaftler verweisen seit über drei 
Jahrzehnten auf die zunehmende Erderwär-
mung, die mit der Industrialisierung Mitte des 
19. Jahrhunderts stetig gestiegen ist. „Das letzte 
Mal, dass die atmosphärischen CO₂-Mengen so 
hoch waren, war vor mehr als 3 Millionen Jahren, 
als die Temperatur um 2°–3°C höher war als in  
der vorindustriellen Ära und der Meeresspiegel 
15–25 Meter höher lag als heute.“3 

Das Problem der Erderwärmung ist ausrei-
chend wissenschaftlich belegt und bekannt. Es 
fehlt bis heute am geeinten Willen der Staaten-

Abstract

Die Fakten zum Klimawandel liegen auf dem Tisch, die Ziele 

sind wissenschaftlich untermauert: Um die Erderwärmung auf  

1,5 Grad Celsius zu begrenzen, müssen die Treibhausgasemissionen 

schon bis 2030 um rund 50 Prozent reduziert werden. Engagiertes 

Handeln gerade von den größten Emittenten ist also gefragt. Seit 

dem Amtsantritt von US-Präsident Biden setzen viele auf dessen 

klimapolitisches und -diplomatisches Engagement. Die jüngst von 

vielen Hauptemittenten verschärften Reduktionsziele und das Be-

kenntnis Chinas zu Klimaneutralität und zum Kohleausstieg geben 

Anlass zur Hoffnung, dass eine Kooperation im Sinne der Ziele des 

Pariser Klimaabkommens möglich ist. Nicht nur die USA, sondern 

auch der „Systemkonkurrent“ China müssen dafür eine Vorreiter-

rolle einnehmen und trotz vieler Konfliktlinien und Streitpunkte 

das gemeinsame Ziel Klimaschutz aus ihrer geopolitischen Rivalität 

ausklammern. Dafür braucht es: 1. die Bereitschaft zu hohen Investi-

tionen in eine wirtschaftliche Transformation sowie zur Unter-

stützung derjenigen Länder, die diese nicht aus eigener Kraft leisten 

können; 2. langfristige bindende Verpflichtungen und Abkommen, 

die Regierungswechsel überstehen; und 3. ein Verständnis für die 

zahlreichen mit dem Klimawandel verbundenen Sicherheitsrisiken. 

Die humanitären Folgekosten eines ungebremsten Klimawandels 

bzw. einer Erderwärmung über 2 °C würden die jetzt erforderlichen 

Anstrengungen bei Weitem übersteigen. In Kombination mit einem 

noch zu schaffenden Anreiz- und Sanktionsmechanismus besteht die 

Chance, auch diejenigen Staaten, die sich aus unterschiedlichen  

Erwägungen dem Klimaschutz verweigern, in die Pflicht zu 

nehmen. Wesentliche Schritte in diese Richtung muss bereits der 

Klimagipfel in Glasgow (COP26) erbringen.

RAUS AUS DEM 
TREIBHAUS  

GEMEINSAM UND GLOBAL 
LÄSST SICH DAS 

SICHERHEITSRISIKO DES 
KLIMAWANDELS  

NOCH VERHINDERN 
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gemeinschaft, dem Verstehen, dem Umdenken, 
den Versprechen und Verpflichtungen auch 
messbare Taten folgen zu lassen. Fast 69 Prozent 
der weltweiten Treibhausgase werden von nur 
zehn Ländern verursacht. Die USA liegen hier hin-
ter China auf einem unrühmlichen zweiten Platz, 
gefolgt von der Europäischen Union und Indien. 
Etwas abgeschlagen folgen Russland, Japan, 
Brasilien, Indonesien, Iran und Kanada.4 Gera-
de sie müssen Beispiel sein, und doch wird die 
Schuld zu oft beim anderen gesucht. Industriell 
wachsende Länder wollen aufholen, und Indus-
trieländern fällt die Umstellung schwer, was etwa 
der zwischenzeitliche Ausstieg der USA aus dem 
Pariser Abkommen deutlich machte. 

Joe Biden setzt auf volle 

 Klimafahrt

Nach vier verschwendeten Jahren einer an Klima-
fragen nicht einmal ansatzweise interessierten 
US-Regierung unter Donald Trump besteht mit 
Präsident Joe Biden im Weißen Haus eine große 
Chance, neue, internationale klimagerechte Ziele 
zu setzen. Klimawandel war schon vor den US-
Präsidentschaftswahlen im November 2020 eines 
der Hauptthemen auf dessen insgesamt ambitio-
nierter Agenda. Er stellt laut Biden „eine existen-
zielle Bedrohung“5 dar. Biden scheint den Ernst 
der Lage erkannt zu haben, denn er trat nicht nur 
gleich am ersten Tag seiner Amtszeit dem Pariser 
Klimaabkommen wieder bei und ordnete wenig 
später die Dekarbonisierung der US-Wirtschaft 
an (sie soll bis 2050 Netto-Null-Emissionen errei-
chen), er bezeichnete den Klimawandel auch als 
die größte Bedrohung für die nationale Sicher-
heit der Vereinigten Staaten. Joe Biden berief den 
ehemaligen US-Außenminister John Kerry zum 
Sondergesandten, der sich der Klimadiplomatie 
annehmen soll − ein wichtiges Signal, auch inter-
national vorankommen zu wollen. Gleichzeitig 
ernannte er Gina McCarthy zur Klimabeauftrag-
ten. Sie soll die Klimabemühungen der Regierung 
koordinieren, vom Militär über das diplomatische 
Korps bis hin zum Finanz- und Verkehrsministe-
rium. Zudem wird sie die Verhandlungen mit dem 
Kongress führen, um neue Klimagesetze zu ver-
abschieden, die dauerhafter Bestand haben und 
nicht einfach durch die nächste Regierung ver-
wässert oder abgeschafft werden können.

Als Joe Biden dann zum virtuellen Klimagipfel 
am 22. April 2021, dem Earth Day, einlud, nahmen 
neben Papst Franziskus und Bundeskanzlerin An-
gela Merkel auch der chinesische Präsident Xi Jin-
ping, der russische Präsident Wladimir Putin und 
viele weitere Staats- und Regierungschefs teil. Die 
USA überraschten gleich zu Beginn mit der Ver-

pflichtung, ihre Emissionen bis 2030 gegenüber 
dem Stand von 2005 halbieren zu wollen. Das ist 
eine fast zweimal so hohe Reduktion im Vergleich 
zur letzten Zusage unter Barack Obama.6 Zudem 
gab Biden bekannt, dass die USA ihre jährliche 
Klimaförderung für Entwicklungsländer bis 2024 
verdoppeln würden. Die USA haben außerdem 
angekündigt, 30 Prozent der US-Land- und Was-
serflächen bis 2030 vor menschlicher Ausbeu-
tung zu schützen. Damit schließen sie sich dem 
Ziel der der internationalen „30 by 30“-Initiative 
an, das auch im US-Kongress parteiübergreifen-
de Unterstützung findet.7 Und das ist nur einer 
der Punkte, bei denen die USA eine gemeinsame 
Verhandlungsgrundlage mit China finden kön-
nen. Für die im November geplante Klimakon-
ferenz der Vereinten Nationen in Glasgow (26th 
Conference of the Parties, COP26) sind das ent-
scheidende Weichenstellungen. 

Alle für einen Planeten?

China kündigte beim virtuellen Treffen im April 
an, seine Kohlenstoffemissionen bis 2060 auf 
Netto-Null herunterzufahren. Präsident Xi Jinping 
versprach zudem, dass das Land ab 2026 und bis 
2030 aus der Kohle aussteigen werde. Das ist an-
gesichts der sonst alles andere als harmonischen 
Beziehung zwischen China und den USA eine 
wichtige Ankündigung, die zeigt, dass auch China 
bereit scheint, die wichtigste globale Herausfor-
derung (mit-)bewältigen zu wollen. 

Konkurrenz und sogar Rivalität werden in den 
Handelsbeziehungen, dem technischen und 
digitalen Wachstum und dem Verständnis von 
Demokratie und Menschenrechten weiterhin be-

Joe  Biden bezeichnet den Klima­

wandel als größte Bedrohung für die 

 Sicherheit der Vereinigten Staaten
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stehen bleiben. Nicht nur zwischen diesen beiden 
Ländern, auch gegenüber Russland und anderen. 
Dennoch muss bei aller Konkurrenz und auch 
Gegnerschaft beim Klimaschutz die Kooperation 
im Vordergrund stehen. Joe Biden hat den Klima-
wandel bereits als infrastrukturelle Chance (von 
Straßen, Häfen bis hin zu Energienetzen) verstan-
den und will die Wirtschaft seines Landes dahin-

gehend umbauen. Damit folgt er der Erkenntnis, 
dass der dramatische Wandel des Klimas nicht 
nur grenzübergreifend die Umwelt bedroht, son-
dern dass mit ihm gleichzeitig die globale Finanz- 
und Wirtschaftsarchitektur aus den Fugen gerät.

Als das deutsche Bundesverfassungsgericht im 
April 2021 entschied, dass das Klimaschutzgesetz 
des Bundes unzureichend sei, reagierte die Bun-
desregierung zügig und besserte ambitioniert 
nach. Bundesumweltministerin Svenja Schulze 
und Finanzminister und SPD-Kanzlerkandidat 
Olaf Scholz haben umgehend neue Ziele vorge-
schlagen. Die bis dato bestehenden Klimaziele 
sehen nun statt der geplanten 55 Prozent Emis-
sionsminderung bis 2030 65 Prozent vor und bis 
2040 sogar 88 Prozent. Die Klimaneutralität soll 
bis 2045 statt 2050 erreicht werden.8 Auf dem 
Petersberger Klimadialog, der ebenfalls im April 
stattfand, brachte Bundeskanzlerin Angela Merkel 
zusätzlich ein internationales CO2-Preis-System 
ins Spiel, welches helfen würde, den weltweiten 
CO2-Ausstoß einzudämmen. Die Reaktionen auf 
den Preis-System-Vorschlag waren eher gemischt. 

Andere Top-10-Treibhausgas-Verursacher ha-
ben ihre Emissionsreduktionsziele ebenfalls 
erhöht. So will Japan bis 2030 von 26 Prozent 
auf 46 Prozent unter das Niveau von 2013 kom-
men. Auch Kanada änderte seine Ziele und gab 
bekannt, dass es die Emissionen bis 2030 um 
30 Prozent unter das Niveau von 2005 senken 
werde. Premierminister Justin Trudeau unter-
strich die bestehende Verpflichtung Kanadas, das 
Netto-Null-Ziel bis 2050 zu erreichen. Der brasilia-

nische Präsident Jair Bolsonaro versprach, Brasi-
lien werde bis 2050 Klimaneutralität erreichen − 
zehn Jahre früher als bisher angegeben. Auch die 
illegale Abholzung des Regenwaldes Brasiliens 
soll bis 2030 ein Ende finden. 

Gegenüber den bis dato gesteckten Emissions-
minderungszielen sind dies zwar Entwicklungen, 
die in die richtige Richtung gehen, nach Meinung 
von Experten aber noch immer nicht ausreichen 
werden, um das Gesamtziel zu erreichen und die 
Erderwärmung zu stoppen bzw. unter 1,5 Grad 
Celsius zu halten. 

Geopolitische Rahmenbe­

dingungen und Auswirkungen

Der Klimawandel ist mit den aktuellen globalen 
Herausforderungen wie der Pandemie, der Glo-
balisierung, der Bedrohung der Demokratie und 
der Energieabhängigkeit verflochten. Seine Aus-
wirkungen lassen sich heute in allen Regionen 
der Welt nachweisen. Sie betreffen nicht nur die 
ärmsten Länder oder entlegene Regionen wie die 
Arktis. Sie betreffen den kompletten Planeten. 
Der Klimawandel wirkt als Bedrohungsmultipli-
kator für politische Instabilität in einigen der un-
beständigsten Regionen der Welt. Negative Aus-
wirkungen werden sich bei Gesundheitsrisiken, 
den Preisen und der Verfügbarkeit von Nahrungs-
mitteln und der wirtschaftlichen Wettbewerbs-
fähigkeit zeigen. Unzählige Menschen werden 
den Klimawandel mit dem Leben bezahlen. Und 
nicht zuletzt wird er auch enorme Finanzmittel 
verschlingen. All das liegt nicht in ferner Zukunft, 
es passiert bereits, und es wird sich exponentiell 
verstärken.

Nehmen wir das Beispiel Syrien, dessen an-
haltender Konflikt, klimatisch unterstützt, 2011 
seinen Anfang fand. Vor dem zivilen Aufstand gab 
es mehrere Faktoren, die zu den Spannungen in-
nerhalb der Gesellschaft beitrugen. Zwischen den 
späten 1980er-Jahren und dem Ende des Jahr-
hunderts plagten mehrere Dürren das Land, Flüs-
se begannen auszutrocknen, und während des 
Irak-Krieges kam ca. 1,2 bis 1,4 Millionen Flücht-
linge nach Syrien.9 Im Jahr 2005 begann eine fünf-
jährige, Rekorde brechende Dürre, die Wasser-
knappheit, wirtschaftliche Verluste und negative 
soziale Folgen mit sich brachte. Die Kombination 
aus der klimabedingten Dürre, den Migrations-

Der dramatische Wandel des Klimas 
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strömen aus dem Irak und den aus diesen beiden 
Faktoren entstandenen sozialen Spannungen 
trugen zum Aufruhr in Syrien bei.10 

Geopolitische Rivalitäten können zusätzliche 
Hindernisse bei der Bekämpfung des Klimawan-
dels sein. Die größten Länder der Welt stehen 
sich geopolitisch gesehen eher feindlich gegen-
über. Zwischen Russland und den USA gab es 
zwar kurze Perioden der Annäherung – sie waren 
1941–1945 Alliierte im Krieg gegen Nazi-Deutsch-
land, und in der jüngeren Geschichte arbeiteten 
beide Länder an einer besseren Verständigung 
in der unmittelbaren postsowjetischen Zeit von 
1992 bis zum Ende des Jahrhunderts −, aber sie 
fallen immer wieder zurück in eine konkurrieren-
de Haltung.

Wie Russland ist auch Saudi-Arabien, ebenso 
kein leichter Partner für die USA, in hohem Maße 
auf den Verkauf fossiler Brennstoffe angewiesen. 
Sie bilden die Löwenanteile der Staatseinnahmen 
beider Länder. Ihre Regierungen wissen, dass fos-
sile Brennstoffe keine dauerhafte Einnahmequel-
le sein können, ihre Auslaufzeit ist auf Jahrzehnte 
absehbar. Bisher zeigen aber beide Länder nicht 
den nötigen politischen und mehr oder weniger 
wirtschaftlichen Willen, sich diesem Wandel, dem 
Umdenken zu stellen, was erhebliche Auswirkun-
gen auf die Stabilität und Sicherheit ihrer Regio-
nen haben kann. 

Für die internationale Sicherheit von großer 
Bedeutung ist natürlich China. Die USA und China 
sind die weltgrößten Ökonomien und verantwor-
ten gemeinsam 43 Prozent des globalen Koh-
lendioxidausstoßes.11 Europa und viele andere 
Länder sehen die USA in der Führungsposition, 
doch es gibt zahlreiche andere Staaten, die eher 
auf China schauen werden, wenn es darum geht, 
die eigenen Ziele umzusetzen bzw. zu erhöhen. 
China scheint bereit, nötige Schritte zur Emissi-
onsreduzierung im eigenen Land einzuleiten und 
gleichzeitig eine Vorreiterposition einzunehmen. 
Beide Länder müssen die gesetzten Reduktions-
ziele nicht nur rigoros umsetzen, sie müssen sie 
schrittweise erhöhen. Nur dann können die USA 
und China die Beispiele sein, die andere Länder 
ernst nehmen und dazu veranlassen werden, ihre 
selbst gesteckten Ziele auch tatsächlich umzu-
setzen. 

Präsident Biden steht hinter seinem ambi-
tionierten Zwei-Billionen-US-Dollar Klimapaket, 

aber zunächst muss es von beiden Kammern des 
Kongresses verabschiedet werden, bevor er es 
unterschreiben kann. Gelingt dies, dann wäre es 
das Signal, welches nicht nur China, sondern der 
gesamten internationalen Staatengemeinschaft 
zeigt: Die USA sind in der Tat zurück. Nun müssen 
die USA und China ihre Beziehungen kategorisie-

ren, anders kann der gemeinsame Kampf gegen 
den Klimawandel nicht funktionieren. Systemani-
mositäten, Handelsstreitigkeiten, Menschenrech-
te, Taiwan, technische Konkurrenz und andere 
potenzielle Spannungsherde sollen ihre Relevanz 
nicht verlieren, müssen aber auf anderen diplo-
matischen Wegen angesprochen und verhandelt 
werden. Die Bekämpfung des Klimawandels darf 
auf keinen Fall zum Spielball der Staaten werden, 
der andere Punktrückstände ausgleichen oder 
Vorteile verschaffen soll. Auf einer Pressekonfe-
renz am 7. März verkündete Wang Yi, der rang-
höchste Diplomat Chinas, dass sein Land gewillt 
sei, mit den USA beim Thema Klima offen zu ko-
operieren. Ein erstes Signal waren die verbesser-
ten Zielankündigungen auf dem von Präsident 
Biden einberufenen Leaders Summit on Climate 
am Earth Day. Das bringt allein zwar noch keine 
positiven Ergebnisse, birgt aber doch die Chance 
zu einer weiteren Kooperation auf diesem Gebiet.

Wichtig wäre, dass China auch seine welt-
weiten fossilen Industrieinvestitionen durch die 
Belt and Road Initiative (BRI) stoppt oder auf er-
neuerbare Energien umstellt. China hat seit der 
Gründung der BRI weltweit Milliarden US-Dol-
lar in fossile Brennstoffprojekte investiert.12 Das 
ist ganz klar die entgegengesetzte Richtung im 
Kampf gegen den Klimawandel. Ein erster posi-
tiver Schritt war die 2019 gegründete Belt and 
Road Initiative International Green Development 
Coalition (BRIGC), die eine nachhaltige, grüne 
Entwicklung entlang des BRI-Projekts und den 
beteiligten Staaten anstrebt und die 2030-Agen-
da der Vereinten Nationen für nachhaltige Ent-
wicklung unterstützt.

Europa und viele andere Länder sehen  

die USA in der Führungsposition,  

doch es gibt zahlreiche andere Staaten,  

die eher auf China schauen werden
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Zudem werden die meisten Entwicklungs-
länder enorme Hilfsmittel − nicht nur finanziel-
ler Art − benötigen, um dem Klimawandel ent-
gegentreten zu können. Hier braucht es die USA 
und China. Bestehende Instrumente (Adaptation 
Fund, Green Climate Fund) sollten langfristig aus-
gebaut und neue Strukturen entwickelt werden. 
Biden hat in diesem Zusammenhang, die „Mo-
bilisierung von Finanzmitteln aus dem öffent-
lichen und privaten Sektor [angekündigt], um 
die Netto-Null-Umstellung voranzutreiben und 
anfällige Länder bei der Bewältigung der Klima-
auswirkungen zu unterstützen“.13

Die Rolle der  

Vereinten  Nationen

Seit dem Inkrafttreten der UN-Klimarahmenkon-
vention UNFCCC 1994 gilt als ihr oberstes Ziel, 
„[...] die Treibhausgaskonzentrationen in der At-
mosphäre auf einem Niveau zu stabilisieren, das 
eine gefährliche Störung des Klimasystems durch 
den Menschen verhindert, und zwar in einem 
Zeitrahmen, der es den Ökosystemen erlaubt, 
sich auf natürliche Weise anzupassen und eine 
nachhaltige Entwicklung zu ermöglichen“.14 

Seither trifft sich die internationale Staaten-
gemeinschaft unter dem Siegel der UNFCCC ein-
mal im Jahr für multilaterale Verhandlungen. Nur 
2020 fiel die Tagung pandemiebedingt aus und 
findet nun im November 2021 in Glasgow unter 
dem Kürzel COP26 statt. Trotz der allseits ge-
rühmten Erfolge zum Beispiel des Pariser Klima-
abkommens (COP21) sind bisher keine der in den 
letzten 26 Jahren verhandelten Ergebnisse, wie 
etwa die Emissionsreduktionsziele, vertraglich 
bindend. Nicht nur fehlt es an international gel-
tenden Rechtsmitteln, es fehlt oft am politischen 

Willen, globale Fragen ernst zu nehmen und sie 
langfristig – nicht befristet auf eine Amtszeit − zu 
verstehen. Die Präsidentschaft Donald Trumps 
hat das deutlich gemacht. Die schiere Herkules-
aufgabe, das Problem Klimawandel anzugehen, 
die damit verbundenen Kosten und die nicht zu 
unterschätzende Leichtigkeit, auf Ignoranz zu 
setzen, könnten die auf Freiwilligkeit basierenden 
Klimaabkommen immer wieder behindern oder 
gar zum Scheitern verurteilen. 

Das Wissen, dass die Umstellung auf klimaneu-
trales Wirtschaften weltweit enorme Finanzmittel 
verschlingen wird, lässt manche Staaten auf Zu-
rückhaltung setzen, geringe Ziele verfolgen oder 
Ziele schlicht ignorieren. Es fehlen die richtigen 
Anreize, und es fehlen auch Strafen bei Nichtein-
haltung. Joe Biden sieht den Klimawandel nicht 
nur als Chance, den Planeten zu retten und, son-
dern auch die Wirtschaft seines Landes neu auf-
zustellen, klimaneutral und gleichzeitig wachs-
tumsorientiert. Die Vereinten Nationen können 
daraus lernen und die richtigen Anreize festlegen. 
Sie müssen eine verbindliche Agenda setzen und 
Instrumente schaffen, die global nicht nur koor-
diniert, sondern auch kontrolliert werden. Dazu 
bedarf es zum Beispiel finanzieller Anreize und 
eines Sanktionskatalogs. Beides könnte die kon-
tinuierliche und langfristige Partizipation der Ver-
handlungsländer sicherstellen. 

Der renommierter britische Naturforscher Sir 
David Attenborough wandte sich während einer 
Debatte am 23. Februar 2021mit folgender er-
nüchternder Botschaft an die Mitglieder des UN-
Sicherheitsrates: „Wenn wir unseren derzeitigen 
Weg fortsetzen, werden wir mit dem Zusammen-
bruch all dessen konfrontiert, was uns unsere Si-
cherheit gibt: Nahrungsmittelproduktion, Zugang 
zu Süßwasser, eine für Menschen erträgliche Um-
gebungstemperatur und Nahrungsketten in den 
Ozeanen“, sagte er und fügte hinzu: „Und wenn 
die natürliche Welt unsere grundlegendsten Be-
dürfnisse nicht mehr erfüllen kann, dann wird ein 
Großteil des Rests der Zivilisation schnell zusam-
menbrechen.“15 Die Folgen des Klimawandels, 
sollten sie nicht verhindert werden, können zur 
sozialen und politischen Instabilität führen, die 
internationale Wirtschaft beschädigen, demogra-
fische Veränderungen und Massenmigrationen 
herbeiführen und zivile wie militärische Konflikte 
auslösen. Der UN-Sicherheitsrat, dem die Wah-
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rung des internationalen Friedens und der Sicher-
heit zukommt, setzt sich daher seit 2007 mit den 
klimabedingten Sicherheitsrisiken auseinander. 
Sie spielen in den Debatten des Gremiums eine 
wichtige Rolle und resultierten seither in verschie-
denen Resolutionen, die die negativen Auswir-
kungen des Klimawandels betonen und weitere 
Schritte fordern. 

Alle Hoffnung auf Glasgow?

Als Joe Biden das Ruder im Weißen Haus über-
nommen hat, atmeten viele Klimaaktivisten auf. 
Mit seinem dargestellten klimapolitischen Engage-
ment wird in Glasgow eine wichtige Rolle spielen. 
Was Joe Biden jetzt prägt, muss aber auch Bestand 
haben. Wie auch immer das Abkommen aussehen 
wird, welche neuen Ziele gesetzt werden, alles 
muss rechtlich unterfüttert und bindend sein. Der 
nächste US-Präsident kann nicht erneut per Feder-
strich die Führungsrolle abgeben und den Globus 
zum klimatischen Scheitern verurteilen.

Bis 2030 müssten die globalen Treibhausgas-
emissionen halbiert sein. Bis Mitte des Jahrhun-
derts dürfte die Menschheit unter dem Strich 
keine Klimagase mehr emittieren. Das ist das 
Ziel, aber die wirklich gesteckten Ziele gehen in-
dividuell auseinander, nicht jeder Staat setzt die 
gleichen Ziele, noch werden sie mit dem nötigen 
Willen verfolgt. 

Die Erwartungen an die COP26 in Glasgow 
könnten kaum höher sein. Das Jahr 2020 gehör-
te zu den drei wärmsten Jahren, die jemals ge-
messen wurden. Die Erwärmung der Ozeane ist 
so hoch wie nie. In einer von der London School 
of Economics organisierten Vorlesung hat die UN-
Klimasekretärin Patricia Espinosa die vier wich-
tigsten Ziele der COP26 zusammengefasst: die 
Versprechen an Entwicklungsländer einhalten 
(inklusive jährlich 100 Milliarden Dollar Klimahil-
fe); das Pariser Abkommen endgültig und voll-
ständig umsetzen; Emissionen weiter senken und 
Klimaambitionen erhöhen; sowie die Einbindung 
von Beobachtern und unparteiischen Interessen-
vertretern.16

Glasgow kann kein zweites Paris sein, kein Wei-
ter-so. Glasgow muss neue, der Realität entspre-
chende Ziele setzen, die wesentlich höher und 
ambitionierter sein müssen als die, die aktuell im 
Raum stehen. 
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Einleitung

Als im Jahre 2007 dem ehemaligen Vizeprä-
sident der USA Al Gore und dem Weltklimarat 
der Friedensnobelpreis verliehen wurde, fand 
dies einerseits große Zustimmung, wurde an-
dererseits aber auch heftig kritisiert. Die Kritik 
entzündete sich vor allem daran, dass zum 
Zeitpunkt der Verleihung kein genereller em-
pirischer Zusammenhang zwischen dem An-
stieg der Treibhausgase in der Atmosphäre und 
dem Konfliktgeschehen feststellbar war – im 
Gegenteil, verglichen mit den 1990er-Jahren 
hatte die Anzahl bewaffneter Konflikte deutlich 
abgenommen. Auch für die Zukunft waren die 
Kritiker skeptisch, ob der vom Nobelkomitee 
unterstellte enge Zusammenhang zwischen 
vom Klimawandel hervorgerufenen Umwelt-
veränderungen und bewaffneten Konflikten be-
stehe. Die Gegenseite verwies auf einige Kriege 
der jüngeren Vergangenheit, wie den in Darfur 
im Sudan, sowie auf die Konfliktträchtigkeit von 
knappen Ressourcen wie für Landwirtschaft 
nutzbares Land und Wasser, deren Verfügbar-
keit mit dem Klimawandel abnehmen werde.1

Seit 2007 ist die Frage nach den Zusammen-
hängen von Klimawandel und Konflikten Ge-
genstand einer inzwischen in die viele Hunderte 
gehenden Zahl von wissenschaftlichen Unter-
suchungen und Veröffentlichungen geworden.2 
Zwar streuen sowohl die Ergebnisse als auch 
die daraus gezogenen Schlussfolgerungen im-
mer noch breit, aber es lassen sich doch eine 
Reihe von weit akzeptierten Erkenntnissen fest-
stellen. Diese sollen im Folgenden dargestellt 
werden.

Klimawandel als Bedrohung 

oder Risiko

Die unterschiedlichen Reaktionen auf den Frie-
densnobelpreis von 2007 lassen sich auf zwei 
Grundpositionen in der Analyse von Konflikten 
zurückführen. Die eine betont Umweltfaktoren, 
die andere die gesellschaftliche Dimension als 
entscheidend für die Entstehung und Eskalation 
von Konflikten in Gewaltkonflikte. In der wissen-
schaftlichen Debatte um die Zusammenhänge 

DER KLIMAWANDEL  
ALS RISIKO­ 

VERSTÄRKER
ÜBER DIE ZUSAMMENHÄNGE 

VON KLIMAVERÄNDERUNGEN 
UND KONFLIKTEN

Abstract

Veränderungen der natürlichen Umwelt, die durch den Klima-

wandel hervorgerufen werden, bleiben nicht ohne Rückwirkungen 

auf die Lebensbedingungen von Menschen und die Rahmenbedin-

gungen für die Bearbeitung bzw. Lösung von Interessenkonflikten. 

Der Klimawandel ist somit auch ein Risikofaktor für Gewaltkon-

flikte, dessen Bedeutung aufgrund der Komplexität der Zusam-

menhänge mit wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen 

Konflikttreibern nicht isoliert bestimmen lässt. Wichtiger als das 

Ausmaß der Umweltveränderungen ist dabei für die Konflikt-

eskalation, zumindest auf absehbare Zeit, wie konfliktträchtig die 

Lage ist, in der diese Veränderungen stattfinden. Besonders hoch 

ist das Konfliktrisiko generell auf lokaler Ebene, weil auch der 

Klimawandel lokal die größten Auswirkungen hat, etwa in Extrem-

wetterereignissen oder durch den Anstieg des Meeresspiegels. Die 

enge Verquickung der Auswirkungen des Klimawandels auf die 

Umwelt mit anderen Konfliktfaktoren eröffnet vielfältige Möglich-

keiten, das Konfliktrisiko Klimawandel abzubauen. Allerdings 

verschlechtern sich mit fortschreitendem Klimawandel auch die 

Bedingungen für erfolgreiche Eindämmung des Konfliktrisikos. 

Risikofaktoren sind über den Klimawandel selbst hinaus auch die 

Gefahren einer Über- und Unterschätzung von dessen Bedeutung 

für das Konfliktgeschehen. Übertreibung kann zu Militarisierung 

und Unter schätzung zum Unterbleiben sinnvoller Aktivitäten zur 

Eindämmung des Risikofaktors Klimawandel führen.
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von Klimawandel und Konflikten sind diese 
beiden Grundpositionen stark mit der diszipli-
nären Herkunft von ForscherInnen verbunden: 
während aus der Klimaforschung oder der Öko-
logie kommende AutorInnen generell Umwelt-
faktoren als dominant ansehen, stellen Konflikt-
forscherInnen in der Regel den von Menschen 
gemachten Konfliktprozess in den Vordergrund. 

Die beiden Grundpositionen lassen sich gut 
am Beispiel der Auswirkung von Dürren auf den 
Krieg in Darfur ab 2003 illustrieren.3 Vor dem 
Ausbruch dieses Krieges mit mehreren Tausend 
Toten hatte es immer wieder gewalttätige Aus-
einandersetzungen um Land und Wasser insbe-
sondere zwischen Ackerbauern und Viehhirten, 
aber auch zwischen verschiedenen ethnischen 
Gruppen gegeben. Bevölkerungswachstum, 
aber auch ein tendenziell geringer werdendes 
Volumen an jährlichen Niederschlägen, das 
sich vor allem in immer wiederkehrenden Dür-
ren bemerkbar machte, hatten die Konflikte 
über die Jahrzehnte verschärft, ohne dass es 
zu ähnlichen Zahlen an Opfern kam wie nach 
2003. Nach 2007, als es zu Verhandlungen und 
Abkommen kam, flauten die Kämpfe ab, nicht 
zuletzt auch, weil eine mehrere Tausend Per-
sonen umfassende Friedenstruppe stationiert 
wurde. Aktuell ist die Situation in Darfur weit-
gehend ruhig. Allerdings ist die Zahl der Ver-
triebenen weiterhin sehr hoch, und immer wie-
der gibt es lokale Gefechte unter bewaffneten 
Gruppen und mit Verbänden der Regierung.

Tendenziell sinkende Niederschlagsmengen 
und wiederkehrende Dürren haben die Le-
benssituation der Menschen in Darfur über die 
Jahrzehnte zunehmend belastet. Der Zusam-
menhang dieser Verschlechterung der Umwelt-
bedingungen mit dem globalen Klimawandel 
ist offensichtlich. Der Krieg ab 2003 war daher 
aus ökologischer Sicht eine Gewalteruption 
infolge der Konflikte zwischen Gruppen über 
zunehmend knapper werdendes Wasser und 
nutzbares Land. Der damalige Generalsekretär 
der Vereinten Nationen Ban Ki-mun nannte den 
Darfur-Konflikt den ersten Klimakrieg.

Allerdings folgte der Krieg keiner der vielen 
Dürren, sondern einer Reihe von vergleichswei-
se niederschlagsreichen Jahren. Auslöser war 
auch keine der häufigen lokalen Auseinander-
setzungen, sondern die gezielte Anstrengung 

der sudanesischen Zentralregierung in Khar-
tum, die Kontrolle über Darfur zu bekommen, 
eine Provinz, in der sie bis dahin wenig präsent 
war. Möglich wurde dies durch die Beendigung 
eines anderen Krieges, der bis dahin für die Re-
gierung Priorität gehabt hatte. Die Rebellen im 
Süden des Sudans hatten militärisch die Ober-
hand gewonnen, und die Regierung hatte im 
Machakos-Protokoll von 2002 weitreichende 
Zugeständnisse gemacht, die den Weg zu ei-
nem Ende der Kämpfe und der Unabhängigkeit 
des Südens öffneten. Wichtiges Instrument der 
Regierung zur Übernahme der Kontrolle in Dar-

fur war die Rekrutierung und Ausrüstung von 
paramilitärischen Verbänden, den „Janjawid“, 
die mit brutaler Gewalt vor allem gegen Zivilis-
ten vorgingen. Die Eskalation des Konfliktes in 
Darfur hatte also unmittelbar nichts mit Um-
weltveränderungen zu tun, sondern war Folge 
politischer Entscheidungen. Andererseits fand 
sie in einem Umfeld tendenziell zunehmender 
Knappheit an Land und Wasser statt. 

Andere Beispiele, etwa die Bedeutung einer 
Dürre im Nordosten des Landes für den noch 
laufenden Krieg in Syrien4 oder von Katastro-
phen auf den Philippinen für lokale Kampf-
handlungen5, zeigen ein ähnliches Bild: Zwar 
sind den bewaffneten Konflikten mit dem Kli-
mawandel verbundene Umweltveränderungen 
vorausgegangen, aber die Konfliktlinien waren 
andere, insbesondere Auseinandersetzungen 
um politische Macht.

Zudem gehen klimabedingte Umweltverän-
derungen bei Weitem nicht überall mit einer 
Intensivierung von Konflikten bis bin zu Kriegen 
einher. So sind etwa in Südamerika, obwohl 
auch dort, etwa in den Anden, der Klimawandel 
die Lebensverhältnisse der Menschen verän-
dert, keine Zunahmen bewaffneter Auseinan-
dersetzungen zu verzeichnen. 

Trotzdem sind die Wirkungen des Klimawan-
dels nicht irrelevant. Sie sind aber in zweifacher 

Klimabedingte Umweltveränderungen 

 gehen bei Weitem nicht überall  

mit einer Intensivierung von Konflikten  

bis bin zu Kriegen einher
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Hinsicht nicht determinierend.6 Zum einen sind 
sie fast ausschließlich dort von Bedeutung, wo 
bereits Interessenkonflikte zwischen verschie-
denen Gruppen bestehen. Hier können sie 
Auseinandersetzungen verstärken, etwa indem 
Wasser oder fruchtbares Land knapp wird oder 
deren Verteilung zwischen Gruppen durch Aus-
wirkungen des Klimawandels verändert wird. 
Zum anderen stehen den Betroffenen auch in 
solchen Konstellationen verschiedene Reak-
tionsmuster offen. So können sie etwa um das 
abnehmende fruchtbare Land kämpfen oder 
sich auf gemeinsame Nutzung einigen. Wich-
tig dafür, welche Reaktion sich durchsetzt, ist 
neben der Intensität der Konflikte vor allem 
das Bestehen von Institutionen zur Bearbei-
tung und Bewältigung von Konflikten. Dort, 
wo es breit akzeptierte Möglichkeiten des In-
teressenausgleiches zwischen verschiedenen 
Gruppen gibt, sinkt die Wahrscheinlichkeit der 
Eskalation von Konflikten. Auch andere Fak-
toren beeinflussen die Reaktionsmuster, etwa 
die relativen Veränderungen an Besitz und Ein-
kommen, die mit Umweltveränderungen ver-
bunden sind, oder die Ausnutzung von Konflik-

ten durch politische Akteure, die sich dadurch 
einen Machtzuwachs versprechen. 

Klimawandel ist in dieser Perspektive, auf 
die sich ForscherInnen mit unterschiedlichen 
fachlichen Hintergründen einigen können, ein 
Risikofaktor für bewaffnete Konflikte unter vie-
len. Wie bedeutend er ist, hängt einerseits von 
der relativen Bedeutung der Umweltverände-
rungen und den jeweiligen wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und politischen Kontexten 
ab und andererseits von den Entscheidungen 
zwischen Eskalation und Deeskalation von 
Konflikten, die relevante Akteure treffen. Zur 
Erklärung, warum mit dem Klimawandel zu-
sammenhängende Umweltveränderungen ge-
legentlich für die Eskalation von Konflikten von 
Bedeutung sind, sind also sowohl die ökologi-

schen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und 
politischen Ausgangsbedingungen als auch 
der jeweils spezifische Konfliktprozess in der 
Konfliktregion ausschlaggebend. 

Diese enge Verquickung von Umweltver-
änderungen und anderen Risikofaktoren für 
die Eskalation von Konflikten macht es sehr 
schwer, den Einfluss des Klimawandels abzu-
schätzen oder gar zu quantifizieren. Das gilt 
sowohl für Fallstudien als auch für quantitati-
ve Untersuchungen, in denen mit statistischen 
Methoden viele Fälle analysiert werden. Im 
Gegensatz zu den Antworten auf die Frage, ob 
der Klimawandel überhaupt einen Einfluss auf 
das Konfliktgeschehen in der Welt hat, fallen 
die auf die Frage nach der Bedeutung des Kli-
mawandels für aktuelle und gar zukünftige Ent-
wicklungen weiter unterschiedlich aus.

Einen interessanten Ansatz, dieses Spekt-
rum auszuleuchten, haben vor einigen Jahren 
ForscherInnen der Stanford Universität in Kali-
fornien verfolgt.7 Sie luden WissenschaftlerIn-
nen, die mit zum Teil sehr unterschiedlichen 
Ergebnissen prominent zum Zusammenhang 
von Klimawandel und Konflikten veröffentlicht 
hatten, zu einem Retreat ein. Unter anderem 
ließen sie die Frage diskutieren, welche Bedeu-
tung der Klimawandel im Vergleich zu anderen 
Risikofaktoren nach ihrer Meinung für das Kon-
fliktgeschehen aktuell habe und in der Zukunft 
haben werde. 

Auch mit diesem Vorgehen lässt sich die 
relative Bedeutung des Klimawandels als Ri-
sikofaktor für bewaffnete Konflikte nur grob 
abschätzen. Aber es ist interessant, dass die 
Einschätzungen der ExpertInnen in einer Reihe 
von Punkten bei allen Unterschieden im Detail 
übereinstimmen. So waren sie sich einig, dass 
aktuell der Klimawandel weit weniger bedeu-
tend ist als andere Risikofaktoren, wie etwa 
geringes Einkommen pro Kopf, das Vorhanden-
sein ethnischer Konflikte oder schwache Staat-
lichkeit. Die Einschätzungen des Beitrages von 
Klimaveränderungen auf das Konfliktrisiko der 
jüngeren Vergangenheit reichten von 3 Prozent 
bis 20 Prozent, bei allerdings großer Unsicher-
heit bei allen ForscherInnen. Sie waren sich 
auch einig, dass die Bedeutung des Klimawan-
dels in der Zukunft zunehmen wird, wobei die 
meisten einen schwachen bis moderaten Zu-

Die enge Verquickung von Umwelt­ 

ver än derungen und anderen Risikofaktoren  

für die Eskalation von Konflikten macht  
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wachs bei einem globalen Temperaturanstieg 
von 2 Grad Celsius und einen moderaten in 
einem 4-Grad-Szenario erwarteten.8

Lokale, regionale und globale 

Zusammenhänge

Neben einem gewachsenen Konsens über 
die generelle Bedeutung des Klimawandels 
für Konflikte setzt sich auch immer mehr die 
Erkenntnis durch, dass die Risiken des Klima-
wandels nicht nur in verschiedenen Regionen, 
sondern auch auf unterschiedlichen Ebenen 
gesellschaftlicher Organisation voneinander 
abweichen.

Letzteres lässt sich gut am Beispiel von Trink-
wasser zeigen. Anders als häufig in reißerischen 
Artikeln und Büchern behauptet, ist Wasser in 
der Vergangenheit sehr selten Anlass für Krie-
ge zwischen Staaten gewesen. Zugleich ist die 
Wahrscheinlichkeit gering, dass sich dies in 
der Zukunft ändern wird9. Selbst dort, wo dies 
möglich erscheint, etwa weil durch den Bau 
von Staudämmen Wasserknappheit verschärft 
werden könnte, wie aktuell durch den Bau ei-
nes Nil-Staudamms in Äthiopien, ist nach den 
Erfahrungen der Vergangenheit eine gütliche 
Einigung weitaus wahrscheinlicher als ein be-
waffneter Konflikt. Ein Grund dafür ist, dass 
die Kosten eines Krieges weit höher wären als 
was in Verhandlungen an Verlusten an Wasser, 
und damit Einkommen für Bauern und andere 
Nutzer des Wassers, zu erwarten wäre. Die Si-
tuation ist dort anders, wo es nicht mehr um 
Verteilung des Wassers, sondern um absolute 
Knappheit geht oder wo Abmachungen über 
Aufteilung nicht möglich sind, weil Institutio-
nen fehlen, die Verstöße ahnden könnten. Bei-
des ist besonders häufig auf lokaler Ebene. So 
sind Auseinandersetzungen über Wassernut-
zung in der Sahelzone vor allem dort häufig, wo 
es keine traditionellen Institutionen, wie Ältes-
tenräte, oder moderne, wie Gerichte, gibt, die 
einen Interessenausgleich organisieren kön-
nen. Andererseits führt Wasserknappheit oft 
auch zu mehr Vertrauen und Zusammenarbeit 
unter Bevölkerungsgruppen.10

Nicht nur für Wasser, auch für andere Um-
weltveränderungen, die mit dem Klimawan-
del zusammenhängen, wie Verlust nutzbaren 

Landes durch Meeresspiegelanstieg und Ver-
salzung oder durch Ausdehnung von Trocken-
gebieten, gilt, dass lokale Konflikte häufiger 
sind als nationale oder gar internationale. Ein 
wichtiger Grund ist die relative Bedeutung von 
Umweltveränderungen, wie etwa geringerem 
Niederschlag, Katastrophen oder Meeresspie-
gelanstieg, für die Lebensbedingungen der 
Menschen. Während sie lokal sehr wichtig sein 
können, sind sie dies, mit einigen Ausnahmen 
wie etwa kleinen pazifischen Inselstaaten, für 
größere geografische Einheiten selten. Ein an-
derer ist, dass die Möglichkeiten, Probleme 
durch klimabedingte Umweltveränderungen, 
etwa in der landwirtschaftlichen Produktion, 
auszugleichen, mit der Vielfältigkeit von Er-

werbsmöglichkeiten und Lebensbedingen 
zunehmen, was in der Regel in größeren Ein-
heiten eher der Fall ist. Schließlich sind auch 
Institutionen für Konfliktbearbeitung und -aus-
gleich häufig lokal besonders schwach ausge-
prägt. Lokale Konflikte können allerdings ins-
besondere in fragilen Staaten, in denen auch 
zentrale Institutionen nicht gut funktionieren, 
zugleich nationale und regionale Dimensionen 
entfalten. So wurden unzureichende Hilfslie-
ferungen an Opfer des Taifuns Hayan, der im 
November 2013 einige Inseln der Philippinen 
getroffen hatte, zum Anlass für bewaffnete Aus-
einandersetzungen zwischen Regierungstrup-
pen und bewaffneten Gruppen.11  

Lokale Effekte können aber nicht nur durch 
lokale Umweltveränderungen hervorgerufen 
werden. In unserer global vernetzten Welt kön-
nen sich negative Folgen des Klimawandels an 
ganz anderen Orten zeigen als dort, wo die Um-
weltveränderungen auftreten. Wichtige Trans-
formationsriemen sind Migration und Preise. 
Umweltveränderungen, insbesondere Katast-
rophen, in einer Region können zu Konflikten in 
den Zuwanderungsregionen führen. Allerdings 
ist die Bedeutung dieses Konfliktfaktors in der 
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können sich an ganz anderen  

Orten zeigen als dort, wo die Umwelt­

veränderungen auftreten



14 ETHIK UND MILITÄR 01/21ETHIKUNDMILITAER.DE

DER KLIMAWANDEL ALS BEDROHUNGSMULTIPLIKATOR

wissenschaftlichen Literatur sehr umstritten.12 
Ein Beispiel für die Bedeutung von Preisen für 
lokale Konflikte sind die wiederholten „Brotauf-
stände“ in zahlreichen Ländern des Globalen 
Südens. Da auch die lokalen Preise für Brot-
getreide stark von Angebot und Nachfrage auf 
dem Weltmarkt abhängig sein können, kann 
ein deutlicher Rückgang der Produktion in einer 
Weltregion erhebliche Auswirkungen in einer 
anderen haben. Genau dieser Mechanismus ist 
von einigen AutorInnen als ein Faktor für den 
„Arabischen Frühling“ im Jahre 2011 benannt 
worden. Aufgrund von Dürren in Russland, Chi-
na und einigen anderen Ländern des Globalen 
Nordens waren die Weltmarktpreise für Brotge-
treide im Herbst 2010 weit überdurchschnittlich 
angestiegen, was die Proteste in einer Reihe von 
arabischen Staaten befeuerte.13

Eine gewichtige Ausnahme von diesem Fo-
kus auf lokale Konflikte wird häufig in der Arktis 
gesehen. Die Auswirkungen des Klimawandels 
in der Arktis unterscheiden sich fundamen-
tal von denen in den meisten Regionen der 
Welt: Hier findet keine Verschlechterung der 

Bedingungen für Einkommenserzielung statt, 
sondern mit Ausnahme für die indigene Be-
völkerung deren Verbesserung. Die verstärkte 
Nutzung von Schiffspassagen in der Arktis und 
insbesondere die mögliche Ausbeutung von 
Rohstoffen bergen erhebliches Konfliktpoten-
zial. Allerdings haben es die Anrainerstaaten 
der Arktis bisher geschafft, ihre Interessenge-
gensätze durch Verträge zu regeln. 

Neben dem Sahel sind vor allem Regionen 
in Süd- und Südostasien bereits heute Kon-
fliktrisiko-Hotspots des Klimawandels. In sol-
chen treffen starke negative Auswirkungen auf 
das Einkommen von Menschen durch Dürren, 
Überschwemmungen, Stürme und andere Na-
turkatastrophen auf bereits bestehende wirt-
schaftliche, gesellschaftliche oder politische 
Konfliktlinien. Gemeinsam ist ihnen, dass das 

Einkommensniveau niedrig und der wichtigs-
te Erwerbszweig die Landwirtschaft ist. Für die 
Zukunft werden weitere Hotspots genannt, in 
denen der schleichende Klimawandel über 
dauerhaften Rückgang von Niederschlägen 
und Meeresspiegelanstieg zu Umweltverände-
rungen führt, so etwa im Mittelmeerraum und 
im südlichen Afrika.14   

Konfliktminderung und 

 Friedensbildung

Die enge Verquickung von klimabedingten 
Umweltveränderungen mit gesellschaftlichen 
und politischen Risikofaktoren bietet vielfältige 
Anknüpfungspunkte für Maßnahmen und Akti-
vitäten, um die Konfliktträchtigkeit des Klima-
wandels zu reduzieren.15  

An erster Stelle stehen Maßnahmen, um das 
Ausmaß des Klimawandels zu begrenzen. Die 
Auswirkungen auf die Umwelt und die damit 
einhergehenden Belastungen für den Zusam-
menhalt von Gesellschaften und Beziehungen 
zwischen Staaten wachsen mit dem Grad der 
globalen Erwärmung. Entsprechend bedeut-
sam ist es auch für das zukünftige Konfliktge-
schehen, ob die internationale Gemeinschaft in 
der Lage ist, den globalen Temperaturanstieg 
verglichen mit der Zeit vor dem Beginn der In-
dustrialisierung auf 2 Grad oder sogar darunter 
zu begrenzen.16

Auch die Auswirkungen des Klimawandels 
auf die physische Umwelt und die Verfügbar-
keit von Ressourcen wie Land und Wasser las-
sen sich durch aktive Maßnahmen verändern. 
Eine wichtige Rolle spielt hierbei die Katas-
trophenvorsorge, denn auch der schleichende 
Klimawandel, etwa im Bereich des Anstiegs des 
Meeresspiegels, wird zunächst vor allem in Ex-
tremsituationen – in diesem Fall Sturmfluten – 
zu Schäden führen. Anpassungsmaßnahmen 
sind daher ein zweites Instrument, um die Aus-
wirkungen des Klimawandels auf das Konflikt-
geschehen zu beeinflussen. 

Weiter als Anpassungsmaßnahmen gehen 
Vorhaben, mit denen die Resilienz von Gesell-
schaften gegen klimabedingte Umweltverän-
derungen gestärkt werden soll. So kann eine 
schnelle wirtschaftliche Erholung nach einer 
Katastrophe verhindern, dass sich Konflikte 
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zwischen unterschiedlich betroffenen gesell-
schaftlichen Gruppen aufschaukeln.

Neben diesen auf Begrenzung der Umwelt-
veränderungen infolge des Klimawandels zie-
lenden Maßnahmen stehen solche, die auf 
Eindämmung der gesellschaftlichen und politi-
schen Konfliktdynamik zielen. Diese unterschei-
den sich im Grundsatz nicht von dem, was sich 
im Laufe der Jahrzehnte als für das Konflikt-
management und die Friedenskonsolidierung 
hilfreich erwiesen hat, von Programmen zur 
Stabilisierung der Wirtschaft über Stärkung von 
Institutionen zur Bearbeitung von Konflikten bis 
hin zu Aktivitäten mit dem Ziel der Versöhnung 
verfeindeter gesellschaftlicher Gruppen. 

Naheliegend ist allerdings, Maßnahmen zum 
Konfliktmanagement und zur Friedensbildung 
mit Aktivitäten zur Minderung von Umweltrisi-
ken zu verbinden. 

Besonders aktiv wird dies im Bereich des 
„environmental peacebuilding“ versucht, wo 
etwa Maßnahmen zum Schutz der Umwelt mit 
Programmen zur Versöhnung zwischen ver-
feindeten Gruppen verbunden werden. In der 
Praxis ist ein solches kombinierendes Vorgehen 
nur schwer umzusetzen und kann zu unbeab-
sichtigten Folgen führen.17 Zum einen stehen 
Aktivitäten zur Minderung von Umweltrisiken 
und gesellschaftlichen und politischen Konflikt-
risiken häufig in Konkurrenz zueinander. Ein 
Beispiel dafür ist der Bau von Staudämmen, 
um das Risiko von Überschwemmungen zu ver-
mindern, mit dem gleichzeitig aber die Zwangs-
umsiedlung von Menschen verbunden ist. Ein 
anderes ist der großflächige Anbau von Pflan-
zen für die Energiegewinnung, der aber oft mit 
der Verknappung von Land für die Nahrungs-
mittelproduktion durch Kleinbauern verbun-
den ist. Umgekehrt können auch der Friedens-
konsolidierung dienende Maßnahmen, etwa im 
Bereich der Förderung der Wirtschaft in Nach-
kriegsgesellschaften, die Umweltbedingungen 
verschlechtern. Zum anderen sind die Akteure, 
die sich um Umweltrisiken und gesellschaft-
liche und politische Konfliktrisiken kümmern, 
häufig voneinander isoliert. Ein Beispiel dafür 
sind die unterschiedlichen Zielsetzungen von 
internationalen Entwicklungs- und Hilfsorgani-
sationen, die regelmäßig einen klaren Schwer-
punkt auf ein begrenztes Aufgabenfeld haben.

Gefahren der „Versicher heit­

lichung“ und der Unterschätzung 

des Klima­Konfliktrisikos

Die Komplexität des Zusammenhanges von 
Klimawandel und Konflikten erschwert nicht 
nur die wissenschaftliche Analyse und die Be-
mühungen um die Eindämmung eines vom Kli-
mawandel beeinflussten Konfliktgeschehens, 
sondern führen auch zu Unter- und Übertrei-
bungen der Bedeutung dieses Zusammenhan-
ges.18 

Besonders deutlich war dies in der zweiten 
Hälfte der Nullerjahre des Jahrhunderts. Ein 
wichtiger Grund dafür war die Haltung einer 
Reihe von Regierungen, angeführt durch die 

US-Administration unter George W. Bush, ei-
nerseits und das Erstarken gesellschaftlicher 
Bewegungen für mehr Klimaschutz anderer-
seits. Die Betonung des Konfliktrisikos des 
Klimawandels erwies sich als ein starkes Argu-
ment zur Mobilisierung für mehr Klimaschutz, 
allerdings um den Preis, dass sich Angst vor 
Massenmigration nach Europa und in die USA 
verbreitete und ehemalige und aktive Militärs 
zu wichtigen Kronzeugen für die Gefahren des 
Klimawandels wurden. Zwar sind bisher nur 
wenige Zeichen einer „Versicherheitlichung“ 
des Klimawandels zu sehen, etwa der weiten 
Verbreitung der Ansicht, dass der Klimawan-
del eine existenzbedrohende Gefahr ist, der 
nur mit der Ausschaltung demokratischer Ver-
fahren und mit Zwangsmaßnahmen begegnet 
werden kann. Auch Aktivitäten, den Risiken 
des Klimawandels mit militärischen Mitteln 
begegnen zu wollen, sind bisher kaum zu ver-
zeichnen.19  Andererseits hält sich die durch 
Analysen der bisherigen Migrationsbewegun-
gen nicht gestützte Angst vor einer riesigen 
Welle von Klimamigranten nach Europa und in 
die USA hartnäckig in Politik und Gesellschaft 
und ist zu einem wichtigen Faktor in der Migra-
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tionspolitik einer Reihe von Staaten geworden. 
Übertreibungen der Bedeutung des Klima-
wandels liegen auch im Interesse von poli-
tisch versagenden Entscheidungsträgern und 
Eliten. Sie können ihr eigenes Verschulden für 
schlechte Lebensbedingungen und Proteste 
bis hin zur Eskalation zu bewaffneten Konflik-
ten auf einen von ihnen kaum beeinflussbaren 
Faktor schieben. Auch hierfür liefert der Kon-
flikt in Darfur ein Beispiel.

Übertreibungen der Risiken für Frieden und 
Sicherheit stehen Verharmlosungen des Klima-
wandels gegenüber – allgemein und speziell, 
wenn es um Fragen von gesellschaftlichem Zu-
sammenhalt und gefährlichen Konflikten geht.  
So verweigerte sich die Trump-Administration 
in den USA jeder Art von Versuchen auf prak-
tischer, politischer und diplomatischer Ebene, 
Klimawandel und Konflikte miteinander in Ver-
bindung zu bringen, weil sie den menschenge-
machten Klimawandel an sich bestritt. Andere 
Akteure in der internationalen Politik akzeptie-
ren zwar, dass der Klimawandel Auswirkungen 
auf die Lebensbedingungen vieler Menschen 
hat, sind aber nicht gewillt, darin ein relevan-
tes Konfliktrisiko zu sehen. So verhinderten 
nicht nur die USA, sondern auch Russland und 
China, dass Deutschland während der Mitglied-
schaft im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
in den Jahren 2019/2020 erfolgreich eine Reso-
lution einbringen konnte, in der der Klimawan-
del als eine Gefahr für internationalen Frieden 
und Sicherheit bezeichnet wurde. Erbost waren 
darüber vor allem eine Reihe von besonders 
vom Klimawandel betroffener Staaten, wie die 
kleinen pazifischen Inselstaaten, die sich von 
der internationalen Gemeinschaft mehr Enga-
gement wünschen.

Gegenwarts­ und Zukunfts­

risiko Klimawandel

Es macht wenig Sinn, den Klimawandel iso-
liert von anderen Konfliktfaktoren zu sehen. 
Dazu sind seine gesellschaftlichen Auswirkun-
gen zu sehr dadurch determiniert, wie stark 
Menschen von Umweltbedingungen abhän-
gig sind, welche Möglichkeiten zur Anpassung 
an deren Veränderungen sie haben, wie die 
negativen Folgen dieser Veränderungen zwi-
schen verschiedenen gesellschaftlichen Grup-
pen verteilt sind und wie solche Verteilungs-
fragen von der Bevölkerung wahrgenommen 
werden, um nur einige wichtige Faktoren zu 
erwähnen.

Mit zunehmender Globaltemperatur und 
deren Folgen für Klima und Wetter steigt aller-
dings das zu erwartende Ausmaß der Umwelt-
veränderungen, insbesondere in der Form 
von Extremwetterereignissen, aber auch von 
längerfristigen Veränderungen, zum Beispiel 
bei Niederschlägen und Meeresspiegel. Da-
mit steigen tendenziell auch die Risiken für 
bewaffnete Konflikte. Aber auch in der abseh-
baren Zukunft dürften sie nur dort dominant 
werden, wo die Abhängigkeit von landwirt-
schaftlicher Produktion besonders hoch ist 
und andere Konfliktlinien sich mit denen über 
die Verteilung der negativen Folgen von Um-
weltveränderungen überschneiden.

Die enge Verquickung des Klimawandels 
mit anderen Konfliktfaktoren eröffnet viel-
fältige Möglichkeiten für die Eindämmung 
des Konfliktrisikos. Auch hier gilt allerdings, 
dass die Erfolgsbedingungen mit zunehmen-
dem Klimawandel abnehmen. Denn die enge 
Verquickung bedeutet auch, dass wichtige 
Bremser von Konflikteskalation, wie Vertrau-
en zwischen verschiedenen gesellschaftlichen 
Gruppen und Institutionen der Konfliktbe-
arbeitung und -lösung, in diesem Zuge an Ge-
staltungskraft verlieren. 
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Zuvor

Im Jahr 2015 veröffentliche Papst Franziskus 
mit Laudato si’ die erste Umweltenzyklika 
überhaupt. Der Klimawandel, so schreibt 
er darin, sei eine der „wichtigsten aktuellen 
Herausforderungen an die Menschheit“, „ein 
globales Problem mit schwerwiegenden Um-
welt-Aspekten und ernsten sozialen, wirt-
schaftlichen, distributiven und politischen 
Dimensionen“ (LS 25)1. Im selben Jahr be-
schloss die Weltklimakonferenz der Verein-
ten Nationen das Übereinkommen von Paris, 
den neuen, völkerrechtlich bindenden Kli-
mavertrag, den inzwischen 191 Staaten rati-
fiziert haben. Die Unterzeichnerstaaten se-
hen in der globalen Erwärmung eine „akute 
Bedrohung“, die „die ganze Menschheit mit 
Sorge“ erfülle2. 

Die Situation

Tatsächlich waren 2015 bis 2020 die sechs 
wärmsten Jahre und das vergangene Jahr-
zehnt die wärmste Dekade seit Beginn der 
Wetteraufzeichnungen. 2020 gehört mit 2016 
und 2019 zu den drei wärmsten Jahren, wie 
die Weltorganisation für Meteorologie mel-
dete3. Dass der derzeitige Klimawandel men-
schengemacht ist, ist unter den Expertinnen 
und Experten aufgrund handfester Indizien 
völlig unstrittig4.

Es gibt zwei Hauptursachen: die gigan-
tischen Treibhausgas-Emissionen in Höhe 
von derzeit rund 50 Milliarden Tonnen Koh-
lenstoffdioxid- bzw. CO2-Äquivalenten pro 
Jahr5 sowie die großräumige Vernichtung 
von Wäldern und anderen wichtigen Koh-
lenstoff-Senken. Die klimaschädlichen Gase 
stammen vor allem aus der Verbrennung fos-
siler Energieträger, die zur Strom- und Wär-
meerzeugung sowie als Treibstoff im zivilen 
wie militärischen Luft-, Schiffs- und Straßen-
verkehr genutzt werden, weiterhin aus der 
industriellen Produktion, vor allem der Ze-
mentherstellung, aus dem Abfackeln (flaring) 
und Ablassen (venting) von Erdölbegleitgas, 
aus Müll, aus der Waldrodung, aus Wald- und 
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Nicht nur die Auswirkungen des menschengemachten Klima wandels 

sind bekannt (und zunehmend spürbar) – Meeresspiegelanstieg, 
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entgegenzuhalten. Dazu ist grundlegend mit der Fehlinterpretation 

 aufzuräumen, die Spezies Mensch habe ein irgendwie geartetes Recht 

zum willkürlichen Umgang mit der Schöpfung. Vielmehr betonen 

schon die entscheidenden Verse der Genesis seine Verantwortung 

und Verpflichtung, deren Rechte zu wahren. Aus dem Eigenwert der 

Mitgeschöpfe und der unantastbaren Menschenwürde lassen sich drei 

Hauptaspekte von Klimagerechtigkeit – globale, intergenerationelle  
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wird, kommt nicht nur aus theologisch-ethischer Perspektive einem 

fundamentalen Unfrieden gleich. Ob man sich in die Lage der Bewoh-

ner kleiner pazifischer Inselstaaten hineinversetzt, die vom Untergang 

bedroht sind, oder die weitgehend einhelligen wissenschaftlichen und 

politischen Analysen zurate zieht: Die konfliktverschärfenden Effekte 

der Verknappung von Wasser und Nahrungsmitteln, des Verlustes 

von Staatsgebiet und Heimat, der Zunahme von Migration und der 

De stabilisierung ganzer Regionen liegen auf der Hand. Anstatt weiter 

in militärische Absicherung zu investieren, sind die verfügbaren 

Ressourcen gerade potenter Staaten und Akteure – gemäß dem Prinzip 

der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortungen und Fähig-

keiten – auf Prävention, das heißt auf Klimaschutz auszurichten. Die 

Zeit dafür ist knapp, aber noch nicht verstrichen. Es braucht anhal-

tenden zivilgesellschaftlichen Druck und eine zunehmende Berück-

sichtigung des Prinzips der Klimagerechtigkeit in der Rechtsprechung. 

Darüber  hinaus kann eine umwelt- und klimagerechte Bepreisung von 

Waren und Dienstleistungen entscheidende Impulse setzen und zugleich 

Auftakt der auch von Papst Franziskus in „Laudato si’ “ geforderten 

Transformation unserer konsumorientierten, am kurzfristigen Profit 

ausgerichteten Wirtschafts- und Lebensweise sein. 

WENN DU FRIEDEN WILLST, 
SCHÜTZE DAS KLIMA! 
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Buschbränden, aus der industriellen Land-
wirtschaft und Tierhaltung. Ein zusätzlicher 
Faktor ist der Anstieg des durchschnittlichen 
Pro-Kopf-Verbrauchs an Energie und Res-
sourcen, verbunden mit einer immer weiter 
wachsenden Menschheit.

Trotz aller Shut- und Lockdowns im Zuge 
der Covid-19-Pandemie sind die CO2-Emissi-
onen aus der Nutzung fossiler Energieträger 
und der Zementproduktion 2020 gegenüber 
2019 um nur 5,3 Prozent gesunken6; eine 
Minderung, die allein durch die Zunahme der 
Wald- und Buschbrände wieder zunichtege-
macht wurde7. Deshalb ist die Konzentration 
des langlebigen Gases in der Atmosphäre 
weiter angestiegen, und zwar seit vorindus-
triellen Zeiten inzwischen um knapp 50 Pro-
zent8. Tendenz: weiter steigend.

Die verheerenden Folgen sind bekannt: 
Schon jetzt verletzt und tötet der Klimawan-
del unzählige Menschen und andere Lebe-
wesen durch extreme Wetterereignisse, wie 
Stürme, Starkniederschläge und Hitze, die 
an Häufigkeit und/oder Intensität zunehmen. 
Die Folgen sind Sturmfluten, Überschwem-
mungen, Dürren sowie Wald- und Buschbrän-
de, die allesamt gefährliche Auswirkungen 
auf das Leben, die Gesundheit, die Wasser-
versorgung und die Ernährung haben. Der 
Meeresspiegel steigt, was tiefliegende Küs-
tenregionen, Inseln und Flussdeltas langsam, 
aber stetig flutet und versalzt, was wiederum 
die Lebensgrundlagen und die Heimat der 
dortigen Bevölkerung unwirtlich macht oder 
sogar gänzlich zerstört. Klimazonen verschie-
ben sich – mit katastrophalen Konsequenzen 
für die Biodiversität. Ganze Ökosysteme, wie 
etwa Korallenriffe, brechen zusammen. Ne-
ben wärmerem Wasser ist hierfür die enorme 
CO2-Aufnahme der Ozeane verantwortlich, 
die ihrerseits zu einer weiteren Versauerung 
der Meere führt, welche kalkschalenbildende 
Organismen und damit auch die Nahrungs-
kette massiv beeinträchtigt. 

Verschärfend kommt hinzu, dass Folgen 
des Klimawandels wieder zu Ursachen wer-
den. Die Klimaforschung spricht von „posi-
tiven“ Rückkopplungen oder Kippschaltern, 
die der Mensch im Erdsystem aktuell auslöst 
oder bald umlegen könnte. Hierzu zählt unter 

anderem das Absinken der Albedo, also der 
Menge der von der Erde reflektierten Sonnen-
einstrahlung. Ursache ist das Abschmelzen 
von eis- und schneebedeckten Flächen. Da-

durch werden Boden und Luft wärmer, weite-
re helle Flächen verschwinden, wodurch die 
Temperatur noch mehr steigt und so weiter.

Von den Mitgliedern des Nordatlantikpakts 
gehören mit den USA, Deutschland und Ka-
nada drei Staaten zu den zehn Top-Emitten-
ten von Treibhausgasen. Die dreißig Bünd-
nispartner, deren Gesellschaften gut zwölf 
Prozent der Weltbevölkerung stellen, waren 
2018 für den überproportional hohen Ausstoß 
von 10,63 Milliarden Tonnen CO2-Äquivalen-
ten verantwortlich, das heißt für rund 22 Pro-
zent der globalen Treibhausgasemissionen9. 
Vier von fünf NATO-Ländern sind OECD-Staa-
ten. Nimmt man das Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf als Wohlstandsindikator, so gehör-
ten im Jahr 2019 fünf NATO-Mitglieder zu 
den zehn reichsten Staaten der Erde, zehn zu 
den zwanzig reichsten und 22 zu den fünfzig 
reichsten. Die Bevölkerungen fast aller Bünd-
nispartner (ausgenommen Albanien und 
Nordmazedonien) zählen zum wohlhabends-
ten Drittel der Staatenwelt. Folglich kommen 
hier die rechtlich-ethische Verpflichtung der 
Verursacher zur Emissionsminderung und 
eine hohe wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
bezüglich Klimaschutz, Anpassung und Wie-
dergutmachung angerichteter Schäden zu-
sammen. Völkerrechtliche Grundlage ist das 
Prinzip der gemeinsamen, aber unterschied-
lichen Verantwortungen und Fähigkeiten, das 
in der Klimarahmenkonvention von Rio 1992 
festgelegt und im Übereinkommen von Paris 
bestätigt wurde (vgl. Art. 3 Nr. 1 UNFCCC, Art. 
2 II Paris Agreement).

Schon jetzt verletzt und tötet der Klima wandel 
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Bewertungen

Im Bewusstsein vieler Menschen halten sich 
hartnäckig einige fatale Fehlinterpretationen 
der schöpfungsbezogenen Aufträge, die Gott 
unserer Spezies erteilt. Diese Verpflichtun-
gen finden sich im Buch Genesis, und zwar 
in den beiden ersten Kapiteln, die ein kunst-
voll verbundenes Ganzes bilden. Die darin 
enthaltenen vier sinntragenden hebräischen 
Verben bedeuten: 1. nicht ein gewaltförmi-
ges „Herrschen“, sondern ein gewaltfreies 
Walten über das Land und die Tiere im Sin-
ne eines sorgenden Verwaltens, wie dies von 
einer guten Regentschaft erwartet wurde (vgl. 
Genesis / 1. Mose 1,26.28); 2. nicht vorrangig 
ein „Bebauen“ oder „Beackern“, sondern die 
Verpflichtung, dem Boden und dem Paradies-
garten zu dienen, da er nur dann fruchtbar 
bleibt (vgl. Genesis / 1. Mose 2,5.15); 3. nicht 
ein „Untertanmachen“ oder „Unterwerfen“ 
der Erde, sondern ein Fuß-darauf-Setzen, 
was in der Antike als Schutzgestus verstan-
den wurde (vgl. Genesis/1. Mose 1,28); denn  
4. soll der Mensch den Garten Eden, das Biotop 
Erde, hüten, erhalten und schonen (vgl. Gene-
sis/1. Mose 2,15). Auch die Propheten bücher 
verdeutlichen, wie Gott sich eine gelungene 
Welt vorstellt: Recht und Gerechtigkeit sollen 

herrschen, Schalom soll sein: das heißt eine 
lebensfördernde politische, rechtliche, soziale 
und kreatürliche Ordnung, im weiteren Sinne 
ein ungefährdetes Wohlergehen, Glück, Ruhe 
und Sicherheit, umfassendes Heil für alle, auch 
die kommenden Generationen. „Das Werk der 
Gerechtigkeit wird der Friede sein“ (Jesaja 
32,17). Solidarität, also das Engagement für 
Gerechtigkeit, muss deshalb auch beim Um-
gang mit der Erde, ihren Geschöpfen und ih-
rem Klimasystem an erster Stelle stehen.

Die tatsächliche Weltlage ist jedoch weit da-
von entfernt. „Schon heute ist der Kampf um 

die knappen ökologischen Ressourcen (Was-
ser, Bodenschätze, landwirtschaftliche Flächen 
u. a.) [...] häufige Ursache für kriegerische Aus-
einandersetzungen“, konstatierten die deut-
schen Bischöfe bereits 1998 in ihrem Doku-
ment Handeln für die Zukunft der Schöpfung10. 
Zwei Jahre später warnten sie in dem Papier 
Gerechter Friede vor der globalen Erwärmung 
als einer möglichen Flucht- und Kriegsursache: 
„Die Veränderungen der Erdatmosphäre [...] 
beeinflussen das Klima und haben unabsehba-
re Konsequenzen.“ So komme es „auch dazu, 
dass Menschen ihren angestammten Lebens-
raum verlassen müssen. Besondere Aufmerk-
samkeit verdient die Wasserversorgung. Fach-
leute befürchten, künftige Kriege würden nicht 
mehr nur um Öl, sondern um Wasser geführt.“11 
Und im Jahr 2007 machten die Bischöfe uns 
bewusst, dass die „gefährliche anthropogene 
Beeinflussung des Weltklimas […] kein unab-
wendbares Schicksal, sondern eine massive 
Ungerechtigkeit (ist), die bestehendes Unrecht 
noch verschärft“12. 

Dieser Zustand unterminiert die globale 
Sicherheit und ist das Gegenteil von Klima-
gerechtigkeit. Klimagerecht ist ein System, 
Zustand, Gesetz, eine Situation, Beziehung, 
Maßnahme oder Handlung immer dann, aber 
auch nur dann, wenn die berechtigten An-
sprüche aller, die vom Klimawandel und sei-
nen Folgen in Mitleidenschaft gezogen oder 
bedroht werden, also ihre Rechte, angemes-
sen berücksichtigt werden. Wir schulden Ge-
rechtigkeit allerdings nicht nur unseren bald 
acht Milliarden Mitmenschen, sondern auch 
den kommenden Generationen und unseren 
Mitgeschöpfen. Die beiden letzteren „Grup-
pen“ haben nichts zum Klimawandel beigetra-
gen, leiden unter seinen Folgen bzw. werden 
darunter leiden, können jedoch für ihre Rech-
te nicht selbst eintreten. Die Gründe unserer 
Verpflichtung gegenüber den jetzt und künf-
tig Lebenden liegen auf der Hand: Es sind die 
gleiche, unantastbare Menschenwürde aller 
sowie der Eigenwert der außermenschlichen 
Schöpfung (vgl. Genesis / 1. Mose 1,31). Da­
rum sind wir verpflichtet, sie zu achten und 
ihre Rechte zu schützen.

Auch die deutschen Bischöfe heben hervor, 
dass die menschengemachte Klimaänderung 

Solidarität, also das Engagement für 

 Gerechtigkeit, muss auch beim Umgang  

mit der Erde, ihren Geschöpfen und  

ihrem Klimasystem an erster Stelle stehen



21ETHIK UND MILITÄR 01/21 ETHIKUNDMILITAER.DE

DER KLIMAWANDEL ALS BEDROHUNGSMULTIPLIKATOR

„in dreifacher Hinsicht – global, intergenera-
tionell und ökologisch – eine Frage der Ge-
rechtigkeit“ ist13. Die aus ethischer Perspektive 
gravierendste Ungerechtigkeit ist die zwischen 
den Hauptverursachenden und den Haupt-
leidtragenden des Temperaturanstiegs: 1. zwi-
schen den stark emittierenden reichen Indust-
rienationen, aufstrebenden Schwellenländern 
sowie Eliten in den Entwicklungsländern auf 
der einen Seite sowie den armen, verwundba-
ren Ländern des globalen Südens, besonders 
in Afrika und im Südpazifik, auf der anderen 
Seite, dann 2. zwischen den jetzt lebenden 
Erwachsenen einerseits und den Jugendli-
chen, Kindern, Ungeborenen sowie den noch 
kommenden Generationen andererseits und 
schließlich 3. zwischen der aktuellen erwach-
senen Menschheit und der außermenschli-
chen Natur. 

Bezüglich des völlig unzureichenden deut-
schen Klimaschutzgesetzes hat das Bundes-
verfassungsgericht in seinem Beschluss vom 
24. März 2021 einen Verstoß gegen das Gebot 
intergenerationeller Gerechtigkeit festgestellt 
(s. o. 2.). Der jetzt lebenden erwachsenen 
Generation dürfe nicht zugestanden werden, 
„unter vergleichsweise milder Reduktionslast 
große Teile des CO2-Budgets zu verbrauchen, 
wenn damit zugleich den nachfolgenden Ge-
nerationen eine […] radikale Reduktionslast 
überlassen und deren Leben schwerwiegen-
den Freiheitseinbußen ausgesetzt würde“14. 
Dies würde junge Menschen verfassungswid-
rig in ihren Freiheitsrechten verletzen. Des-
halb muss der Gesetzgeber nun angemessene 
Vorkehrungen treffen, um die ab 2031 auf die 
jetzigen Kinder und Jugendlichen zukommen-
de Minderungslast zu verringern15 und einen 
„freiheitsschonenden Übergang[ ] in die Kli-
maneutralität“ zu gewährleisten16.

Die Gefährdung durch den Klimawandel 
und seine Folgen, so legte auch der vorma-
lige Premierminister des Inselstaats Tuvalu, 
Saufatu Sopoanga, der UN-Generalversamm-
lung eindringlich dar, „ist real und ernst, und 
wir vergleichen sie mit einer langsamen und 
heimtückischen Form des Terrorismus gegen 
uns“17. Zu einer ganz ähnlichen Bewertung 
kommt Marlene Moses, UN-Botschafterin 
des benachbarten Nauru: „Der Klimawandel 

kann Länder genauso verwüsten wie Kriege 
und angreifende Armeen.“18 Wer hier jeweils 
der Aggressor ist, liegt auf der Hand: Es sind 
die Staaten, die pro Kopf die größte Menge an 
Treibhausgasen ausstoßen. Wie aber sind die-
se Einschätzungen zu bewerten? Handelt es 
sich um Übertreibungen der politischen Elite 

zweier kleiner Staaten, die sich vor der Welt-
öffentlichkeit wichtigmachen wollen? 

Dass dem nicht so ist, zeigt die Tatsache, 
dass sich der Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen (UNSC) in ähnlicher Weise geäußert 
hat. Im Juli 2011 befasste sich dieses mäch-
tigste UN-Gremium mit den Gefahren des 
Klimawandels und beauftragte seinen Präsi-
denten, eine Stellungnahme abzugeben. Da-
rin wird die Verantwortung unterstrichen, die 
dem Gremium bei der Bewahrung von Frieden 
und Sicherheit, aber auch für die Förderung 
einer nachhaltigen Entwicklung zukomme. 
Der Sicherheitsrat zeigt sich besorgt darüber, 
dass der Klimawandel bestehende Risiken 
verschärfen könnte. Anlass für das Statement 
war eine dringende Bitte der pazifischen Insel-
staaten, die die nachteiligen Auswirkungen 
der globalen Erwärmung schon jetzt deutlich 
zu spüren bekommen. Exemplarisch nennt 
das Dokument den Anstieg des Meeresspie-
gels, wodurch kleinen, tiefliegenden Nationen 
der Verlust ihres Staatsgebietes droht, zumin-
dest aber die dauerhafte Überflutung bzw. 
Versalzung großer Landesteile19. 

Folgen wären einerseits Konflikte um knap-
per werdende (fruchtbare) Böden, um Trink-
wasser und Nahrungsmittel sowie anderer-
seits Migration und Flucht. Insgesamt gesehen 
wird die Zahl der Menschen steigen, die vor 
Dürre, Stürmen oder Überschwemmungen 
fliehen und damit Heimat und Sicherheit 
preisgeben müssen. Zudem werden diejeni-
gen, die nicht mehr zurückkehren können, 
anderswo dauerhaft aufgenommen und inte-
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griert werden müssen. Solche Entwicklungen 
verlaufen in der Regel nicht konfliktfrei. Zwar 
handelt es sich bei der vorliegenden Erklärung 
nicht um eine Resolution des UNSC, sondern 
um ein Statement seines Präsidenten. Den-
noch ist die Stellungnahme hochbedeutsam: 
als Anstoß zu einer Neubewertung der Gefah-
ren des Klimawandels.

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesre-
gierung Globale Umweltveränderungen hatte 

sich in seinem Hauptgutachten 2007 eben-
falls mit dem Sicherheitsrisiko Klimawandel 
beschäftigt und festgestellt, dass die globale 
Erwärmung und ihre Auswirkungen „ohne ent-
schiedenes Gegensteuern bereits in den kom-
menden Jahrzehnten die Anpassungsfähigkeit 
vieler Gesellschaften überfordern“ werden. 
Mögliche nachteilige Effekte könnten Gewalt 
und Destabilisierung sein, „die die nationale 
und internationale Sicherheit in einem erheb-
lichen Ausmaß bedrohen“, sowie Spaltungs- 
und Konfliktlinien in der internationalen Poli-
tik aufgrund vielfältiger Verteilungskonflikte in 
und zwischen Ländern: um Wasser, um Land, 
um die Bewältigung von Flüchtlingsbewegun-
gen oder um Kompensationszahlungen20.

In ihrer Globale[n] Strategie für die Außen­ 
und Sicherheitspolitik aus dem Jahr 2016 
identifiziert die Europäische Union neben 
dem Terrorismus, hybriden Bedrohungen, 
wirtschaftlicher Instabilität sowie Unsicher-
heit bezüglich der Energieversorgung auch 
die globale Erwärmung als eine aktuelle Ge-
fährdung ihrer Bevölkerung und ihres Ho-
heitsgebietes21. Diese verursache über die be-
reits bestehenden globalen Schwierigkeiten 
hinaus weitere Verwerfungen22: „Klimawan-
del und Schädigung der Umwelt verschärfen 
potenzielle Konflikte angesichts ihrer Aus-
wirkungen auf die Wüstenbildung, die Ver-
schlechterung der Böden sowie die Wasser- 
und Nahrungsmittelknappheit.“23

In diesem Zusammenhang verwendet die 
EU den interessanten Begriff des Präventiv-
friedens. Es sei „hinlänglich bekannt, dass 
es effizienter und wirksamer ist, einen Kon-
flikt zu verhüten, als nach Ausbruch einer 
Krise zu versuchen, diese beizulegen“. Die 
EU habe in der Vergangenheit gute Erfol-
ge mit präventiver Friedenskonsolidierung 
und Diplomatie erzielt. „Wir werden daher 
unsere Anstrengungen zur Konfliktverhü-
tung verstärken, indem wir die Ursachen 
wie Menschenrechtsverletzungen, ungleiche 
Ressourcenverteilung und Klimawandel – der 
zur Vervielfältigung der Bedrohung durch Ver-
stärkung von Wasser- und Nahrungsmittel-
knappheit, Pandemien und Vertreibung bei-
trägt – überwachen.“24 Was aber, wenn die 
Vorsorge misslingt? Meine Antwort lautet: 
Solange die vielfältigen Möglichkeiten der 
Prävention durch Schaffung gerechter(er) in-
nerstaatlicher und internationaler Strukturen 
nicht im Ansatz geschöpft, geschweige denn 
ausgeschöpft sind, sollten wir alle Kraft auf 
das Gelingen setzen, anstatt die weltweiten 
Militärausgaben weiter hochzutreiben. 1981 
Milliarden US-Dollar waren es laut SIPRI im 
Jahr 2020, was trotz Pandemie einer realen 
Steigerung von 2,6 Prozent gegenüber 2019 
entspricht. Man stelle sich einmal vor, dieses 
Geld würde für die Umsetzung der 17 Sus-
tainable Development Goals eingesetzt wer-
den, also zum Beispiel für Klimaschutz und 
Armutsbekämpfung25.

Die Allianz der kleinen Inselstaaten (AOSIS), 
die knapp ein Fünftel der UN-Mitgliedsländer 
repräsentiert, lädt uns zu einem weiteren Ge-
dankenexperiment ein. Was würden wir tun, 
wenn die Situation umgekehrt wäre? Wenn 
also die AOSIS-Staaten zu den Hauptver-
ursachern, wirtschaftlichen Profiteuren und 
zugleich zu den am wenigsten Verwundba-
ren gehörten und wir, die Bevölkerungen der 
NATO-Mitglieder, zu den besonders geschä-
digten Niedrigemissionsländern mit hoher 
Verwundbarkeit: Wie würden wir darauf re-
agieren, wenn die Inselstaaten unsere Toten 
und Verletzten bloß als Kollateralschäden be-
trachteten, die eben in Kauf zu nehmen sind, 
sozusagen als unvermeidbare Nebenwirkung 
des auf der anderen Seite des Planeten ge-
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pflegten Lebensstils? Würde die NATO gemäß 
Artikel 5 Nordatlantikvertrag den Bündnisfall 
ausrufen und damit drohen, die Kohlekraft-
werke der Pazifikstaaten zu zerstören? Würde 
die Sicherheit Deutschlands dann nicht nur 
am Hindukusch, sondern auch im Südpazifik 
verteidigt? Wer dies bejaht, müsste allerdings 
auch den AOSIS-Staaten das Recht zugeste-
hen, ihre Freiheit an Rhein, Elbe und Donau 
zu verteidigen. Wie gesagt: nur ein Gedanken-
experiment. Gewalt wird die Klimakrise nicht 
lösen, nur internationale faire Kooperation. 
In diese Richtung weist auch Artikel 1 des 
Nordatlantikvertrags, in dem sich die Parteien 
verpflichten, in Übereinstimmung mit der UN­
Charta „jeden internationalen Streitfall, an 
dem sie beteiligt sind, auf friedlichem Wege 
so zu regeln, daß der internationale Friede, 
die Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht ge-
fährdet werden, und sich in ihren internatio-
nalen Beziehungen jeder Gewaltandrohung 
oder Gewaltanwendung zu enthalten, die mit 
den Zielen der Vereinten Nationen nicht ver-
einbar sind“. Dass die NATO die Gerechtigkeit 
nicht gefährden will, ist ein hehres Ziel. Bes-
ser noch wäre es, aktiv die in der Präambel für 
fundamental erklärten Werte der Demokratie, 
der Freiheit der Person und der Herrschaft 
des Rechts im globalen Kontext, aber auch in 
den eigenen Reihen (zum Beispiel in der Tür-
kei, in Polen und Ungarn) zu fördern. 

Die himmelschreiende Diskrepanz zwischen 
Hauptverursachern und Hauptleidtragenden 
ist aber nicht die einzige Ungerechtigkeit. 
Darüber hinaus ist es extrem unfair, dass die 
allermeisten der Verschmutzerstaaten und 
zahlreiche ihrer gesellschaftlichen Akteure 
Maßnahmen des Klimaschutzes aus purer na-
tionalstaatlicher, unternehmerischer oder in-
dividueller Habgier blockieren oder abschwä-
chen. Schon der Versuch verstößt gegen das 
Gerechtigkeitsprinzip, das in Rio und Paris als 
gemeinsame Verpflichtung der Völkergemein-
schaft etabliert wurde. 

Im Umweltvölkerrecht und Internationalen 
Strafrecht wird zudem diskutiert, ob hier nicht 
sogar ein vorsätzlicher Ökozid bzw. Posterizid 
vorliegt, somit ein Verbrechenstatbestand, der 
– über das Mittel der Klimaklage – nach einer 
entsprechenden Sanktionierung ruft26. So gibt 

es begrüßenswerte Bestrebungen, unterstützt 
unter anderem von Papst Franziskus27, Öko-
zid neben Völkermord, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und Verbre-
chen der Aggression in das Römische Statut 
des Internationalen Strafgerichtshofs aufzu-
nehmen28.

Eine weitere Ungerechtigkeit besteht darin, 
den Klimawandel selbst, die ursächliche Be-
deutung der Treibhausgase und/oder die Ver-
antwortung der Menschheit als Verursacherin 
der globalen Erwärmung zu leugnen oder zu 
verharmlosen. Gesunde Skepsis ist eine wis-
senschaftliche Tugend. Wer aber aus Mangel 
an Bereitschaft, sich bei geprüften Quellen 
zu informieren, oder wider besseres Wissen 
oder, schlimmer noch, aus reinem Egoismus 
Zweifel an der Wissenschaftlichkeit der Kli-
maforschung, an der Glaubwürdigkeit der 
Fachleute und ihrer vielfach überprüften und 

abgesicherten Resultate sät – eine belieb-
te Methode der Erdöl- und Kohlelobby (von 
den USA über Europa und den Nahen Osten 
bis Australien), von rechtspopulistischen Par-
teien sowie ihnen nahestehender Medien –, 
macht sich der Verschleierung bzw. Verharm-
losung von klimabedingten Menschenrechts-
verstößen und Angriffen auf die Schöpfung 
schuldig.

Was zu tun ist

Papst Franziskus fordert dazu auf, die nötigen 
„Änderungen im Leben, in der Produktion und 
im Konsum vorzunehmen, um die […] Erwär-
mung oder zumindest die menschlichen Ur-
sachen, die sie hervorrufen und verschärfen, 
zu bekämpfen“ (LS 23). Im Übereinkommen 
von Paris verpflichtet sich die Völkergemein-
schaft auf das Ziel Netto-Null-Emissionen, 
das heißt darauf, „ein Gleichgewicht zwischen 
den anthropogenen Emissionen von Treib-

Was würden wir tun, wenn die AOSIS­Staaten zu 

den Hauptverursachern, Profiteuren und am wenigs­

ten Verwundbaren gehörten und die Bevölkerungen 

der NATO­Mitglieder zu den besonders geschädigten 

Niedrigemissionsländern mit hoher Verwundbarkeit?
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hausgasen aus Quellen und dem Abbau sol-
cher Gase durch Senken [z. B. Wälder] auf der 
Grundlage der Gerechtigkeit [...] herzustellen“ 
(Art. 4 I). Dazu müssen so schnell wie möglich 
der CO2-Ausstoß, aber auch die Emissionen 
von Lachgas und Methan aus der Landwirt-
schaft, Methan aus der Tier- und Abfallwirt-
schaft, von Ruß29 und teilhalogenierten Fluor-
kohlenwasserstoffen entscheidend verringert 
werden30.

Alle bislang von den Vertragsstaaten des 
Pariser Übereinkommens eingereichten na­
tionally determined contributions (NDC), also 
national festgelegten Beiträge zum Klima-
schutz, werden aber nicht ausreichen, um 
den Anstieg der globalen Temperatur unter 
der vereinbarten Grenze von 1,5 Grad Celsius 
zu halten, zumal schon jetzt eine Erwärmung 

von 1,2 ± 0,1 Grad (gegenüber dem Zeitraum 
1850 bis 1900) zu beklagen ist. „Mit den ak-
tuellen, auf Paris zurückgehenden Klima-
plänen der Länder wird es im Jahr 2100 um 
2,6 Grad wärmer sein als vor der industriellen 
Revolution“, so Christian Mihatsch auf klima-
reporter°31. Im besten Fall steigt die globale 
Durchschnittstemperatur „nur“ um 2,1 Grad, 
im schlechtesten um 3,3 Grad32, was im ersten 
Fall gefährlich, im zweiten katastrophal wäre. 

Zwar streben inzwischen 127 Staaten, die 
für zwei Drittel der Emissionen verantwort-

lich sind, das Netto-Null-Ziel an. Von ent-
scheidender Bedeutung ist es jedoch, die 
NDC-Ziele für 2030 deutlich nachzubessern 
und ihre politische Umsetzung zu beschleu-
nigen, um sicherzustellen, dass die langfris-
tigen Ziele erreicht werden können: „Steilere 
Emissionsminderungen in den nächsten fünf 
bis zehn Jahren sind unverzichtbar.“33 

Der Weltklimarat IPCC hat in seinem jüngs-
ten Bericht festgestellt, dass die Menschheit 
nur noch 420 bis maximal 570 Milliarden 
Tonnen CO2 ausstoßen darf, wenn wir die Er-
wärmung mit einer Zwei-Drittel-Wahrschein-
lichkeit auf 1,5 Grad begrenzen wollen34. Das 
klingt viel, ist es aber nicht, denn aktuell lie-
gen die globalen Emissionen jährlich bei 42, 
vielleicht sogar bei 45 Milliarden Tonnen CO2. 
Nehmen wir gemäß dem Vorsichtsprinzip 
beim verbleibenden Budget den niedrigeren 
und beim derzeitigen Ausstoß den höheren 
Wert an, dann wäre unsere „Deponie“, das 
heißt die Atmosphäre, in gut neun Jahren 
ausgelastet, also im Jahr 2030. Nur durch so-
fortigen ambitionierten Klimaschutz können 
wir diesen Zeitraum verlängern. 

Somit gibt es keine Alternative zu einer 
umgehenden Kehrtwende. In ihren Zehn 
Thesen zum Klimaschutz aus dem Jahr 2019 
mahnen die deutschen Bischöfe: „Es ist glei-
chermaßen eine Frage der Gerechtigkeit 
und der politischen Klugheit, mehr Ressour-
cen in die Vorsorge zur Minderung des Kli-
mawandels und zur Anpassung an seine Fol-
gen zu investieren. Darüber hinaus erweist 
sich dies zunehmend als wichtiger Beitrag 
zur Friedenssicherung und internationalen 
Bekämpfung von Fluchtursachen.“35 Da jede 
Halbherzigkeit oder Verzögerung beim Kli-
maschutz die Treibhausgaskonzentrationen 
weiter ansteigen lässt, wachsen zeitgleich 
die Herausforderung wie der finanzielle Be-
trag, der zu ihrer Bewältigung aufgewandt 
werden muss. Deshalb ist es politisch, aber 
auch ökonomisch vernünftiger, die sonst 
eintretende Kostenexplosion zu verhindern, 
ganz abgesehen von dem Leid, das man da-
durch zahllosen Geschöpfen ersparen kann.

Dazu braucht es einen Instrumentenmix 
aus verschiedensten technischen und politi-
schen Maßnahmen. Dennoch gibt es so etwas 
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wie eine silver bullet. Ernst Ulrich von Weizsä-
cker hat es auf den Punkt gebracht: „Die Prei-
se müssen die Wahrheit sagen.“36 Das heißt, 
die bei Produktion und Konsum anfallenden 
ökologischen und sozialen Kosten dürfen 
nicht länger auf andere Menschen, Lebewe-
sen und Generationen abgewälzt, sondern 
müssen vollständig eingepreist werden. Da-
durch werden klimaschädliche Waren und 
Dienstleistungen erheblich teurer – und lang-
fristig wohl vom Markt verschwinden – sowie 
klimafreundliche Güter deutlich attraktiver. 

Covid-19 und der Klimawandel haben trotz 
aller Verschiedenheit Manches gemeinsam: 
In beiden Fällen ist die Gefahr nur für die 
Betroffenen und für die Fachleute spürbar 
bzw. sichtbar, dennoch sind beide Bedro-
hungen objektiv vorhanden, komplex, von 
globaler Ausdehnung sowie grausam wegen 
ihrer massiven negativen Auswirkungen, die 
vor allem die Armen treffen. Und in beiden 
Fällen sind tatenloses Abwarten, fehlende 
Solidarität und mangelnde Vorsicht töd-
lich und deshalb absolut unverantwortlich. 
In der aktuellen Pandemie hat sich gezeigt, 
dass die Politik, trotz aller zum Teil erhebli-
chen Umsetzungsprobleme, beratungsoffen 
und handlungsfähig sein kann sowie in der 
Lage ist, das buchstäblich „Not-Wendige“ auf 
den Weg zu bringen. All das wäre auch in der 
Klimakrise vonnöten: Empfehlungen aus der 
Wissenschaft wurden berücksichtigt, Milliar-
denbeträge bereitgestellt, einschneidende 
Gesetze und Verordnungen verabschiedet. 
Für die anstehende Eindämmung der globa-
len Erwärmung macht dies ebenso Mut wie 
die nicht nachlassenden Anstrengungen der 
Fridays­for­Future-Bewegung. Man kann nur 
hoffen, dass das Engagement der jungen 
Klimaaktivistinnen und -aktivisten baldmög-
lichst wieder seine volle Wirkung entfalten 
kann, damit es ihnen – zusammen mit den 
Scientists for Future sowie mit weiteren Bünd-
nispartnerinnen und -partnern – gelingt, das 
überlebenswichtige Thema ganz oben auf 
der politischen Agenda zu verankern. An-
gesichts der mächtigen Lobbyistinnen und 
Lobbyisten der fossilen Industrien braucht es 
dazu eine starke zivilgesellschaftliche Gegen-
macht. 

Nicht zuletzt

Das Momentum, der Kairos, der günstige Zeit-
punkt (vgl. LS 59) für die große Transformation 
von Wirtschaft und Gesellschaft in Richtung 
einer starken Nachhaltigkeit und eines wirksa-
men Klimaschutzes ist da. Wird die Krise der 
globalen Erwärmung endlich als solche er-
kannt und ernst genommen, so ist noch Hoff-
nung. „Wir wissen, dass sich die Dinge ändern 
können“, ruft uns Papst Franziskus zu (LS 13). 
Noch ist der Mensch fähig, den eingeschlage-
nen Weg zu verlassen und positiv einzuschrei-
ten (vgl. LS 58, 61, 205); „das Unrecht (ist) nicht 
unbesiegbar“ (LS 74). Aber, machen wir uns 
nichts vor: „Das gesamte System“ muss „über-
prüft und reformiert“ werden (LS 189). Mehr 
noch, so Franziskus: Wir brauchen dringend 
eine „mutige kulturelle Revolution“ (LS 114)37. 

Si vis pacem, conserva caelum: Wenn Du 
Frieden willst, schütze das Klima!
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Die Forderungen nach 

 Klimagerechtigkeit 

In einer Teildisziplin der Bereichsethiken, der 
Klimaethik, wird intensiv über den Gehalt von 
Forderungen gerungen, die als Forderungen 
nach „Klimagerechtigkeit“ bezeichnet werden.1 
Es haben sich drei Schwerpunkte herauskris-
tallisiert. Erstens wird über eine faire Verteilung 
der Kompensation für Klimaschäden gestrit-
ten. Ein Grunddatum der Klimaveränderungen 
ist es, dass die Hauptverursacher – also die 
Staaten und Individuen mit hohen Emissions-
pfaden – nicht den größten Schaden haben. 
Die heute sichtbar werdenden Schäden um-
fassen unter anderem Hochwasserschäden, 
Trockenzeiten, extreme Hitzeperioden, ver-
sinkendes Land, Starkwetterereignisse, Stür-
me und außergewöhnlichen Niederschlag. 
Geschädigt sind letztlich die Menschen, die in 
jenen betroffenen Regionen wohnen und mit 
den veränderten Lebensbedingungen zurecht-
kommen müssen. Zweitens wird über eine faire 
Verteilung der unter Wahrung von maximalen 
Erwärmungszielen noch verfügbaren Abräume 
in der Atmosphäre für Klimagase diskutiert.2 Es 
geht darum, jene „Verschmutzungsrechte“, die 
ohne Inkaufnahme eines Klimakollapses noch 
zugeteilt werden können, nach fairen Prinzipi-
en zu verteilen. Allerdings gehen Forscher heu-
te davon aus, dass es sehr riskant ist, die Emis-
sionen nicht möglichst zeitnah insgesamt auf 
null zu drosseln. Drittens werden auch Rechte 
von Personen angesichts einer sich gravierend 
verändernden Situation mit Rücksicht auf öko-
logische Lebensbedingungen und die daraus 
resultierenden Folgen, etwa auch die Klima-
flucht, erneut erörtert.  

In jenen drei Sphären der Klimagerechtigkeit 
werden unterschiedliche Ansprüche geltend 
gemacht. Insgesamt geht es darum, eine faire 
Verteilung der durch Klimaveränderungen ent-
stehenden Lasten in einem globalen Kontext 
zu rechtfertigen. Dabei gilt nicht nur das Ver­
ursacherprinzip, das den reichen Nationen be-
sondere Lasten auferlegt. Vielmehr sollen auch 
die bei der Verfolgung von Reduktionszielen 
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entstehenden Lasten fair verteilt werden; es 
geht auch um ein faires Burden­Sharing. Ins-
besondere wird bei der Lastenverteilung mit 
Rücksicht auf die Klimaziele auch ein Fähigkei­
tenprinzip („capacity principle“) für gerecht be-
funden: Wer viel leisten kann, muss angesichts 
der Dringlichkeit der Situation viel leisten. Alle 
drei Prinzipien sollen auch bei der Zuteilung 
von Lasten für Maßnahmen der Anpassung, 
also Adaptationsziele, in Anwendung gebracht 
werden sowie bei Transformationszielen. Am 
aufwendigsten dürfte in der Zukunft neben der 
Bewältigung von Schäden die Umstellung auf 
klimaneutrale Techniken und ein klimaneutra-
les Wirtschaften sein. Es ist nicht nur eine For-
derung der Gerechtigkeit gegenüber künftigen 
Generationen, diese Ziele tatsächlich zu errei-
chen; ebenso wichtig ist es, die Kosten nicht 
den Schwächsten aufzubürden. 

Klimagerechtigkeit und  

nahe Zukunftsfragen 

Viele Gerechtigkeitsforderungen sind rück-
wärtsgewandt, darum aber nicht weniger 
wichtig. Sie beziffern die fairen Forderungen 
von Geschädigten gegenüber den Hauptnut-
zern der Atmosphäre für hohe Einlagerungs-
raten. Aktuell dreht sich die Diskussion jedoch 
in eine neue Richtung. Die Folgeschäden des 
Klimawandels haben ein solches Ausmaß an-
genommen, dass die Kosten schon heute ex-
plodieren, ganze Weltregionen unter extremen 
Wetterbedingungen leiden und Länder ihre 
Lebensgrundlagen verlieren.3 

Eine noch viel zu wenig beachtete Folge der 
Situation ist eine zunehmende Instabilität der 
internationalen Ordnung. Zwar wäre es naiv zu 
denken, diese sei auf Gerechtigkeit gegründet. 
Aber in einer Situation, in welcher eine prag-
matische Sicherheitspolitik ohnehin an ihre 
Grenzen stößt, dienen Forderungen nach Kli-
magerechtigkeit als Hintergrundbedingung für 
einen wegweisenden und konstruktiven Um-
gang mit der Situation. Vor allem dürfen sich 
Staaten in der internationalen Arena gegen-
über den zu Recht erhobenen Forderungen 
nicht verstecken. Aus Warte der Klimaethik 
können mit Rücksicht auf den globalen Kon-
text einige Forderungen festgehalten werden:  

• Nach dem Verursacherprinzip und nach 
dem Fähigkeitenprinzip sind reiche Staa-
ten verpflichtet, Opfer von Klimaschäden 
auch im internationalen Kontext aktiv zu 
unterstützen. Insbesondere werden Pflich-
ten zur Unterstützung bei Anpassungs- und 
Transformationsleistungen gefordert.4 

• Eine wirksame Reduktion von Treibhausga-
sen in kürzester Zeit muss nicht nur wegen 
der noch möglichen Eingrenzung der Fol-
geschäden erfolgen. Vielmehr basiert die 
Forderung auch auf den Rechten künftiger 
Generationen auf eine natürliche Hinter-
lassenschaft, die nicht nur die Lebens-
grundlagen nicht gefährdet, sondern auch 
ein freiheitliches Leben weiterhin ermög-
licht.5 

• Anders als mit Rücksicht auf souverän ver-
handelte internationale Abkommen muss 
das Beharren auf Freiwilligkeit ausgesetzt 
werden, wenn es um Pflichten des kons-
truktiven und kooperativen Umgangs mit 
dem Klimawandel geht. Eine Mitwirkungs-
pflicht an Klimazielen ist eine legitime 
Forderung, da es beim Klimaschutz um die 
Kooperation zugunsten des Schutzes eines 
globalen und zugleich unverzichtbar le-
benserhaltenden Kollektivgutes geht. Ent-
sprechend sollen Unterlassungen von der 
Weltgemeinschaft wirksam geahndet wer-
den können.6 

• Schließlich muss über die Pflicht voraus-
schauenden Handelns und über Bei-
standspflichten diskutiert werden. Die 
Klimafolgen beschränken sich nicht auf 
katastrophale Lebenssituationen, sondern 
führen auch zu Flucht und zu gewaltsamen 
Konflikten. Aus ethischer Perspektive ist 
der Schutz von Personen ein übernational 
angesiedeltes absolutes Erfordernis. Ge-
naueres kann aber erst eine tiefere Analyse 
sicherheitspolitischer Erwägungen zeigen. 
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Klimagerechtigkeit und 

 Sicherheitspolitik:  

Die prinzipielle Dimension

Um die mit dem Klimawandel verbundenen 
sicherheitspolitischen Fragen einschätzen zu 
können, muss an die Grundlagen der inter-
nationalen Ordnung erinnert werden. Einem 
Neuansatz zur Verhinderung und Ächtung von 
Kriegen durch Völkerbund und Kellogg-Bri-
and-Pakt (1928) war scheinbar wenig Erfolg 
beschieden. Die Schaffung der Vereinten Na-
tionen und die Erklärung der allgemeinen 
Menschenrechte nach dem Zweiten Weltkrieg 
setzten zwischenstaatlichen Gewaltkonflikten 

jedoch eine deutliche Grenze durch ein System 
kollektiven Handelns, das freilich im Einzel-
fall immer wieder auf die Probe gestellt wurde 
und wird.7 Ein Problem ergab sich daraus, dass 
die Souveränität eines Staates im Inneren, das 
heißt dessen Handeln in Bezug auf die eigenen 
Staatsbürger, in diesem System nur schwerlich 
zu sanktionieren ist, da die Akzeptanz dieser 
Souveränität – durchaus mit guten Gründen 
– als unverzichtbar für die Vermeidung von 
Kriegen angesehen wurde. Die Grenzen dieses 
Ansatzes wurden in den Kriegen im ehemaligen 
Jugoslawien oder durch den Völkermord in Ru-

anda (1994) überaus deutlich und führten zur 
Aushandlung eines politischen Hilfskonstrukts, 
der Responsibility to Protect (R2P), das, wie in 
diesem Zusammenhang besonders hervorzu-
heben ist, neben gewaltsamen Konflikten auch 
massiven Menschenrechtsverletzungen in Frie-
denszeiten vorbeugen will. Möglich ist zudem 
eine Intervention mit Zustimmung des UN-Si-
cherheitsrates ohne Zustimmung des betroffe-
nen Staates.8 Was geschieht aber, wenn diese 
sogenannte dritte „Säule“ der R2P auch auf den 
Klimaschutz Anwendung findet?

Unbeschadet der Frage, ob dies möglich 
und sinnvoll ist, bewegte sich der französi-
sche Präsident Emmanuel Macron im Horizont 
eines solchen Denkansatzes, als er angesichts 
brennender Amazonaswälder aufgrund de-
ren Bedeutung für das Weltklima eine fran-
zösische militärische Präsenz anbot, die den 
Schutz der Wälder vor Brandstiftung, der von 
brasilia nischer Seite nicht hinreichend geleis-
tet werde oder werden könne, stärken solle. 
In einem erwartbaren Reflex wies der brasilia-
nische Präsident Jair Bolsonaro das Ansinnen 
als kolonialistischen Impuls einer ehemaligen 
Kolonialmacht zurück.9 Er hatte damit einen 
Nerv getroffen, der in den Diskursen um Kli-
maziele und deren Einhaltung verständlicher-
weise immer wieder eine Rolle spielt. Der Vor-
schlag beleuchtet die Diskrepanz zwischen den 
Verursacherstaaten und jenen Staaten, die in 
katastrophaler Weise Endbetroffene des Han-
delns der Verursacherstaaten sind – und dabei 
nicht einmal das Recht zu einer nachholenden 
industriellen Entwicklung zugesprochen be-
kommen.

Offen muss hier bleiben, ob sich der franzö-
sische Präsident suggestiv auf R2P bezogen hat 
und inwieweit dieses politische Hilfskonstrukt 
im Bereich der Unterstützungsleistung oder gar 
der militärischen Intervention das vorrangig 
geeignete Prinzip für Sanktionierungen klima-
schädlichen Handelns ist. Aber jedenfalls  stellt 
sich im skizzierten, gewiss mit etlichen Binnen-
differenzierungen und Caveats zu versehenden 
langfristigen historischen Kontext die Frage, 
wie Klimagerechtigkeit und Sicherheitspoli-
tik im 21. Jahrhundert miteinander in Verbin-
dung zu setzen und zu vereinbaren sind. Denn 
das Prinzip moderner Staaten (und auch von 
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Staatenbünden wie der EU), unbegrenzt Res-
sourcen zu mobilisieren und auszuschöpfen, 
ist eigentlich, sofern man nicht willentlich die 
Augen verschließt, unhaltbar geworden. Der ja 
durchaus denkbaren und wünschenswerten 
Abkehr von nationalen Egoismen und einem 
quantitativen „Immer-mehr“ steht jedoch aus 
sicherheitspolitischer Perspektive die Frage im 
Wege, nach welchen Prinzipien sich die Praxis 
richten soll und kann. Klimagerechtigkeit könn-
te helfen, Leitlinien zu entwickeln. Und diese 
wären mindestens so fordernd wie in dem Bei-
spiel des Schutzes des Amazonas-Regenwalds 
und seiner Bewohner angedeutet.  

Klimagerechtigkeit und 

 Sicherheitspolitik:  

Eine pragmatische Dimension

Die skizzierten Überlegungen zum Verhältnis 
von Klimagerechtigkeit und Sicherheitspolitik 
ließen sich auch als proaktiv bezeichnen, inso-
fern sie im Kontext transnationalen Handelns 
das Problem des Klimawandels oder besser: 
der drohenden Klimakatastrophe grundsätz-
lich in den Blick zu nehmen versuchen. Sicher-
heitspolitik hat jedoch stets eine Seite, die im 
Hier und Jetzt agieren muss, ohne das Morgen 
und Übermorgen aus den Augen zu verlieren. 
Gerade hier beginnen wir aber nicht bei null. 

Berücksichtigung des Klimawandels hat 
schon seit Längerem auf institutioneller und 
statutenmäßiger Ebene Eingang in das Den-
ken und Handeln der Bundeswehr gefunden, 
so im Umgang mit Ressourcen oder im „Weiß-
buch 2016“. Soweit es bekannt ist, hat jedoch 
kein anderer zivil-militärischer Komplex auf 
der Erde Bedeutung und Folgen des Klima-
wandels in gründlicherer und umfassenderer 
Weise in den Blick genommen als die USA. Das 
hat nun erstaunlicherweise weniger mit Vorga-
ben von politischer Ebene zu tun, selbst in der 
Trump-Ära wurde dieser in den Nullerjahren 
begonnene Kurs beibehalten. Vielmehr lag es 
im Selbstverständnis des Militärs als einer pro-
fessionellen Institution begründet, für deren ei-
gene Funktionalität die Konsequenzen und der 
konstruktive Umgang mit dem zu erwartenden 
Verlauf des Klimawandels von unmittelbarer 
Bedeutung sind und sein werden.10

Es wird von fünf, miteinander durchaus ver-
netzten Szenarien ausgegangen. Ein erstes 
Szenario befasst sich mit humanitären Katast-
rophen wie zum Beispiel den Folgen des Hurri-
kans Matthew im Spätsommer 2016, der vor al-
lem in der Karibik Verwüstungen anrichtete. Ein 

zweites Szenario betrifft scheiternde Staaten 
wie etwa Syrien, wobei Klimawandel hier – wie 
in anderen Szenarien – nie isoliert, sondern als 
„threat multiplier“ anzusetzen ist. Weiterhin zu 
rechnen ist mit globalen Auswirkungen regiona-
ler Ereignisse; ein Beispiel bietet die Hitzewelle 
in Russland 2010, die zu einer Verknappung von 
Getreide auf dem Weltmarkt aufgrund eines 
russischen Exportverbots führte. Ein viertes Sze-
nario betrifft mögliche Großmachtkonflikte um 
Ressourcen, wobei die durch die Eisschmelze 
in der Arktis bedingte Möglichkeit zur Ressour-
cenmobilisierung als derzeit wahrscheinlichster 
Konfliktherd angesehen wird. Schließlich und 
fünftens ist an Einsätze im Inland zu denken wie 
im Falle des Hurrikans Katrina 2005. In all diesen 
Szenarien sieht sich das US-Militär selbstver-
ständlich nicht als allein befähigtes Instrument 
zur Krisenbewältigung, wohl aber dazu heraus-
gefordert, im bestmöglichen Sinne zu agieren 
und entsprechend vorbereitet zu sein. 

Angesichts dieser sicherheitspolitischen Vor-
reiterrolle der USA in Bezug auf den Klimawan-
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del, die sich unter dem neuen Präsidenten Joe 
Biden zweifellos noch deutlicher akzentuieren 
wird, wäre wohl die Frage erlaubt, ob und wie 
sich Deutschland in dieser Hinsicht deutlicher 
zu positionieren gedenkt. Zumal nach dem Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts zur Priori-
sierung von Klimaschutz11 hier entschiedenere 
Aussagen auf nationaler Ebene angebracht wä-
ren, deren möglicher Effekt im Kontext der be-
stehenden sicherheitspolitischen Partnerschaf-
ten zu sehen wäre, hinter denen man sich aber 
nicht, wie es manchmal doch den Anschein 
hat, verstecken dürfte. Wer in Deutschland von 
Klimagerechtigkeit für künftige Generationen, 

gar im globalen Kontext, reden will, wird dann 
auch die Rolle der Bundeswehr deutlicher in 
den Blick nehmen und Konsequenzen ziehen 
müssen. Im Hinblick auf die fünf angesproche-
nen Szenarien ist evident, dass die Bundeswehr 
nur im Bündniskontext, sei es dem transatlanti-
schen oder dem europäischen, handlungsfähig 
ist oder sein wird. Aber es müsste doch gefragt 
werden, wie es um die tatsächliche Bereitschaft 
steht, auf einer solch elementaren Ebene wie 
der Hilfe in den unvermeidbaren zukünftigen 
Katastrophenfällen (Überschwemmungen, 
Hungersnöte, Flüchtlingswellen …) sinnvoll zu 
agieren. Zwar sind etwa mit dem THW durch-
aus zivile Hilfsorganisationen vorhanden, die 
aber, was die Ausstattung mit Großgeräten und 
die Zahl des Personals angeht, an ihre Grenzen 
stoßen werden. Bedenklich stimmt, dass schon 
der Anstoß, die Bundeswehr mit mehr Sanitäts-
personal auszustatten, auf dem Feld der Politik 
Erstaunen auslöste.12 Vielleicht ist ja auch hier 
ein Umdenken möglich.

Drei sicherheitspolitische 

 Handlungsoptionen 

Weiten wir noch einmal den Horizont und be-
trachten die mit dem Klimawandel gestellten 
Herausforderungen als internationale Aufgabe. 
Aus den Überlegungen der vorhergehenden Ab-
schnitte ergeben sich drei sicherheitspolitische 
Alternativen. Jede von ihnen bietet eine Grund-
lage für zukunftsweisende Handlungsmaximen 
politischer Akteure wie auch militärischer Füh-
rung in Zeiten einer imminenten Bedrohung 
durch den Klimawandel. 

Erstens kann es darum gehen, die auch durch 
den Schutz von Menschenrechten grundgeleg-
ten internationalen Verpflichtungen gegenüber 
Klimaflüchtlingen und Klimaopfern nachzu-
schärfen und die Verantwortung im Zuge eines 
Ausbaus der R2P anzunehmen. Wenn auch die 
Verpflichtung der Staaten auf eine Schutzverant-
wortung zugunsten von zerbrechenden Staaten 
umstritten bleibt, leuchtet eine Verpflichtung 
zum Schutz der Bevölkerung im Klimaszenario 
unmittelbar ein. Angesichts der zunehmenden 
Klimakatastrophen, die besonders vulnerable 
Staaten an ihren empfindlichsten Stellen zu-
sätzlich belasten, wird die Dringlichkeit von 
Interventionen zugunsten der Aufrechterhal-
tung von Grundfunktionen der Ordnung und 
der Versorgung zunehmen. Immer mehr Staa-
ten werden in die missliche Lage geraten, sich 
selbst nicht mehr helfen zu können, zugleich 
aber als autonome Staaten auf ihre Souveränität 
pochen. Eine Strategie der internationalen Ver-
antwortung zum Schutz von Bevölkerungen in 
bedrohten Staaten müsste sich sowohl auf die 
Resilienz als auch auf die Katastrophennachsor-
ge beziehen. Es ist sogar denkbar, dass R2P Vor-
sorgepflichten beinhaltet, sofern Klimakatastro-
phen und die Folgen von Zerstörung und Flucht 
unmittelbar absehbar sind. Fraglich ist aber 
sowohl die Rechtfertigungsgrundlage, wie auch 
das Beispiel des Amazonas-Schutzes belegt, als 
auch die pragmatische Seite. Welche Nation 
wird es leisten können, die Klimageschädigten 
der Welt vor einer solchen globalen Katastrophe 
zu schützen? 

Zweitens kann es Ziel der Sicherheitspolitik 
der Zukunft sein, den nationalen Selbstschutz 
durch eine Stärkung der Allianzen zu erhö-
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hen. Auch in einer immer enger zusammen-
wachsenden globalen Welt ist bis heute die 
Sicherheitsfrage eng gekoppelt an nationale 
Sicherheitsinteressen. Staaten sind primär ihren 
Bürgern und Bürgerinnen verpflichtet, wenn es 
um Fragen des Schutzes elementarer Lebens-
interessen geht. Auch in einer globalen Welt, 
die durch internationale Bündnisse strukturiert 
ist, ist die Logik des nationalen Selbstschutzes 
tragendes Motiv der Interaktion. Angesichts des 
Klimawandels, aber auch anderer internationa-
len Bedrohungsszenarien wird jedoch abermals 
deutlich, dass kein Staat – und sei er noch so  
gut in Sicherheitsbelangen aufgestellt – in der 
Lage ist, sich selbst zu schützen. Klimahan-
deln muss zwangsläufig kooperatives Handeln 
sein. Dies gilt insbesondere mit Rücksicht auf 
das  geteilte und auch durch internationale Ab-
kommen zementierte Ziel der zeitnahen und ef-
fektiven Reduktion von Treibhausgasen. Es wird 
vielleicht die Zukunftsfrage schlechthin sein, ob 
es die Staatenwelt schafft, durch Bündnisse so-
wohl eine stabile internationale Sicherheitslage 
zur Gefahren abwehr gegenüber dem Klimawan-
del zu erreichen als auch die nationalen Selbst-
interessen zu stärken. 

Drittens muss daran erinnert werden, dass 
das Klimageschehen ein extrem dynamisches 
Ereignis ist, dessen Entwicklung auch ange-
sichts der aus ihm resultierenden Verwerfungen 
in der Sicherheitslage sehr hohe Risiken birgt. 
Angesichts dieser Dynamik und potenziell ex-
trem gefährlicher Entwicklungen sind Staaten 
und ist das Militär gefordert, das Klimagesche-
hen auch als einen Katalysator zu sehen und 
zu verstehen. Es geht um die Erkenntnis, dass 
multifaktorielle Bedrohungsszenarien neue 
Fähigkeiten des Antizipierens und der insti-
tutionellen Antwort herausfordern. Lineare Ri-
sikoeinschätzungen müssen durch systemische 
Analysen und flexible institutionelle Möglich-
keiten ersetzt werden. Dabei müssen kluge und 
zielorientierte Bündnisse auch über die Grenzen 
hinweg geschmiedet werden. Mindestens muss 
es gelingen, eine abwartende Haltung, die allen-
falls Brandbekämpfung kann, wenn das Feuer 
schon Raum greift, durch Antizipation und auch 
durch verantwortliches Handeln aller institutio-
nellen Ebenen zu ersetzen. Und dafür ist die Zeit 
schon heute sehr knapp. 

1 Für eine Zusammenschau zentraler Beiträge der 
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Neue Sicherheitsbedrohungen 

und traditionelle Reaktions­

mechanismen

Es ist das übergeordnete Ziel der Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik westlicher Demokra-
tien, den Nationalstaat und seine Bürger vor 
sämtlichen Sicherheitsrisiken und Bedrohun-
gen zu schützen. Typischerweise bezieht sich 
dies auf die Sicherstellung der territorialen In-
tegrität und staatlichen Souveränität, umfasst 
aber auch ein breites Spektrum an Maßnah-
men zur Risikominderung und vorbeugenden 
Gefahrenabwehr, einschließlich der Einsatz-
bereitschaft, der Vorbereitung und der Wider-
standsfähigkeit. 

Dieses bei der Gründung der NATO vorran-
gige Ziel erleichterte den Bündnispartnern 
des Nordatlantikpakts, in Verteidigungsfragen 
zusammenzuarbeiten und ihre Fähigkeiten 
am selben Ziel auszurichten. Dank des Prin-
zips der kollektiven Verteidigung im Rahmen 
des Bündnisfalls, das in Artikel 5 des Nord-
atlantikvertrags verankert ist, blicken wir nun-
mehr bereits auf über sieben Jahrzehnte Frie-
den und Sicherheit zurück.

Die Gemeinsame Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik der Europäischen Union folgt 
einem ähnlichen Prinzip der Solidarität; sie 
strebt dabei die verstärkte Zusammenarbeit 
der EU-Mitgliedstaaten an. Hierbei entsteht 
schrittweise eine EU, die in der Lage ist, ihre 
Werte und Interessen in einer globalisierten 
Welt zu verteidigen.

Die vorgehaltenen Verteidigungsfähigkeiten, 
Strategien und Militärdoktrinen, die die Feuer-
kraft beider Organisationen repräsentieren, 
sind allerdings bislang hauptsächlich eingesetzt 
worden, um auf eine einzige große Bedrohung 
zu reagieren, nämlich eine mögliche Aggression 
Russlands. Die Zunahme der Spannungen mit 
Russland seit der Annexion der Krim 2014 hat 
diese Wahrnehmung bestätigt und zu einem 
Festhalten des Strategischen Konzepts der 
NATO an traditioneller Abschreckung und Ver-
teidigung an der Ostflanke geführt.

Dennoch hat die Welt in den vergangenen 
30 Jahren dramatische Veränderungen er-

WARUM WIR EINE GRÜNE 
UND GANZHEITLICHERE 

INTERNATIONALE  
SICHERHEITS­ UND 
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Abstract

Mit ihrer Ausrichtung auf Bündnissolidarität und kollektive Verteidigung 

haben NATO und EU jahrzehntelang für Stabilität und Sicherheit gesorgt. 

Andererseits hat die Fokussierung auf die Bedrohung durch Russland zur 

Ver nachlässigung neuer Sicherheitsrisiken geführt – darunter solche, die aus 

menschlichem Druck auf die Natur und die Ökosysteme resultieren. Unsere auf 

übermäßigem Ressourcenverbrauch und der Verbrennung fossiler Energieträger 

basierenden Wirtschaftssysteme haben unter anderem zu einem Verlust der 

Artenvielfalt und zum Klimawandel geführt. Häufigere, extremere Wetter-

ereignisse bedrohen die menschliche Sicherheit durch starke Hitze und Trocken-

heit, heftigere Stürme und Überschwemmungen, die größere Schäden verursa-

chen, sowie sich rasch ausbreitende Gesundheitsrisiken. All dies kann Instabilität 

verstärken, etwa in Form von Nahrungs- und Wasserknappheit, Flucht aus 

Katastrophengebieten und der Unterbrechung von Produktions- und Liefer-

ketten. Mit fortschreitender Erderwärmung wird dies Konflikte um natürliche 

Ressourcen verschärfen und zu gewaltsamem Widerstand sowie Migrations-

druck führen, gerade in politisch fragilen Kontexten. Zugleich beeinträchtigt der 

Klimawandel die Einsatzbereitschaft von Streitkräften. 

Den wirtschaftlichen und geopolitischen Folgeeffekten von Anpassung und 

Emissionsminderung und den daraus resultierenden Verwundbarkeiten muss 

mit nachhaltigen Geschäftsmodellen der Kreislaufwirtschaft und Wirtschafts-

partnerschaften auf Augenhöhe zum Nutzen aller begegnet werden. Der 

CO
2
-Fußabdruck des Militärs muss und kann durch Investitionen in Forschung 

und Entwicklung von kohlenstoffneutralen Treibstoffen und Antrieben für 

 Militärfahrzeuge sowie in die umweltfreundliche Modernisierung der militä-

rischen Infrastruktur verringert werden. Die bisherigen Ansätze, militärische 

Aktivitäten und Einrichtungen nachhaltiger zu gestalten, sind bei Weitem nicht 

ausreichend; diese gilt es auch auf Bündnis- und internationaler Ebene mit 

einem gezielten Maßnahmenbündel erheblich zu intensivieren. 

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, dass die Integration nicht traditioneller 

Sicherheitsrisiken eine ganzheitlichere Außen-, Sicherheits- und Vereidigungs-

politik erfordert; diese muss sowohl neu entstehende Sicherheitsrisiken sowie 

Bedrohungen durch neue Technologien und die globale Umweltdegradation mit 

einbeziehen als auch militärische Ausrüstung und Expertise mit zivilen Media-

tions- und Peacebuilding-Ansätzen kombinieren. Es ist an der Zeit, Klimasicher-

heit auf NATO- und EU-Ebene vollständig in Strategie und Praxis umzusetzen.
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lebt: Der Aufstieg neuer, selbstbewussterer 
(Super-)Mächte und das Entstehen agiler, 
nicht staatlicher Akteure bestimmen die in-
ternationale Sicherheitsdebatte zusehends. 
Zudem haben neue Technologien wie das 
Internet, soziale Medien sowie die zuneh-
mende Interkonnektivität unserer Lieferket-
ten, Volkswirtschaften und der Gesellschaft 
insgesamt neue Schwachstellen aufgezeigt. 
Darüber hinaus entstehen aufgrund der 
menschlichen Eingriffe in die globalen Öko-
systeme neue, stetig wachsende Risiken und 
Bedrohungen.

Der Klimawandel und seine 

Auswirkungen

Auch wenn der Mensch nicht zu den bevölke-
rungsreichsten Spezies der Erde zählt, ist un-
ser Fußabdruck auf dem Planeten bei Weitem 
der größte und hat sich seit der indus triellen 
Revolution stetig vergrößert. Durch das pro-
duktionsorientierte und größtenteils auf 
fossilen Kraftstoffen beruhende Wirtschafts-
system, das enorme Mengen natürlicher Res-
sourcen wie Nahrungsmittel, Holz und Land 
verschlingt, liegt der ökologische Fußabdruck 
der Menschheit nun beinahe 60 Prozent über 
dem, was die Ökosysteme der Erde erneuern 
können.1 Die Auswirkungen eines derartig 
massiven ökologischen Raubbaus manifes-
tieren sich in Form von Klimawandel, Verlust 
der Artenvielfalt, Trinkwasserverknappung, 
Verlust von Wäldern, fruchtbarem Ackerlands 
und Böden.

Am deutlichsten zeigt sich diese Ausbeu-
tung vermutlich am Klimawandel. Nach An-
gaben der US-amerikanischen Behörde für 
Ozeanografie und Meteorologie NOAA ent-
hält die Atmosphäre zurzeit die Menge von 
500 ppm treibhausgasrelevanten CO2-Äqui-
valenten.2 Dagegen liegt laut dem Sach-
standsbericht des IPCC aus dem Jahr 2014 
bereits ab einer atmosphärischen Konzen-
tration von 450 ppm CO2-Äquivalenten die 
Wahrscheinlichkeit, die Erderwärmung auf 
2 Grad Celsius zu begrenzen, bei nicht einmal 
mehr 66 Prozent.3

2018 veröffentlichte das IPCC einen alar-
mierenden Sonderbericht zu den Auswirkun-

gen der Erderwärmung um mehr als 1,5 Grad 
Celsius im Vergleich zum vorindustriellen 
Zeitalter. Dem Bericht zufolge wären bei einer 
Erwärmung um 2 Grad Celsius große Teile 
der Weltbevölkerung erhöhten Risiken in der 
Lebensmittel-, Wasser- und Energieversor-

gung ausgesetzt. Hierdurch entstünden neue 
Gefahren, und bestehende Risiken, Belastun-
gen und Schwachstellen nähmen zu. Kleine 
Inselstaaten, Trockengebiete und semi-aride 
Regionen sowie wirtschaftlich benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen sind hier besonders 
gefährdet und wären möglicherweise existen-
ziell bedroht.4

Extreme Wetterereignisse sind 

ein Sicherheitsrisiko

Ungebremst wird ein globaler Temperatur-
anstieg von 1,5 bis 2 Grad Celsius in den 
nächsten drei Jahrzehnten zu häufigeren 
und extremeren Wetterereignissen führen. 
Die Folgen: Naturkatastrophen wie Hitze-
wellen und Dürre, stärkere Stürme und 
Überschwemmungen mit einem höheren 
Zerstörungspotenzial sowie die schnellere 
Ausbreitung von Gesundheitsgefahren. Die-
se können die Instabilität weiter verschär-
fen, etwa in Form von Nahrungsmittel- und 
Wasserknappheit, klimawandelbedingter 
Migration sowie der Unterbrechung von Pro-
duktions- und Ver sorgungsketten. Frieden 
und Sicherheit auf der ganzen Welt wären 
bedroht, wobei oft die besonders vulnera-
blen Gruppen stärker betroffen wären und 
beachtliche humanitäre Herausforderungen 
bewältigt werden müssten. 

So stellt das Weltwirtschaftsforum in sei-
nem 2020 Global Risks Report die Extrem-
wetterlagen auf Platz eins der zehn größten 
globalen Risiken, was die Eintrittswahrschein-
lichkeit betrifft.5

Durch einen ungebremsten globalen 

 Temperaturanstieg von 1,5 bis 2 Grad Celsius  

in den nächsten drei Jahrzehnten  

wären Frieden und Sicherheit auf der  

ganzen Welt bedroht
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Das Internal Displacement Monitoring 
Center (IDMC) berichtet, seit 2008 seien etwa 
265 Millionen Menschen durch Naturkatas-
trophen, viele in Verbindung mit dem Klima-
wandel, zum Verlassen ihrer Heimat gezwun-
gen worden6 – das sind mehr als dreimal so 
viele wie durch Konflikte und Gewalt. Allein 
im Jahr 2019 wurden 24,9 Millionen Binnen-
vertriebene infolge wetterbedingter Katast-
rophen gezählt.7

Die internationale Sicherheitsgemeinschaft 
 steht daher in der Verantwortung, sich auf 

die Risiken und Auswirkungen klima wandel-
bedingter Extremwetterereignisse ein zustellen 
und diese abzumildern. In vielen Ländern 
unterstützen die Streitkräfte bereits die Ka tas-
trophenvorsorge sowie die zivilen Ersthelfer 
im Einsatzfall. Diese Rolle wird mit den wach-
senden Sicherheitsrisiken und dem häufige-
ren Auftreten von Naturkatas trophen wahr-
scheinlich noch an Bedeutung ge winnen.8

Klimawandel, schwindende 

natürliche Ressourcen und 

Konfliktrisiko

Die Beweise für die Auswirkungen des Klima-
wandels auf Frieden und Sicherheit häufen 
sich. Die unmittelbarsten Folgen treten in 
Form innerstaatlicher Konflikte auf, insbe-
sondere in Regionen mit schwachen staat-
lichen Institutionen.9 Laut dem Climate Se-
curity Expert Network gehören 70 Prozent 
der am stärksten von klimabedingten Sicher-
heitsproblemen betroffenen Länder auch 
zum obersten Quartil der fragilsten Staaten.10 
In vielen Teilen der Welt, insbesondere auch 
in der direkten Nachbarschaft der EU, sind 
oft Spannungen bzw. die Konkurrenz um 
den Zugang zu natürlichen Ressourcen wie 
fruchtbares Acker- und Weideland und/oder 
Wasser zu beobachten.

Die zwischen 2007 und 2010 in Syrien ein-
getretenen schweren Dürreperioden führten 
im Schnitt zu einem 40-prozentigen Rück-
gang des Bruttoinlandsprodukts in ländlichen 
Regionen. In der Folge wanderte ein Großteil 
der verarmten Landbevölkerung in die Städ-
te ab. Dies ließ die Arbeitslosigkeit steigen, 
der Druck auf die Leistungen der öffentlichen 
Hand wuchs. Wahrgenommene oder tatsäch-
liche Missstände führten zu Volksaufständen 
und politischen Umwälzungen.

In der Sahelzone sind unregelmäßige Nie-
derschläge sowie lang anhaltende Dürre-
perioden in hohem Maße für den Rückgang 
der Fruchtbarkeit und Ertragsfähigkeit der 
Agrar- und Weideflächen verantwortlich. 
Gleichzeitig nimmt die Bevölkerungsdichte 
weiterhin stark zu. Dies verschärft nicht nur 
das Problem der Übernutzung des Bodens 
(und der entsprechenden Abnahme land-
wirtschaftlicher Erträge), sondern verursacht 
auch neue Spannungen und Konflikte um 
Nutzungs- und Eigentumsrechte an Agrar- 
und Weideflächen. Letztere werden in der Sa-
helzone durch traditionelle, informelle Land-
verteilungssysteme geregelt, die heutzutage 
jedoch völlig überlastet und ineffizient sind.

Hierdurch nimmt die Anzahl gewaltsamer 
Konflikte zu, insbesondere zwischen den 
sesshaften Landwirten und der nomadischen 
bzw. halbnomadischen Bevölkerung. Im Jahr 
2019 überstieg die Zahl der Gewaltopfer die-
ser Konflikte die Anzahl der Opfer terroris-
tischer Angriffe. Einige ethnische Gruppen 
haben Selbstverteidigungsmilizen gebildet, 
um das von ihnen beanspruchte Land zu ver-
teidigen. Diese Entwicklung birgt die Gefahr 
einer weiteren Verschärfung bestehender 
Spannungen und Konflikte.

Übereinstimmenden Beobachtungen zu-
folge wenden sich fundamentalistische Grup-
pierungen zur Rekrutierung junger Kämpfer 
gezielt an diejenigen Teile der Bevölkerung, 
die sich von den staatlichen Institutionen am 
meisten vernachlässigt fühlen. In der Sahel-
zone sind dies vor allem die nomadischen 
bzw. halbnomadischen, meist muslimischen 
Hirten, die aufgrund ihrer Lebensweise ter-
ritorial weniger verwurzelt und politisch 
weniger gut vertreten sind. Im Nahen Osten 

In vielen Ländern unterstützen die  

Streitkräfte bereits die Katastrophenvorsorge  

sowie die zivilen Ersthelfer im  

Einsatzfall. Diese Rolle wird wahrscheinlich  

noch an Bedeutung gewinnen
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entstammen die von Dschihadisten ange-
worbenen Kämpfer oft der von den häufigen 
Dürren stark betroffenen Landbevölkerung, 
die sich aufgrund der mangelnden Unterstüt-
zung durch öffentliche Institutionen im Stich 
gelassen fühlt.11

Obwohl der Klimawandel sich bislang 
 weniger stark auf bewaffnete innerstaat liche 
Konflikte auswirkt, wird dieser Effekt jedoch 
mit steigenden globalen Temperaturen vor-
aussichtlich zunehmen.12 Konservative Hoch -
rechnungen lassen vermuten, dass die Klima-
veränderungen allein in Subsahara-Afrika zu 
einer 50-prozentigen Zunahme von Konflik-
ten führen könnten. Dies hätte mehrere Hun-
derttausend zusätzliche Tote sowie die Ver-
treibung von Millionen Menschen zur Folge 
und würde zudem den internationalen Terro-
rismus und die Massenmigration verstärken.13

Über die Sahelzone und den Nahen Osten 
hinaus wird auch aus Bangladesch14, Dar-
fur15 und Kolumbien16 über ähnliche Aus-
wirkungen des Klimawandels auf natürliche 
Ressourcen und innerstaatliche Konflikte be-
richtet. 

Der Klimawandel ist sicherlich nicht die 
einzige Ursache für die genannten Konflik-
te, aber er verschärft die Ursachen und wird 
von daher auch als „Risiko- und Bedrohungs-
multiplikator“ bezeichnet. Die International 
Crisis Group nahm den Klimawandel in ihre 
Liste der „Ten conflicts to watch in 2021“ auf 
und bezeichnete ihn als „verstärkt auftreten-
des Phänomen mit einem zunehmend er-
kennbaren Einfluss auf Konflikte“.17

Es ist daher dringend geboten, sowohl 
klimawandelbedingte als auch durch staat-
liches Versagen verursachte Risiken syste-
matisch in unsere Sicherheitsbewertungen 
sowie in unsere Entwicklungs-, Sicherheits- 
und Verteidigungspolitiken zu integrieren.

Der Klimawandel beein­

trächtigt die militärische 

 Einsatzbereitschaft

In seinem World Climate and Security Report 
2020 beschreibt der International Military 
Council on Climate and Security (IMCCS) die 
Auswirkungen des Klimawandels auf die mili-
tärische Infrastruktur, die Einsatzbereitschaft 
der Streitkräfte, militärische Operationen 
und das größere Sicherheitsumfeld. Die Ein-
satzbereitschaft der NATO-Streitkräfte im Na-
hen Osten leidet unter der Wasserknappheit 
und der extremen Hitze, die die Infrastruktur 
und den Betrieb der Stützpunkte in Mitlei-
denschaft zieht. Die NATO-Stützpunkte an 
den Küsten von Mittelmeer und Atlantik sind 
dem steigenden Meeresspiegel und zuneh-
mend auftretenden Überschwemmungen 
ausgesetzt, die zusätzlich Anlagen, Personal 
und die Einsatzbereitschaft der Truppen be-
einträchtigen.18

Gemäß einer 2019 veröffentlichten Studie 
des US-amerikanischen Verteidigungsmi-
nisteriums ist die Mehrheit der Militärein-

richtungen des Landes gefährdet: 53 der 79 
Stützpunkte sind von Überschwemmungen, 
43 von Dürre und 36 von Waldbränden be-
droht.

Als Hurrikan „Michael“ 2018 die Tyndall  
Air Force Base in Florida traf, wurden 95 Pro-
zent des Gebäudebestands am Luftwaffen-
stützpunkt entweder schwer beschädigt 
oder zerstört. Der Stützpunkt beherbergte 
auch ein Drittel der teuren F-22-Raptor- 
Tarnkappenjägerflotte der Air Force. 17 Flug- 
  zeuge wurden beschädigt. Die Reparatur-
kosten beliefen sich insgesamt auf fast  
5 Milliarden Dollar. Kein feindlicher An-
griff auf US-Luftstützpunkte im Irak oder in 
Afgha nistan richtete jemals so umfangreiche 
 Schäden an.19

Es ist dringend geboten, sowohl klimawandel­

bedingte als auch durch staatliches Versagen ver ur­

sachte  Risiken systematisch in unsere Sicherheits­

bewertungen sowie in unsere Entwicklungs­, 

Sicher heits­ und Verteidigungspolitiken zu integrieren
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Potenzielle Sekundäreffekte 

der Klimawandeleindämmung 

und ­anpassung 

Je weiter die Entwicklung von Anpassungs- 
und Minderungsstrategien voranschreitet, 
umso deutlicher zeigt sich, dass selbst ein 
allmählicher Übergang vom Einsatz fossiler 
Brennstoffe zu einem Wirtschaftsmodell auf 
der Grundlage erneuerbarer Energien nicht 
nur unsere Heiz- und Treibstoffkosten dras-
tisch senken wird, sondern auch umfangrei-
che wirtschaftliche Auswirkungen auf die Öl 
und Gas exportierenden Länder haben wird. 
Die hiermit verbundene Abnahme der wirt-
schaftlichen und geopolitischen Bedeutung 
dieser Länder könnte einerseits die gegen-
wärtigen politischen Spannungen verringern. 

Andererseits könnte eine solche Entwicklung 
eine Quelle zukünftiger Instabilität sein. Dar-
auf sollten wir uns vorbereiten.

Möglicherweise entsteht ein neuer geo-
politischer Wettbewerb, insbesondere um 
die knappen Bodenschätze, die für den 
Übergang zu einer umweltverträglichen Wirt-
schaft benötigt werden und daher sehr be-
gehrt sind. . Den daraus entstehenden mög-
lichen Verwundbarkeiten müssen wir mit der 
Förderung und Umsetzung tragfähiger Ge-
schäftsmodelle nach dem Prinzip der Kreis-
laufwirtschaft- in allen Industriesektoren so-
wie im Verteidigungsbereich begegnen, die 
die Wiederverwendung von Komponenten, 
Materialien und Rohstoffen ermöglichen. Der 
Aufbau von Partnerschaften auf Augenhöhe 
mit Ländern, die die benötigten Rohstoffe ex-
portieren, schafft Vorteile auf beiden Seiten 
und trägt ebenfalls zur Umsetzung eines grü-
nen Wirtschaftsmodells bei.

Wie wir den ökologischen 

 Fußabdruck des Verteidigungs­

sektors verringern

Globale Sicherheit und Verteidigung sind 
nicht nur von der Erderwärmung betroffen, 
sondern tragen auch dazu bei. Eine kürzlich 
durchgeführte Studie schätzt die CO2-Bilanz 
des EU-Verteidigungssektors, der sowohl die 
nationalen Streitkräfte als auch die in der 
EU ansässigen Rüstungskonzerne umfasst, 
für 2019 konservativ auf ca. 24,8 Millionen 
Tonnen CO2-Äquivalente.20 Dies übersteigt 
die Gesamtemissionen eines Landes von der 
Größe Kroatiens und entspricht den jährli-
chen CO2-Emissionen von etwa 14 Millionen 
durchschnittlichen Pkw.21 Angesichts der 
Bemühungen, die Verteidigungskapazitäten 
weiter auszubauen, werden die CO2-Emis-
sionen im Verteidigungsbereich wahrschein-
lich ebenfalls weiter ansteigen, sofern nicht 
weniger kohlenstoffintensive Energiequellen 
genutzt werden.

Nach Angaben der Europäischen Verteidi-
gungsagentur EDA entfielen 2016 und 2017 
52 Prozent des Energieverbrauchs von 22 
Mit gliedstaaten (96,9 Prozent der gesamten 
Verteidigungsausgaben der EDA-Mitglied-
staaten) auf Kraftstoffe für Fahr- und Flug-
zeuge.22 

Ein weiterer großer Anteil des Energie-
verbrauchs entsteht im Bereich der mili-
tärischen Infrastruktur und Gebäude. Der 
Erhebung der EDA zufolge entfielen durch-
schnittlich 32 Prozent des Energieverbrauchs 
der Streitkräfte der Mitgliedstaaten im Jahr 
2017 aufs Heizen; 75 Prozent davon stamm-
ten aus Heizöl und Erdgas.23

Trotz seiner hohen Abhängigkeit von 
fossilen Brennstoffen wurde der Verteidi-
gungssektor bislang in kein einziges inter-
nationales Abkommen zur Senkung der 
CO2-Emissionen aufgenommen. Das Kyoto- 
Protokoll von 1997 schloss jegliche Minde-
rungsverpflichtungen des Verteidigungs-
sektors, der als Kernbereich staatlicher 
Souveränität gesehen wird, sogar explizit 
aus. Das Pariser Abkommen von 2015 hin-
gegen erwähnt den Bereich der Verteidigung 
gar nicht, sodass es jeder Regierung überlas-

Möglicherweise entsteht ein neuer 

 geopolitischer Wettbewerb, insbesondere  
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sen bleibt, ob sie diesen in ihre nationalen 
Minderungszusagen gegenüber dem UN-
Weltklimarat einbezieht.

Auch wenn es einige Versuche gab, Teile 
militärischer Operationen umweltfreundli-
cher zu gestalten – zum Beispiel durch einen 
höheren Anteil erneuerbarer Energien für 
die Stromerzeugung auf den Stützpunkten 
oder durch den Einsatz von E-Fahrzeugen 
für zivile Aufgaben –, bleibt die Verteidigung 
dennoch weltweit der größte institutionelle 
Einzelverbraucher von fossilen Brennstoffen. 
Darüber hinaus wird der Verteidigungssektor 
aufgrund der langen Lebensdauer von Mili-
tärflugzeugen, Kriegsschiffen und anderen 
Fahrzeugen noch auf Jahre hinaus von fossi-
len Kraftstoffen abhängig bleiben.

Es ist also höchste Zeit, massiv in die For-
schung und Entwicklung kohlenstoffneutra-
ler Kraftstoffe und Antriebssysteme für mili-
tärische Fahrzeuge, Schiffe und Fluggeräte 
zu investieren. Da solche Investitionen nicht 
auf militärische Zwecke begrenzt sind, könn-
ten sie auch im zivilen Sektor positive Ent-
wicklungen anstoßen, insbesondere für die 
angeschlagene zivile Luftfahrt, die nach der 
Corona-Pandemie auf weniger energieinten-
sive und kostengünstigere Geschäftsmodelle 
setzen will.

Die Emissionsminderung bei der Raum-
heizung stellt hingegen ein deutlich leichter 
erreichbares Ziel dar, da bereits Technolo-
gien zur Steigerung der Energieeffizienz und 
der CO2-Bilanz von Gebäuden verfügbar sind. 
Auch die umfassende Renovierung bzw. Sa-
nierung von Gebäuden könnte dazu beitra-
gen, das Militär mit den neuesten digitalen 
Technologien auszustatten und ein besseres 
Arbeitsumfeld zu schaffen. Eine für Reno-
vierung und Ausbau des Hauptquartiers der 
luxemburgischen Streitkräfte durchgeführ-
te Machbarkeitsstudie prognostiziert eine 
Senkung der derzeitigen CO2-Emissionen für 
Raumheizung um 78 Prozent, trotz der um 25 
Prozent größeren Grundfläche der geplanten 
Gebäude.

Die EU ist sowohl bei der Minderung von 
Treibhausgasemissionen als auch im Kampf 
gegen den Klimawandel international aner-
kannter Vorreiter. Diese Führungsrolle sollte 

auch den Bereich der Verteidigung mit ein-
beziehen!

Deshalb sollten wir folgende Maßnahmen 
dringend in Betracht ziehen: 

• Die systematische Erfassung und Dokumen-
tation der Emissionen, um den derzeitigen 
Mangel an zuverlässigen und international 
vergleichbaren Daten zu Energieverbrauch 

und Treibhausgas emissionen im Verteidi-
gungsbereich zu beheben.

• Die Nutzung von Erfahrungen und Best 
Practices aus Pilotprojekten zur Emis-
sionsminderung im militärischen Bereich 
auf Grundlage der bereits bestehenden 
„grünen“ Programme der EU-Mitgliedstaa-
ten und der EDA sowie deren Integration 
in entsprechende politische Maßnahmen 
und in die operative Praxis.

• Eine deutliche Erhöhung unserer Inves-
titionen in ein umweltgerechtes Mili-
tär, insbesondere durch die Zuweisung 
zweckgebundener Mittel aus dem Verteidi-
gungsetat für die Forschung und Entwick-
lung im Bereich CO2-neutraler Kraftstoffe 
und Antriebssysteme für Militärflugzeuge, 
-schiffe und -fahrzeuge.

• Die Festlegung freiwilliger Ziele zur Sen-
kung der CO2-Emissionen in den Streit-
kräften.

• Die Verpflichtung der Streitkräfte seitens 
der Politik und im Verbund mit gleichge-
sinnten Ländern, bis 2050 Klimaneutrali-
tät zu erreichen. Ein solcher „European 
Climate and Security Pledge“ könnte auf 
der 26. UN-Klimakonferenz (COP26) im 
November dieses Jahres offiziell verkün-
det werden;

• Bemühung um aktive Zusammenarbeit 
und Umsetzung gemeinsamer Initiativen 
mit weiteren Partnern und Akteuren im Si-
cherheits- und Verteidigungsbereich, etwa 
den Vereinten Nationen und der NATO.

Es ist höchste Zeit, massiv in die  

Forschung und Entwicklung kohlenstoff­ 

neutraler Kraftstoffe und Antriebs­ 

systeme für militärische Fahrzeuge, Schiffe  

und Fluggeräte zu investieren
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Der europäische Verteidigungssektor kann 
von der Umsetzung solcher Maßnahmen nur 
profitieren, da eine umweltgerechte Vertei-
digung die Effektivität unserer Streitkräfte 
erhöht. Energieeffizientere und klimaneut-
rale Infrastrukturen und Technologien wer-
den nicht nur unsere Energiekosten senken, 
sondern auch unsere Energieautonomie 
deutlich steigern. Der Einsatz von Fahr-
zeugen, die weniger oder gar keine fossilen 
Treibstoffe verbrauchen, wird auch den lo-

gistischen Aufwand deutlich verringern, die 
operative Belastbarkeit erhöhen und letzt-
endlich Menschenleben schützen – denn 
Kraftstofftransporte sind ein leichtes Ziel für 
potenzielle Angriffe. Verstärkte gemeinsame 
Investitionen in klimaneutrale Kraftstoffe 
und Antriebssysteme fördern zudem auch 
die Interoperabilität.

Auf dem Weg zu einer 

 ganzheitlicheren Sicherheits­ 

und Verteidigungspolitik

Die nicht traditionellen Sicherheitsrisiken 
und Bedrohungen, die sich aus den neuen 
Technologien und der Erderwärmung er-
geben, nehmen zu und zwingen uns, unse-

re gegenwärtige Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik auf den Prüfstand zu stellen. Wir 
müssen sicherstellen, dass wir angemessen 
auf die Zukunft vorbereitet sind und unse-
re Sicherheit auch langfristig gewährleisten 
können.

Die Corona-Krise hat uns deutlich gezeigt, 
dass das Sicherheitsverständnis des 21. Jahr-
hunderts zwingend auch nicht traditionelle 
Risiken und Bedrohungen wie den Klima-
wandel umfassen und in ein breiteres, ganz-
heitlicheres Konzept der Außen-, Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik einbeziehen muss.

Botschafter Ischinger formulierte treffend: 
„Unsere Definition von nationaler und inter-
nationaler Sicherheit anzupassen ist deshalb 
so wichtig, weil sie die Art und Weise, wie wir 
unsere Ressourcen einsetzen, entscheidend 
beeinflusst. Unsere kollektive, trotz zahlrei-
cher Warnungen mangelhafte Vorsorge für 
den Pandemiefall hat uns diese Tatsache 
schmerzlich vor Augen geführt.“24

Ein aktualisiertes, breiter aufgestelltes und 
umfassenderes Sicherheitskonzept umfasst 
gegenwärtige und künftige Sicherheitsrisiken 
und Bedrohungen. Diese ergeben sich einer-
seits aus den neu entstehenden, hybriden 
und Cyber-Technologien sowie andererseits 
durch globale Umweltzerstörung, wie Klima-
wandel, Wüstenbildung und den Verlust der 
biologischen Vielfalt. 

Die Risiken und Gefahren, die infolge der 
genannten „neuartigen“ Bedrohungen ent-
stehen, müssen wir angemessener evaluie-
ren, entschärfen und antizipieren. Angesichts 
der Vielzahl von Spannungen und Konflikten 
um die klimawandelbedingt immer knapper 
werdenden natürlichen Ressourcen kommt 
der verstärkten nachrichtendienstlichen Zu-
sammenarbeit der Partner und Verbündeten 
entscheidende Bedeutung zu. Frühwarnsys-
teme und strategische Vorausschau müssen 
mehr Gewicht und Mittel erhalten, um ein 
frühzeitiges Eingreifen vorzubereiten und, 
sofern möglich, den Ausbruch oder die Ver-
schärfung von Konflikten zu verhindern. Ex-
ante-Vermittlung, friedenserhaltende Maß-
nahmen, die Unterstützung von Regierungen 
sowie der Aufbau resilienter Strukturen im 
Vorfeld potenzieller Konflikte müssen künftig 
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zu zentralen Elementen unserer Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik werden. 

Da dieser Bereich nicht unbedingt ein 
traditioneller Schwerpunkt der Streitkräfte 
ist, kommt der Zusammenarbeit mit zivilen 
Akteuren im Bereich Mediation und Peace-
keeping eine grundlegende Bedeutung zu. 
Nur so kann sichergestellt werden, dass die 
effektive Gefahrenabwehr in unseren künfti-
gen Verteidigungsstrategien, Doktrinen, der 
Entwicklung militärischer Fähigkeiten und 
in der Ausbildung ein stärkeres Gewicht er-
hält. Darüber hinaus sollte eine zukunftssi-
chere Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
im Rahmen eines ressortübergreifenden An-
satzes sowie mit besonderem Augenmerk 
auf die Situation von Frauen, Kindern und 
gefährdeten Gruppen deutlich stärker zur Re-
silienz beitragen.

Wir begrüßen selbstverständlich, dass die 
UN-Friedensmissionen der Gegenwart mul-
tidimensionaler geworden sind. Dennoch 
empfehlen wir eine zusätzliche Ausweitung 
der Mandate, um den Ausbruch von Konflik-
ten zu verhindern und die lokale Bevölke-
rung beim Aufbau resilienter Strukturen zu 
unterstützen.

Wenn wir eine umfassendere Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik anstreben, müssen 
wir unseren Verteidigungsorganisationen an-
gemessene Mittel und ausreichende Gelder 
an die Hand geben, um sich auf wachsende 
Risiken und Bedrohungen vorzubereiten. Wir 
müssen also nicht nur in moderne Waffen-
systeme, Munition, Logistik- und Transport-
kapazitäten investieren, sondern auch in 
zusätzliche Erfassungs- und Beobachtungs-
fähigkeiten, die beispielsweise eine früh-
zeitige Erkennung und Überwachung von 
existenzbedrohender Umweltzerstörung er-
möglicht, sowie in Konfliktprävention, Me-
diation und environmental peacebuilding.

Obwohl einige dieser Maßnahmen von zi-
vilen Akteuren durchgeführt werden können, 
schlagen wir vor, ihre Kosten systematisch 
aus den Verteidigungsetats zu finanzieren. 
Künftige Verteidigungsbudgets sollten ne-
ben den traditionellen Militärausgaben auch 
Mittelzuweisungen für die zivile Konfliktprä-
vention wie etwa Mediation, Friedenssiche-

rung, Aufbau von Resilienz, Unterstützung 
guter Regierungsführung und den Schutz der 
menschlichen Sicherheit enthalten.

Meiner Ansicht nach sollten die Bündnis-
partner im Rahmen des derzeitigen Reflexi-
onsprozesses NATO 2030 und bei der Gestal-

tung des neuen Strategischen Konzepts des 
Bündnisses eine offene Debatte über eine 
umfassendere Sicherheitsstrategie und die 
damit verbundenen Instrumente führen, ein-
schließlich der Kriterien dafür, welche Posi-
tionen als Verteidigungsausgaben verbucht 
werden können und welche nicht.

Da eine umfassendere Verteidigung wahr-
scheinlich mit höheren Kosten verbunden 
sein wird, ist es von entscheidender Bedeu-
tung, den Bürgerinnen und Bürgern, den 
Wählerinnen und Wählern die Gründe trans-
parent zu vermitteln und zu erläutern. Eine 
gut kommunizierte, umfassendere Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik, die auf ein 
deutlich breiteres Spektrum von Sicherheits-
risiken und -bedrohungen reagiert, wird uns 
nicht nur helfen, uns auf diese Risiken und 
Bedrohungen einzustellen und sie einzu-
dämmen, sondern auch leichter die Zustim-
mung der Öffentlichkeit finden.

Eine bessere koordinierte  

Außen­ und Sicherheitspolitik

Da Konflikte meist in einer Kombination von 
Faktoren wurzeln, wie etwa dem Wettbewerb 
um natürliche Ressourcen, schwacher Regie-
rungsführung und sozialer Ungleichheit, muss 
die Sicherheits- und Verteidigungspolitik in 
die Außenpolitik eingebettet und eng mit de-
ren anderen Bereichen abgestimmt werden.

Dementsprechend verfolgt Luxemburg in 
der internationalen Friedens- und Sicher-
heitspolitik einen „dreidimensionalen“ An-

Wenn wir eine umfassendere Sicherheits­ und 

 Ver teidigungspolitik anstreben, müssen wir unseren 

 Verteidigungsorganisationen angemessene Mittel  

und ausreichende Gelder an die Hand geben, um sich 

auf wachsende Risiken und Bedrohungen vorzubereiten
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satz, der auf Diplomatie, Entwicklungszu-
sammenarbeit und Verteidigung basiert. 
Diese Mittel werden so eingesetzt, dass sie 
einander zur Stärkung der internationalen 
Sicherheit, der nachhaltigen Entwicklung, 
der Achtung der Menschenrechte und der 
Rechtsstaatlichkeit ergänzen.25

In der Praxis bedeutet dieser „3-D“-Ansatz, 
dass die Zuständigkeiten für Diplomatie, Ent-

wicklungszusammenarbeit und Verteidigung 
in einem einzigen Ministerium gebündelt 
werden. Dies ermöglicht eine regelmäßige 
Abstimmung und gemeinsame Entschei-
dungsfindung hinsichtlich der politischen 
Optionen und Positionen in internationalen 
Gremien.

In diesem Zusammenhang hat die Erfah-
rung gezeigt, dass der engen Verzahnung 
von Entwicklungszusammenarbeit, huma-
nitärer Hilfe und Klimafinanzierung mit den 
Belangen von Frieden und Sicherheit eine 
wesentliche Bedeutung zukommt. Bei der 
Unterstützung der Bevölkerung in der An-
passung an den Klimawandel kommt es auf 
eine „konfliktsensiblere“ Entwicklungszu-
sammenarbeit, humanitäre Hilfe und Klima-
finanzierung an, die weder potenzielle Span-
nungen schafft noch bestehende Konflikte 
verschärft. Ansätze, die die Entwicklungen 
vor Ort unberücksichtigt lassen oder die Be-
dürfnisse und Perspektiven der Menschen 
übergehen, laufen Gefahr, unbeabsichtigt zu-
sätzliche Sicherheitsrisiken zu schaffen.

Schlussbemerkungen

Obwohl der Klimawandel schon seit Jahren 
auf der sicherheitspolitischen Agenda von 
EU und NATO steht, wird er in der Praxis noch 
allzu oft nur am Rande behandelt. Entspre-

chend sollten wir die derzeitigen Reflexions-
prozesse beider Organisationen nutzen, um 
darauf hinzuwirken, dass die wachsenden 
Risiken und Bedrohungen des Klimawandels 
im neuen Strategischen Konzept der NATO 
und im Strategischen Kompass der EU voll-
umfänglich berücksichtigt werden. 

Aktuell blickt die Welt auf die 26. Vertrags-
staatenkonferenz der UN-Klimarahmenkon-
vention im November des Jahres. Wir soll-
ten die globale Dynamik dieses Klimagipfels 
nutzen, um uns in den kommenden Monaten 
wegweisend für starke Maßnahmen zur Kli-
masicherheit einzusetzen.

Unsere Generation hat noch die Möglich-
keit, entscheidende Veränderungen auf den 
Weg zu bringen. Wir sollten diese Gelegenheit 
nicht ungenutzt verstreichen lassen, sondern 
alle uns zur Verfügung stehenden Mittel nut-
zen, um unseren Kindern eine sicherere und 
nachhaltigere Welt zu hinterlassen.

Der engen  Verzahnung von Entwicklungs­

zusammenarbeit, humanitärer Hilfe  

und Klimafinanzierung mit den Belangen 

von Frieden und Sicherheit kommt eine 

wesentliche Bedeutung zu
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Der Klimawandel bedroht 

Frieden und Sicherheit

Bilder von ausgedörrten Flussbetten, ero-
dierten Ackerflächen oder sturzflutartigen 
Überschwemmungen führen eindringlich vor 
Augen, dass und wie sich Umweltbedingun-
gen in vielen Regionen der Welt durch den 
Klimawandel verändern. Dürren und Res-
sourcenverknappung haben den Verlust von 
ehemals sicheren Trinkwasserquellen sowie 
Weideflächen zur Folge und gefährden die 
ohnehin schon prekäre Ernährungssicherheit 
vieler Menschen. Ernteausfälle und Hunger, 
die Zerstörung ihrer Wohnhäuser oder sich 
zuspitzende Konflikte um Wasser und frucht-
baren Boden – diese Gefahren spüren beson-
ders die Menschen, die ohnehin schon zu den 
wirtschaftlich Ärmsten gehören. Zwar wird 
der Klimawandel auch in den Industrielän-
dern Nordamerikas und Europas zunehmend 
wahrnehmbar, doch sind vor allem die Be-
wohnerinnen und Bewohner der tropischen 
und subtropischen Gebiete in Afrika, Asien, 
Lateinamerika und Ozeanien mit den Folgen 
des Klimawandels konfrontiert. Zynisch mu-
tet dabei an, dass die Menschen, die unter 
den konkreten Folgen am meisten leiden, im 
weltweiten Vergleich am wenigsten zur Erd-
erwärmung beigetragen haben. Ursache und 
Folge sowie Verursachende und Leidtragen-
de liegen geografisch wie finanziell oftmals 
weit auseinander. Papst Franziskus zeigt auf: 
„Wenn Menschen vertrieben und zur Migration 
gezwungen werden, weil ihre ursprüngliche 
Umgebung unbewohnbar wird, mag das wie 
etwas Unvermeidliches aussehen. Doch ist es 
zum Großteil das Ergebnis fataler Entschei-
dungen und zerstörerischer Lebensweisen, 
die die Menschheit mit der Schöpfung in Kon-
flikt bringen.“1 Seit Ende der 1980er-Jahre wird 
vermehrt über die Veränderungen des Klimas 
berichtet und vor gravierenden Auswirkungen 
gewarnt. Aber erst heute wächst die Einsicht, 
dass der Klimawandel zur weltweit größten 
Bedrohung wird und auch viele mittelbare 
Folgen hat: Die Schnelligkeit und der Grad der 
Erderwärmung spielt besonders beim Auftre-

MEHR AUFGABEN, 
MEHR RESSOURCEN, 

MEHR INKLUSION  
ANFORDERUNGEN AN DIE 

 HUMANITÄRE HILFE IN ZEITEN  
STEIGENDER KLIMARISIKEN

Abstract

Die Verschlechterung der Lebensbedingungen, Ernährungs- und 

Versorgungssicherheit in den am stärksten vom Klimawandel 

betroffenen Regionen der Welt, die häufig zugleich die geringste 

Kapazität zur Anpassung haben, stellt auch die Humanitäre Hilfe 

vor gewaltige Herausforderungen. Die bereits zu beobachtende und 

erwartbare weitere Zunahme von wetterbedingten Katastro phen 

zwingt zum einen zu einer entsprechenden Anpassung bei Infra-

struktur und Umfang von Nothilfemaßnahmen. Hinzu kommt, 

dass sich Klimawandelfolgen und Konflikte in vielfacher Hin-

sicht überlagern, bedingen und zu komplexen Krisen potenzieren. 

Ressourcenknappheit durch steigende Temperaturen und schwin-

dende Selbstversorgungsmöglichkeiten kann in Teufelskreisen aus 

Entwurzelung, Verarmung und gewaltsamem Konfliktaustrag 

münden. Binnenmigration aufgrund von Klimafolgen erhöht die 

Zahl von Geflüchteten und Vertriebenen und führt nicht selten zum 

Verlust kultureller Identität und sozialem Abstieg.

Das Wissen um die beschriebenen Zusammenhänge, die Berück-

sichtigung lokaler Traditionen, die Inklusion der Zivilgesellschaft 

und Geschlechtergerechtigkeit sind entscheidende Voraussetzungen 

für Maßnahmen der Humanitären Hilfe sowie Krisenbewältigung 

und -prävention. Dabei wird es für Hilfsorganisationen über die 

verschiedensten technischen und infrastrukturellen Möglichkeiten 

der Anpassung hinaus mehr denn je darauf ankommen, die Ver-

antwortlichkeit für Katastrophenvorsorge tief in den betroffenen 

Gesellschaften zu verankern. Dies alles wird jedoch nur von Erfolg 

getragen sein, wenn auf globaler Ebene Finanzierungsfragen ge-

klärt werden und die Bekämpfung des Klimawandels auf Grund-

lage des Pariser Abkommens sowie der finanzielle Ausgleich der 

immensen Schäden und Verluste höchste Priorität genießt. 
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ten und der Verschärfung von humanitären 
Bedarfen eine immer größere Rolle.2

Der Klimawandel  

erfordert stärkere Not­  

und Katastrophenhilfe

Der Globale Klima-Risiko-Index3 zeigt, wie stark 
Länder von Wetterextremen wie Überschwem-
mungen, Stürmen oder Hitzewellen betroffen 
sind. Puerto Rico, Myanmar und Haiti führten 
den Index mit den größten wetterbedingten 
Verlusten in der Zeitspanne von 2000 bis 2019 
an. Nach katastrophalen Stürmen und Über-
flutungen standen Mosambik, Simbabwe und 
die Bahamas an der Spitze der Liste. 2019 wa-
ren 97,6 Millionen Menschen akut von Katas-
trophen infolge von Extremwetterereignissen 
betroffen.4 Dies geht zurück auf eine Verdopp-
lung der jährlich registrierten Katastrophen 
von etwa 200 vor 20 Jahren auf heute mehr als 
400 weltweit. Für die Humanitäre Hilfe bedeu-
tet das zwangsläufig eine Zunahme an Aufga-
ben. In Dürregebieten wird es voraussichtlich 
immer seltener ausreichen, dass Wasserspei-
cher, Rückhaltebecken und Zisternen gebaut 
werden, da die Trockenperioden immer länger 
werden. Allein um die betroffenen Menschen 
etwa in Nordkenia, Äthiopien und Somalia 
während der Dürren mit Wasser zu versorgen, 
werden zukünftig große Leitungssysteme be-
nötigt, oder Tanklaster müssen stattdessen in 
die Dürreregionen fahren. Seit 1990 hat Soma-
lia mehr als 30 klimabedingte Krisen erlebt, da-
runter 12 Dürren und 19 Überschwemmungen 
– das bedeutet eine Verdreifachung der klima-
bedingten Krisen gegenüber dem Zeitraum von 
1970 bis 1990.5

In Südasien wurde in den vergangenen zehn 
Jahren eine starke Veränderung des Monsuns 
gemessen: Regenfälle fielen intensiver aus, die 
Monsunzeiten waren verkürzt und insgesamt 
weniger berechenbar. Künftig wird mit einer 
weiteren „Zunahme der Gesamtmenge an 
Monsunniederschlag“ gerechnet.6 2018 gingen 
der „Jahrhundertflut“ im indischen Bundes-
staat Kerala weitere schwere Überschwem-
mungen in Indien, Bangladesch, Pakistan und 
anderen Staaten der Region voraus. Bereits 
2010 war eine „Jahrhundertflut“ in Pakistan 

dafür verantwortlich, dass Millionen Menschen 
ihre Häuser verloren. Doch die Flutgefahr geht 
nicht nur von unberechenbaren Monsunregen 
aus. Erst kürzlich veröffentlichten 200 Wissen-
schaftler vom Internationalen Zentrum für Inte-
grierte Entwicklung in Bergregionen (ICIMOD)7 
umfangreiche Analysen über die Auswirkungen 

des Klimawandels in Afghanistan, Bangladesch, 
Bhutan, China, Indien, Myanmar, Nepal und Pa-
kistan: Wenn die Erhitzung unseres Planeten 
weiter fortschreitet, werden bis zum Ende des 
Jahrhunderts mindestens ein Drittel der Glet-
scher im Hindukusch-Himalaja abschmelzen. 
Hier lagern die drittgrößten Eisvorräte der Erde. 
Diese Eismassen speisen die wichtigsten Flüsse 
Asiens und sichern die Wasserversorgung von 
rund 1,9 Milliarden Menschen. Schmelzen die 
Gletscher, so ist damit die Wasserversorgung 
der Bevölkerung gefährdet. Mit der Schmelze 
fließen ungeheure Wassermassen talabwärts 
und sorgen in Kombination mit Starkregen 
für Flutgefahren. Dabei ist zu beachten, dass 
viele Ereignisse auf internationaler Ebene un-
beachtet bleiben und der jeweilige Staat oder 
die betroffene Bevölkerung die Schäden meist 
allein bewältigen müssen. Bis zu 80 Prozent der 
humanitären Finanzmittel werden allein zur 
Reduzierung von Leid aufgrund bestehender 
Kriege und Konflikte aufgebracht.

Die globale Aufrüstung als 

 doppeltes Sicherheitsrisiko

Laut dem Konfliktbarometer des Heidelberger 
Instituts für Internationale Konfliktforschung8 
ist die weltweite Zahl der Kriege 2020 von 15 
auf 21 angestiegen. Die globalen Militäraus-
gaben steigen indes das sechste Jahr in Folge. 
Der Ausbau und die Erneuerung der Streitkräf-
te und Waffensysteme haben im vergangenen 
Jahr den Rekordwert von 1981 Milliarden US-
Dollar (etwa 1644 Milliarden Euro) verschlun-
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gen – ein Anstieg von 2,6 Prozent im Vergleich 
zu 2019. Mit einem jährlichen Budget von 718,7 
Milliarden US-Dollar geben die USA nach wie 
vor so viel Geld aus wie kein anderer Staat. Eine 
fatale Prioritätensetzung, wie der Globale Mili-
tarisierungsindex des Instituts BICC analysiert: 
Ein Abgleich mit dem Global Health Security 
Index zeigt, dass weniger militarisierte Staaten 
insgesamt bessere Ergebnisse hinsichtlich der 
Gesundheitssicherheit aufweisen, da „der hohe 
Ressourcenaufwand fürs Militär […] zu Lasten 
der Gesundheit geht“9. Die aktuellen Konse-
quenzen der Covid-19-Pandemie sollten für zu-
künftige und ähnlich gelagerte Situationen, wie 
die Klimakrise, eine Warnung sein.

Deutschland investierte 2019 den gering 
erscheinenden Betrag von 51,2 Milliarden US-
Dollar ins eigene Militär. Damit gab die Bun-
desrepublik allerdings zehn Prozent mehr aus 
als im Vorjahr, was den größten Zuwachs aller 
EU-Staaten bedeutet.10 Darüber hinaus hat 
der deutsche Rüstungsexport maßgeblich zur 
„Militarisierung der Außenpolitik arabischer 
Staaten“11 beigetragen. Der Anteil ist in den 
vergangenen 20 Jahren von 3,1 auf 32 Prozent 

des gesamten deutschen Rüstungsexports ge-
stiegen. Der Anstieg im Bereich der globalen 
Aufrüstung stellt ein doppeltes Sicherheitsri-
siko dar: „Es geht nicht nur um das Vernich-
tungspotential, das durch ein Mehr an Waffen 
wächst und das sich entfaltet, wann immer das 
Kalkül der gegenseitigen Abschreckung nicht 
aufgeht. Es geht auch darum, welche Ressour-
cen durch die globale Aufrüstung gebunden 
werden und für andere Menschheitsaufgaben 
entsprechend nicht zur Verfügung stehen.“12 
Beispielsweise geht die angekündigte Erhö-
hung der britischen Rüstungsausgaben zulas-
ten von Entwicklungshilfegeldern.13

Klimarisiken erzeugen und 

verstärken Fragilität

Der Bedarf an Humanitärer Hilfe in Kriegen und 
Konflikten wird noch verschärft, wenn parallel 
Katastrophen infolge von Naturgefahren und 
gewaltvollen Konflikten samt Vertreibungen 
stattfinden oder sich gegenseitig bedingen. 
Schon heute entfällt der größte Anteil der hu-
manitären Finanzmittel auf sogenannte kom-
plexe Krisen.14 Weiterführende Studien15 wei-
sen darauf hin, dass zukünftige Konflikte auf 
der Welt kaum ohne den klimatischen Faktor 
gedacht werden können. „Durch voranschrei-
tende nicht-traditionelle Sicherheitsrisiken, 
wie den Klimawandel, verändert sich die Risi-
kolandschaft zusätzlich dynamisch“, wie es in 
einer Stellungnahme des Beirats für Zivile Kon-
fliktprävention und Friedensförderung heißt.16 
Häufigere und verlustreichere Extremwetter-
ereignisse tragen zur Konfliktgenese bei und 
potenzieren bestehende Konflikte. Insbesonde-
re klimainduzierte Existenzprobleme schaffen 
Potenzial für Gewalteskalationen. Laut einer 
Studie des Stockholm International Peace Re-
search Institute (SIPRI) werden sowohl das Auf-
kommen von Extremismus als auch Konflikte 
und Gewalt durch den Klimawandel verschärft. 
Mali erlebt beispielsweise seit den Sechziger-
jahren einen konstanten Anstieg der Tempe-
raturen. Bis Ende der 2050er-Jahre werden die 
Werte laut globalen Klimamodellen zwischen 
1,2 und 3,6 Grad steigen. Die Folgen dieser kli-
matischen Veränderungen betreffen vor allem 
die armen Bevölkerungsgruppen, deren Le-
bensgrundlage Landwirtschaft und Viehzucht 
ist. Und wo die nutzbaren Flächen abnehmen, 
Wasserquellen versiegen und keine alternati-
ven Einkommensquellen geschaffen werden, 
sind Konflikte in einer schnell wachsenden 
Bevölkerung vorprogrammiert. Im Kampf um 
Ressourcen haben es Extremismus und Gewalt 
leichter. Die Terrororganisation Al Kaida rekru-
tiere in der Sahelzone beispielsweise gezielt 
junge Menschen, die in eine finanzielle Schief-
lage geraten sind. „Ohne die Integration des Kli-
mawandels sind die Friedenskonsolidierungen 
kaum möglich“, folgert Sicherheitsexperte und 
Co-Autor des Berichts Florian Krampe.17 Das 
Ecological Threat Register 2020 schätzt, dass 
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31 Staaten nicht widerstandsfähig genug sind, 
um die ökologischen und politischen Verände-
rungen der kommenden Jahrzehnte aufzufan-
gen. Der Zusammenhang zwischen politischen 
Konflikten und ökologischen Bedrohungen 
wirkt wie ein Teufelskreis, dessen Dynamiken 
Länder wie Mosambik, Madagaskar, Kenia, 
Pakistan oder den Iran zukünftig vermehrt be-
lasten können. Darüber hinaus sind Staaten 
wie Syrien, Afghanistan, Irak, Jemen und die 
Zentralafrikanische Republik neben den anhal-
tenden Kampfhandlungen zusätzlich von öko-
logischen Gefahren bedroht. 18 Sechs der zehn 
größten UN-Friedenseinsätze haben 2020 in 
Ländern stattgefunden, die dem Klimawandel 
am stärksten ausgesetzt sind.19

Jüngste Gefechte zwischen Kirgistan und 
Tadschikistan bezeugen die hohe Bedeutung 
der Ressource Wasser. Auslöser war ein Streit 
um den Zugang zu Wasserressourcen am Fluss 
Isfara.20 Aufgrund der Auseinandersetzung sind 
aktuell zwei Projekte der Caritas im Gebiet 
kaum zugänglich. Auch auf der Halbinsel Krim 
verschärfen sich die Spannungen um die Was-
serversorgung. Der Bau des Grand Ethiopian 
Renaissance Dam kann für Ägypten, wo der Nil 
endet, ein Kriegsgrund sein. Flussabwärts im 
Sudan kommt bereits weniger Nilwasser an als 
gewohnt. Ebenso sind der Irak und Syrien in der 
Wasserversorgung abhängig, denn sowohl der 
Euphrat als auch der Tigris kommen aus der 
Türkei21, wo 2018 der Ilisu-Damm in Betrieb ge-
nommen wurde. Schon jetzt gibt es wegen des 
niedrigeren Wasserstands und des Eindringens 
von Salzwasser aus dem Persischen Golf in der 
irakischen Provinz Basra fast kein landwirt-
schaftlich nutzbares Land mehr. Hoher bzw. ex-
tremer Wasserstress, den laut Ecological Threat 
Register mehr als ein Drittel der Länder bis 2040 
erleben werden, ist auch in Lateinamerika spür-
bar. Die Gletscher in der bolivianischen Region 
Cordillera Real haben seit 1980 eine Fläche von 
37 Prozent eingebüßt. Dabei sind Millionen Bo-
livianer vom Schmelzwasser der Gletscher ab-
hängig. Auch für Peru und Kolumbien sind die 
Gletschermassen eine lebenswichtige Wasser-
quelle, die nicht nur Trinkwasser, sondern auch 
Wasser für die Landwirtschaft und Kraftwerke 
liefert. Eine solche Ressource zu verlieren, wird 
drastische Folgen nach sich ziehen. 

Vertrieben im eigenen Land

Zu den Menschen, die aus politischen und 
sozialen Gründen vertrieben werden und des 
Schutzes bedürfen, kommen künftig also auch 
noch jene, die von den Folgen des Klimawan-
dels vertrieben werden. Die Weltbank prog-
nostiziert, dass bis 2050 mehr als 140 Millionen 
Menschen aufgrund des Klimawandels inner-
halb der Grenzen ihres Landes langfristig ver-
trieben werden und migrieren müssen.22 Durch 
unfreiwillige Abwanderung vom ländlichen in 
den urbanen Raum erfahren Menschen einen 
Verlust des „cultural heritage“. Erhöhte Miet-

preise und unsichere Arbeitsanstellungen im 
Niedriglohnsektor in überlasteten Großstädten 
sind die Folge. Dabei sollten die bestehenden 
„akuten und zwingenden [Schutz]Gründe im 
Sinne der Genfer Konvention nicht leichtfertig 
ausgeweitet werden“23, wie es VENRO (der Ver-
band Entwicklungspolitik und Humanitäre Hil-
fe deutscher Nichtregierungsorganisationen) 
bereits 2009 formulierte. Es braucht zusätzliche 
Schutzmechanismen für Menschen, die durch 
den Klimawandel vertrieben sind, wie zum Bei-
spiel humanitäre Visa oder erleichterte Zugän-
ge durch Arbeitsmigration. Als internationales 
Instrument zeitgerechter Klimapolitik schlägt 
der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregie-
rung einen Klimapass für menschenwürdige 
Migration vor.24 Solche Maßnahmen sind eine 
Frage globaler Gerechtigkeit und wurden 2019 
an den Deutschen Bundestag herangetragen.25 
Diese Überlegungen beziehen allerdings nicht 
die Menschen ein, die zurückbleiben (müssen), 
viele von ihnen Frauen und ältere Menschen. 
Auch der Verlust des „cultural heritage“ lässt 
sich monetär nicht aufwiegen.

Als Länder mit besonders hohem Risiko 
werden zumeist afrikanische Staaten herange-
zogen. Das ist nicht verwunderlich, denn laut 
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Konfliktbarometer ist die Subsahara die Region 
mit den meisten Kriegen. Durch eine Kombina-
tion von klimabedingten Krisen und bewaff-
neten Auseinandersetzungen hat sich die Zahl 
der binnenvertriebenen Menschen in dieser 
Region innerhalb der letzten drei Jahre ver-
doppelt. 2018 wurden sechs der zehn weltweit 
schwersten Überflutungen dort verzeichnet. 

Fünf der acht weltweit härtesten Ernährungs-
krisen, schon jetzt durch eine Kombination aus 
Klimawandel und Konflikten bedingt, fanden 
in Äthiopien, der Demokratischen Republik 
Kongo, Nigeria, Sudan und Südsudan statt. 
Ohne sofortige Hilfsmaßnahmen wird sich die 
ohnehin schon katastrophale humanitäre Lage 
in Somalia durch eine absehbare Dürre noch 
verschlimmern und eine Hauptursache für Ver-
treibung und einen Anstieg sogenannter „pro­
tection risks“ sein. Bis zum Jahresende werden 
voraussichtlich mindestens 3,4 Millionen Men-
schen von der Dürre getroffen. Falls die soge-
nannten „Gu-Regenfälle“ einsetzen, dann in 
kurzer, heftiger Form mit sturzflutartigen Über-
schwemmungen, da der vertrocknete Boden 
das Wasser nicht aufnehmen kann. Der Zugang 
zu sauberem Wasser ist durch die Knappheit 
beeinträchtigt, und die Kosten dafür sind in ei-
nigen Gebieten um 60 Prozent gestiegen. Dies 
zwingt Menschen auf der Suche nach saube-
rem Wasser zu noch weiteren Wegstrecken 

oder zu dem Versuch, der Knappheit durch 
sogenannte negative Bewältigungsstrategien 
zu entkommen, also Ausgaben in anderen Le-
bensbereichen einzusparen, wie zum Beispiel 
im Bereich der Ernährung, Gesundheit oder 
Schulbildung. Oder es muss mehr Einkom-
men generiert werden, indem beispielsweise 
bestehende Wälder abgeholzt und zu verkauf-
barer Holzkohle verarbeitet, Tiere vorschnell 
und zu fallenden Preisen verkauft bzw. notge-
schlachtet oder Familienmitglieder verheiratet 
werden. Da das Weideland erschöpft ist, gehen 
die Viehzüchter dazu über, ihre Tiere mit Getrei-
de zu füttern, was wiederum zu einem Anstieg 
der Getreidepreise um 30 Prozent geführt hat. 
Die Hilfsmaßnahmen wurden bereits in den am 
stärksten betroffenen Gebieten verstärkt. Aller-
dings stellen die Finanzierungsengpässe neben 
dem sicheren Zugang in die Gebiete weiterhin 
eine große Herausforderung dar. Bisher ist die 
im Humanitarian Response Plan veranschlagte 
Hilfe für das Jahr 2021 lediglich zu 15 Prozent 
gedeckt. Das Fluten von Märkten durch exter-
ne Nahrungsmittelhilfe ist dabei keine Option. 
Denn damit kann eine Unterbietung der Preise 
der lokalen Produktion zu einem realen Risiko 
werden. Stattdessen können Nahrungsmittel-
märkte vor Ort in den Ländern unterstützt wer-
den, indem zum Beispiel regionale Produkte 
bezogen werden.26 

Lokales Friedenspotenzial  

und Inklusion

Eine Studie des Internationalen Instituts für 
Umwelt und Entwicklung (IIED)27 zeigt, dass 
die Annahme, Gewaltkonflikte seien auf Streit-
ausbrüche zwischen sesshaften Bauern und 
umherziehenden Viehhirten (Pastoralisten) 
zurückzuführen, viel zu oberflächlich ist und 
zu Fehlinterpretationen verleiten kann. In nur 
zwei Prozent aller betrachteten Gewaltkonflik-
te gibt es Schnittstellen. In den vergangenen 
zehn Jahren sind die sogenannten „Farmer­
Herder“-Konflikte nicht übermäßig gestiegen. 
In der Zeit von 1997 bis 2017 sind in 16 Län-
dern bei einer Gesamtbevölkerung von 580 
Millionen Menschen in dieser Region 173.000 
Zivilisten bei Konflikten getötet worden. Davon 
seien 10.000 Tote auf Konflikte zurückzufüh-
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ren, in die Pastoralisten verwickelt waren. „Far­
mer­Herder“­Konflikte sind in vielen Ländern 
präsent und werden sich durch verknappte 
Ressourcen bisweilen auch verschärfen. Auf 
der anderen Seite sind diese Spannungen sel-
ten eskaliert, was zeigt, dass diese zwei diver-
sen Gruppen schon seit etlichen Jahrzehnten 
Friedensarbeit und Konfliktprävention leisten, 
bevor es Konzepte wie „conflict-sensitive ad­
aptation“ oder „Environmental Peacebuilding“ 
in der internationalen Zusammenarbeit über-
haupt gab. Die Einsicht, dass es nicht ohne 
Einbindung der Betroffenen in Entscheidungs-
prozesse geht, ist den Überlegungen, wie dem 
Klimawandel als Sicherheitsrisiko begegnet 
werden kann, vorauszustellen. Die Berücksich-
tigung des lokalen Potenzials entscheidet über 
Effektivität und Nachhaltigkeit von Friedens- 
und Sicherheitsprozessen: Wenn die Zivil-
gesellschaft an den Verhandlungen mitwirkt, 
sinkt das Risiko eines Scheiterns von Friedens-
abkommen um 64 Prozent.28

Die Beteiligung von Frauen ist noch immer 
ein unausgeschöpftes Potenzial. Ihre Teil-
nahme an Verhandlungen vergrößert die 
Chance, dass ein Friedensabkommen über-
haupt getroffen wird.29 Ebenso erhöht sich 
die Wahrscheinlichkeit, dass ein Abkommen 
mindestens zwei Jahre hält, um 20 Prozent; 
und  dass es auch nach fünfzehn Jahren noch 
in Kraft ist, um 35 Prozent.30 Entscheidend 
ist hierfür jedoch nicht allein die Teilnahme, 
sondern die Möglichkeiten und Bereitschaft 
zu effektiver und substanzieller Einflussnah-
me und Interessenvertretung.31 Der Friedens-
vertrag in Kolumbien ist nach über 50 Jahren 
der bewaffneten Aus einandersetzung ein an-
schauliches Beispiel dafür. Die Umsetzung der 
Agenda Frauen, Frieden und Sicherheit – das 
internationale Regelwerk der Vereinten Na-
tionen für die vollständige, gleichberechtigte 
und wirkungsvolle Teilhabe aller Geschlechter 
an Frieden und Sicherheit – ist zu Recht eine 
Priorität der Bundesregierung. Die Antwort auf 
internationale Krisen soll geschlechtergerecht 
sein, und die Bedürfnisse und Interessen von 
Frauen und Mädchen müssen bei Maßnah-
men der Humanitären Hilfe, Krisenbewälti-
gung und des Wiederaufbaus besser berück-
sichtigt werden. 

Die dringendsten Aufgaben in 

Zeiten des Klimawandels

Humanitäre Hilfe darf sich nicht darin er-
schöpfen, Leid zu mindern und Symptome ab-
zuschwächen. Die Möglichkeiten einer techni-
schen und infrastrukturellen Vorsorge im Zuge 
der „Anpassung an den Klimawandel“ sind 
vielfältig und abhängig von der Art der jeweili-
gen Gefahrenlage. Der Bau von Dämmen und 
Schutzbauten in Gebieten, die durch Über-
schwemmungen bedroht sind, gehört genau-
so dazu wie die Anlage von Zisternen, Wasser-
rückhaltebecken und Wasserleitsystemen in 
Dürreregionen. Mittel- und langfristig können 
auch veränderte Anbaumethoden, dürrere-
sistentes Saatgut oder Schutzpflanzungen 
gegen Ero sion durch Wind, Wasser und Sonne 

zur Vorsorge beitragen. Dort, wo Anpassungs-
maßnahmen nicht mehr ausreichen, ist es 
notwendig, Menschen dabei zu unterstützen, 
vorbereitet in sichere Regionen umzusiedeln. 
Wirklich wirksam und nachhaltig wird die 
Arbeit aber erst dann, wenn sie Menschen in 
die Lage versetzt, selbst Vorsorge zu treffen 
und sich sowohl vor Katastrophen als auch 
vor anderen Bedrohungen schützen zu kön-
nen. Katastrophenvorsorge – oder auch die 
Anpassung an den Klimawandel – benötigt 
also weit mehr als technische und infrastruk-
turelle Ansätze. Sie muss die sozialen und 
kulturellen Gegebenheiten berücksichtigen, 
die von Katastrophen gefährdeten Menschen 
in die Konzepte miteinbeziehen, die lokal und 
regional gesammelten Erfahrungen aufgreifen 
und so Katastrophenvorsorge zum festen Be-
standteil der Gesellschaft machen. Mehr als 
bislang werden zu den zentralen Charakteris-
tika von Hilfsorganisationen sozialräumliche 
Eingebundenheit und gesellschaftliche Zuge-
hörigkeit gehören müssen. Warum es nötig ist, 
die soziale Komponente in der Katastrophen-
vorsorge insgesamt zu stärken, wird bisweilen 
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erst auf den zweiten Blick deutlich. Dann näm-
lich, wenn beispielsweise Ingenieure einen 
Schutzdamm gebaut haben, aber nicht klar 
ist, wer diesen instand hält. Und dann etwa, 
wenn während einer Überflutung zwar Ret-
tungsboote bereitstehen, aber niemand weiß, 
wo eigentlich die älteren Menschen oder Men-
schen mit Behinderungen wohnen, die spezi-
fische Hilfe benötigen. Es braucht also profes-
sionelle Sozialarbeit auf sozialräumlicher und 
gemeindebasierter Ebene, um Katastrophen-
vorsorge in den Gemeinden, Schulen, Arbeits-
stellen oder Nachbarschaften dauerhaft zu 
implementieren. 

Bei aller Fokussierung auf die lokalen Be-
gebenheiten und die spezifischen regiona-
len Möglichkeiten darf nicht aus dem Blick 
geraten, dass der Klimawandel ein globales 
Phänomen ist – und damit auch einer global 
koordinierten Herangehensweise bedarf. Die 
Bezugsgrößen sind die Nachhaltigkeitsziele 
der UN und das Pariser Abkommen. Bei der 
Frage, wer die erforderlichen Kosten zu tragen 
hat, stoßen wir unweigerlich auf die Fragen 
nach (Klima-)Gerechtigkeit: Wie können Ver-
luste und Schäden ausgeglichen werden, die 
durch den Klimawandel verursacht werden? 
Wer trägt die Kosten für Vorsorge und Anpas-
sung? Nach wie vor sind dazu keine befriedi-
genden Antworten gefunden worden. 

Im Gegenteil:  Während der Klimawandel 
voranschreitet und schon jetzt Millionen Men-
schen auf der ganzen Welt hungern, keinen 
Zugang zu sauberem Wasser haben und zur 
Migration gezwungen sind, werden täglich 
fast 300 Millionen US-Dollar für Atomwaffen 
ausgegeben.32 Auch diese Prioritätensetzung 
macht den Klimawandel zur größten Bedro-
hung für Frieden und Sicherheit. 

1 Vatikan (2021): „Pastoral Guidelines on Climate 
Displaced People“, 30.3.2021, https://press.vatican.va/
content/salastampa/en/bollettino/pubbli-
co/2021/03/30/210330b.html (Stand aller Internetlinks: 
20.5.2021); wörtlich sprach Papst Franziskus von einem 
„Ökozid“; siehe: „‚Umweltsünden‘: Papst prüft Aufnahme 
in Katechismus“, https://www.katholisch.de/arti-
kel/23608-umweltsuenden-papst-prueft-aufnahme-in-
katechismus
2 IPCC (2018): 1,5 °C Globale Erwärmung. Zusammenfas-

sung für politische Entscheidungsträger. https://www.
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Generalleutnant Nugee, das britische Vertei­
digungsministerium hat kürzlich den Clima-
te Change and Sustainability Strategic Ap-
proach veröffentlicht, ein Strategiedokument 
zu Klimawandel und Nachhaltigkeit. Können 
Sie dieses Papier kurz in den größe ren Kon­
text der Integrated Review einordnen? Was 
genau hat Sie dazu veranlasst, diese Strate­
gie zu entwickeln? 
Laut Integrated Review ist der Klimawandel 
das Thema Nummer eins für Großbritannien 
in der internationalen Politik und eine „Bedro-
hung für die Menschheit“. Diese Formulierung 
stellt eine deutliche Veränderung gegenüber 
früheren Analysen der Sicherheits-, Verteidi-
gungs-, Entwicklungs- und Außenpolitik dar. 
Inzwischen steht der Klimawandel im Mittel-
punkt der britischen Politik, entsprechend der 
rechtlich bindenden nationalen Verpflichtung, 
bis 2050 die eigenen CO₂-Nettoemissionen 
auf null zu senken. Der Verteidigungsbereich 
war sich in der Vergangenheit der Bedeutung 
des eigenen Beitrags zur Reduzierung der 
nationalen Emissionen und zur Klimawan-
delfolgenbewältigung weiterer Länder nicht 

wirklich bewusst. Ich habe diese Strategie ent-
wickelt, um zu verdeutlichen, wie sich der Kli-
mawandel auf den Verteidigungsbereich aus-
wirkt und dass darin eine große Chance für 
mehr Effektivität und Effizienz in der Verteidi-
gung liegt. Außerdem wollte ich zeigen, dass es 
notwendig ist, Emissionen zu senken.

Das Dokument sieht einen Ansatz in drei 
Zeitphasen vor – von heute bis 2025, von 
2025 bis 2035 und von 2035 bis 2050. In nur 
vier Jahren wollen Sie die Basis für eine 
grundlegende Transformation des Vertei­
digungsbereichs legen. Wie wollen Sie die 
gesetzen Ziele erreichen, und wie soll die 
Umsetzung koordiniert und kontrolliert wer­
den? 
Eine Veränderung, die tatsächlich etwas be-
wirken soll, braucht ein solides Fundament. 
Deshalb werden wir unsere Pro zesse und 
Verfahren ändern und durch kon krete Maß-
nahmen zeigen, dass wir unseren Umgang 
mit den Theen Klimawandel und Nachhal-
tigkeit im gesamten Ministerium deutlich 
verbessern können. Jedes Referat und je-
des Kommando ist für den eigenen Ansatz 
verantwortlich. Wir haben eine eigene Di-
rektion eingerichtet, die die diesbezügliche 
Aktivität im gesamten Verteidigungsbereich 
steuert und die Verbindung zu anderen Mi-
nisterien und Staaten herstellt. Wir werden 
CO₂-Emissionsziele für alle Bereiche der Ver-
teidigung festlegen und jeden Bereich auf 
die Erreichung dieser Ziele verpflichten – das 
wird natürlich eine gewisse Zeit in Anspruch 
nehmen.

Bis vor Kurzem zählte Nachhaltigkeit nicht  
zu militärischen Kernwerten. Das Dokument 
betont nun aber, wie wichtig es ist, den CO₂- 
und ökologischen Fußabdruck zu verringern 
– von der Förderung der Artenvielfalt auf mili­
tärischen Liegenschaften bis hin zur Stei-
gerung der Energieeffizienz, etwa bei Flug­
zeugen, die mit Algen, Alkohol und Hausmüll 
angetrieben werden. Alles soll durch die „Kli­
mabrille“ betrachtet werden. Wie viel Um­
denken braucht es, um das zu bewerkstelli­
gen, und wie soll diese veränderte Einstellung 
erreicht werden? 

„UNSEREN UMGANG  
MIT KLIMA WANDEL UND  

NACHHALTIGKEIT 
 KÖNNEN WIR DEUTLICH 

VERBESSERN“
Was bedeutet der Klimawandel für die Streitkräfte? Welche Aufgaben sind 

zu bewältigen, welche Prioritäten müssen gesetzt werden, welche Rolle(n) soll 

das Militär in Zukunft übernehmen? Im Rahmen der strategischen Neuaus-

richtung Großbritanniens mit der „Integrated Review of Security, Defence, 

Development and Foreign Policy“ hat as britische Verteidigungsministerium im 

Februar 2021 den „Climate Change and Sustainability – Strategic Approach“ 

veröffentlicht. Generalleutnant Richard Nugee, der Autor des Strategiepapiers, 

hat der Redaktion hierzu Fragen beantwortet.
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Wir müssen unsere Vorgaben und Prozesse in 
den Bereichen Beschaffung, Wirtschaftlich-
keitsplanung, Versicherung, Auditierung und 
Finanzverwaltung ändern. Nur so können wir 
sicherstellen, dass jeder Vorgang, jede Ent-
scheidung und jeder Vertrag auf seine mögli-
chen klimarelevanten Auswirkungen hin über-
prüft wird. Nach einem neuen Gesetz muss in 
Zukunft bei Vergaben der britischen Regierung 
jeder Auftragnehmer ab einem Auftragsvo-
lumen von mehr als 5 Millionen Pfund einen 
konkreten Plan zur Klimaneutralität vorlegen. 
Wir müssen auch auf unseren eigenen Liegen-
schaften jede Möglichkeit nutzen, um Kohlen-
dioxid zu binden und die biologische Vielfalt 
zu erhöhen. Um unsere Kultur zu verändern, 
brauchen wir Unterstützung von der Ministe-
riumsspitze – und die haben wir. Wir müssen 
unsere Verfahren ändern – und das tun wir. 
Wir müssen sichtbare Fortschritte zeigen – 
und die setzen wir zunächst prioritär an unse-
ren eigenen Standorten um. Und wir müssen 
unseren Bediensteten erklären, was wir tun. 
Darüber hinaus nutzen wir jede Gelegenheit, 
um über dieses wichtige Thema zu sprechen, 
unter anderem durch unser neu gegründetes 
Defence Green Network. Erst kürzlich erklärte 
der Generalstabschef der Luftwaffe während 
eines Aufenthalts in den USA, die britische 
Luftwaffe werde bis 2040 vollständig klima-
neutral sein. Der Generalstabs chef der Armee 
hat in einer britischen Zeitung betont, dass 
wir eine Verantwortung tragen, unsere Rolle 
in Sachen sinnvolle und nachhaltige Umwelt-
agenda wirklich auszufüllen. Allerdings mit 
einer wichtigen Einschränkung: Unsere Ein-
satzfähigkeit bzw. die Effektivität unserer Ver-
teidigung darf hierdurch nicht be einträchtigt 
werden. Denn unser Auftrag besteht darin, 
unser Land zu verteidigen. Und das muss auch 
so bleiben.

Mit dieser Strategie möchte Großbritannien 
auf diesem Gebiet weltweit Vorreiter sein, 
vom Horizon­Scanning bis zu klima­
resistenten und energieeffizienten Streit­
kräften, und Partnerschaften auf interna ­
tionaler Ebene eingehen. Wie stellen Sie 
sich das vor, und wer könnte für solche 
Partnerschaften infrage kommen? Gibt es 
bereits erfolgreiche Initiativen und Formen 
der Zusammenarbeit, auf die Sie aufbauen 
können? 
Ich sehe hier ein großes Potenzial für neue 
Bündnisse und Beziehungen. Wissenschaft-
lichen Erkenntnissen zufolge wird der Bedarf 
an humanitärer Hilfe und Katastrophenhilfe 
angesichts immer extremerer Stürme und 

Wetterlagen weiter zunehmen. Dies bietet 
die Möglichkeit einer engeren Zusammen-
arbeit, sowohl geografisch als auch in Bezug 
auf Ausrüstung und militärische Fähigkeiten. 
Denn die voraussichtlich am stärksten vom 
Klimawandel betroffenen Gebiete, wo auch 
immer sie liegen, werden Unterstüt zung 
brauchen. Gemeinsam mit weiteren Verbün-
deten können wir unsere Hilfe anbieten und 
hierdurch wiederum neue Beziehungen und 
Partnerschaften aufbauen. Darüber hinaus 
kann das Militär über seine umfang reichen 
Netzwerke an Verteidigungsattachés mit 
vielen internationalen Partnern tiefere Be-
ziehungen aufbauen, mit denen der Aufbau 
diplomatischer Partnerschaften viel leicht 
etwas schwieriger ist. Unsere Attachés be-
richten seit einiger Zeit, dass dieses glo bal so 
bedeutsame Thema in vielen Ländern neue 
Themenfelder und Kommunikationsmög-
lichkeiten eröffnet hat.

Um unsere Kultur zu verändern, brauchen 

wir Unterstützung von der Ministeriums­

spitze, wir müssen unsere Verfahren 

 ändern, sichtbare Fortschritte zeigen und 

unseren Bediensteten erklären, was wir tun
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Beim Thema Anpassung und Resilienz be­
zieht sich das Strategiedokument explizit 
auf ein 2­bis­4­Grad­Szenario. Dürfen wir 
uns über den Klimawandel keine Illusio­
nen mehr machen? Was wären denn die 
wichtigsten potenziellen Folgen für die mili­
tärische Ausbildung und Einsätze in einer 
solchen Welt, und wie werden sie voraus­
sichtlich die Bedingungen für internationale 
Einsätze der Vereinten Nationen, der NATO 
oder eines anderen Bündnisses verändern?
Laut dem UK Committee on Climate Change, 
einem vom Parlament eingesetzten unab-
hängigen Ausschuss, der die Erreichung der 
Klimaneutralität für Großbritannien sicher-
stellen soll, müssen wir uns auf Eventua-

litäten vorbereiten, die wir zwar vermeiden 
wollen, aber möglicherweise nicht mehr 
verhindern können. Um bis 2050 das Netto- 
Null-Ziel zu erreichen, sind tiefgreifende Ver-
haltensänderungen erforderlich. Immer mehr 
Rufe werden nun laut, diese bereits bis 2030 
umzusetzen; ansonsten könn ten wir die Zie-
le des Pariser Abkommens verfehlen, die ja 
die Zusage enthalten, die Erderwärmung auf 
1,5 Grad zu begrenzen. Es ist also ein Gebot 
der Klugheit, sich mit dem 2- bzw. 4-Grad-
Szenario zu beschäftigen. In meinem Bericht 

sage ich schonungslos: Wenn wir uns heute 
nicht darum kümmern, werden wir morgen 
nicht mehr in der Lage dazu sein. Mit an-
deren Worten: Wie wir uns in den nächsten 
zehn Jahren ver halten, wird einen immensen 
Einfluss auf die folgenden Jahrzehnte ha-
ben. Wissenschaftler weisen uns darauf hin, 
dass wir möglicherweise bereits mehr als die 
Hälfte der bekannten Kipppunkte erreicht 
haben, die negative klimatische Veränderun-
gen unumkehrbar machen. Deshalb müssen 
wir jetzt handeln und verhindern, dass noch 
weitere dieser Punkte überschritten wer-
den. Leider überlagert das Dringende immer 
das Wichtige. Wir müssen also anerkennen, 
dass der Klimawandel inzwischen genau die-
sen Grad an Dringlichkeit erreicht hat, auch 
wenn es uns nicht immer so erscheinen mag.

Das Militär hat einen klaren Auftrag, näm-
lich die Bürger vor Gefahren zu schützen. 
Hierunter wird üblicherweise der Schutz vor 
traditionellen Bedrohungen verstanden. Doch 
die Integrated Review stuft nun auch den Kli-
mawandel als eine solche Gefahr ein. Zum 
Schutz der Bürger müssen sich die Streitkräfte 
aller Staaten an die zukünftigen klimatischen 
Bedingungen anpassen, zum Beispiel an die 
steigenden Oberflächentemperaturen der 
Meere und das Abschmelzen des arktischen 
Sommereises innerhalb der nächsten 15 bis 
20 Jahre. Gleichzeitig müssen militärische 
Ausbildung und Übungen an den Umgang mit 
steigenden Temperaturen und weniger vor-
hersehbaren klimatischen Bedingungen ein-
gestellt werden.  

Anpassungsfähigkeit allein reicht allerdings 
nicht aus. Da das Militär selbst sehr in sehr 
großem Ausmaß Emissionen verursacht, muss 
der gesamte Verteidigungsbereich darauf hin-
wirken, den eigenen CO₂-Ausstoß durch den 
Einsatz neuer Technologien zu reduzieren. 
Das sehe ich als Chance. Schon immer hat 
das Militär sich die neu entwickelten Techno-
logien zunutze gemacht, etwa das Internet 
oder die digitale Revolution. Im aktuellen Fall 
verhält es sich nicht anders. Wir sollten den 
potenziellen militärischen Vorteil neuer Ener-
gietechnologien nutzen, auch wenn aktuell 
noch kaum zu erkennen ist, auf welche Tech-
nologien wir uns konzentrieren sollten. Genau 

Generalleutnant Richard Nugee begann seinen Dienst in 

der britischen Armee im Jahr 1986. Er absolvierte Einsätze 

in Nordirland, Bosnien, im Kosovo, im Irak, in Zypern 

und Afghanistan. Als Spezialist für Personalfragen wurde 

er Chief of Defence People (entspricht dem Posten eines 

Personalvorstands). Während seines letzten Dienstjahrs in 

der Armee verfasste er einen Bericht zur Klimawandel- und 

Nachhaltigkeitsstrategie des Verteidigungsbereichs. Danach 

wurde er zum nicht geschäftsführenden Direktor für Klima-

wandelfragen im Verteidigungsministerium ernannt.

Wie wir uns in den nächsten  

zehn Jahren ver halten, wird einen 

immensen Einfluss auf die  

folgenden Jahrzehnte haben

Zur Person

NEUE HERAUSFORDERUNGEN FÜR DAS MILITÄR UND DAS KONFLIKTMANAGEMENTNEUE HERAUSFORDERUNGEN FÜR DAS MILITÄR UND DAS KONFLIKTMANAGEMENT
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hier liegt ein riesiges Potenzial der Zusam-
menarbeit. So gilt es zum Beispiel unbedingt 
sicherzustellen, dass alle Verbündeten ähn-
liche Energiesysteme verwenden. Die Single 
Fuel Policy der NATO wird schwieriger zu ver-
wirklichen sein, je mehr neue Technologien 
verfügbar werden, aber gerade deshalb ist es 
umso wichtiger, daran festzuhalten.

Eine Welt, die immer heißer und infolge des 
Klimawandels immer unberechenbarer wird, 
birgt alle Zutaten für größere Spannungen 
und Konflikte in den betroffenen Regionen. 
Um die UN-Nachhaltigkeitsziele zu erreichen, 
muss allerdings die Häufigkeit der Konflikte 
abnehmen. Deshalb werden Bündnispart-
ner und Koalitionen, auch formelle Bündnis-
se, immer wichtiger, wenn wir Spannungen 
und daraus entstehende Konflikte in den am 
stärks ten betroffenen Gebieten verhindern 
wollen. Es werden also potenziell mehr be-
ratende und unterstützende Missionen erfor-
derlich werden, um die Widerstandsfähigkeit 
derjenigen Regionen zu stärken, die mit den 
Auswirkungen des Klimawandels zu kämpfen 
haben. Meiner Auffassung nach kommt den 
Streitkräften in der Erfüllung dieser Aufgabe 
eine Schlüsselrolle zu, die die Dimensionen 
Verteidigung, Diplomatie und Entwicklung 
umfasst – den dreidimensionalen Ansatz zur 
Bekämpfung des Klimawandels.

Generalleutnant Nugee, vielen Dank für 
das Interview!

 
Die Fragen stellten Rüdiger Frank and Kristina 
Tonn.

Ministry of Defence (2021): Climate Change and 

Sustainability Strategic Approach: https://assets.
publishing.service.gov.uk/government/uploads/
system/uploads/attachment_data/
file/973707/20210326_Climate_Change_Sust_Strate-
gy_v1.pdf
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Herr Hodder, Sie sind der erste Experte für 
Klima und Sicherheit in einer UN­Mission. 
Wie würden Sie Ihre Tätigkeit beschreiben? 
Was sind Ihre Hauptaufgaben? Und welche 
Rolle haben Sie am ehesten inne: Berater, 
Koordinator, Datensammler oder Forscher? 
Meine Rolle ist zweigeteilt. Zunächst einmal 
versuche ich, bei den politischen Institu-
tionen sowie den für Sicherheit und Rechts-
staatlichkeit zuständigen Stellen das Thema 
Klima und Umwelt in die Arbeitsprozesse zu 
integrieren. Hierzu gehört die Berücksich-
tigung von Klimarisiken bei der politischen 
Analyse und im Friedensprozess. Wir testen 
auch neue, innovative Ansätze im Bereich 
Umweltmediation und Friedenssicherung.

Die andere Hälfte meiner Tätigkeit besteht 
darin, das Bewusstsein für Umwelt- und Kli-
mafragen in ganz Somalia, bei den Verein-
ten Nationen sowie bei den Organisationen 
der Zivilgesellschaft zu verankern. Ich bera-
te außerdem Führungskräfte zu Klima- und 
Umweltthemen, erhebe Daten und doku-
mentiere den Zusammenhang zwischen Kli-
mawandel, Kampf um natürliche Ressourcen 
und Konflikten in Somalia. Darüber hinaus 
bin ich auch bei den Bundesstaaten (Somalia 
besteht aus sechs Bundesstaaten, wobei So­
maliland im Norden sich für unabhängig er­

klärt hat; Anm. d. Red.) als umweltpolitischer 
Berater tätig und bin stellvertretender Vorsit-
zender mehrerer Taskforces zur Koordination 
von humanitärer Hilfe, Entwicklungszusam-
menarbeit und Friedenspolitik.

Das hört sich nicht nach einem Routine­
job an. Könnten Sie eine typische Arbeits­
woche beschreiben, um Ihre Tätigkeit zu 
illustrieren und darzustellen, wie sie sich in 
die  UNSOM­Mission einfügt? Verbringen Sie 
Ihre Arbeitszeit hauptsächlich am Telefon, 
in Meetings mit Beamten und Behörden 
oder im Außeneinsatz mit Institutionen und 
Vertretern der Zivilgesellschaft?
Das ist korrekt – meine Tätigkeit ist recht spe-
ziell! Eine reguläre Arbeitswoche startet bei 
mir am Montag mit einer Sitzung, in der ich 
die oberen Führungskräfte und Beamten be-
rate. Dienstags leite ich die UN-weite Arbeits-
gruppe Umweltkoordination, in der wir uns 
mit gemeinsamer Planung, gemeinsamen 
Programmen und der Koordinierung der Hilfe 
für Somalia befassen. Am Mittwoch spreche 
ich mit lokalen NGOs und CSOs, unterstütze 
ihre Aktivitäten und Programme, gebe Schu-
lungen, führe Videokonferenzen zum Kapazi-
tätsaufbau durch und arbeite an der Einbin-
dung von Umweltthemen in die Mediation. 
An einem typischen Donnerstag leite ich die 
Sitzung der somalischen Nexus-Taskforce für 
Überschwemmungen und Wassermanage-
ment und beschäftige mich mit Fragen rund 
um Klima und Wasser. Im Anschluss führe 
ich Gespräche mit Regierungsbeamten und 
militärischen Vertretern der AMISOM-Mission 
über den Einsatz von Drohnen zur Ausbrin-
gung von Saatkugeln oder die Zusammen-
arbeit mit der Internationalen Organisation 
für Migration (IOM) zu klimabedingter Vertrei-
bung. Der Freitag ist in Somalia normalerwei-
se ein freier Tag, aber ich arbeite oft, bringe 
mich auf den neuesten Stand der Forschung, 
lese und versuche neue Programmideen zu 
konzipieren.

„TEILE VON  
SOMALIA WERDEN IN  

ZUKUNFT SO GUT  
WIE UNBEWOHNBAR“
UNSOM ist eine besondere politische Mission, die im Rahmen eines Mandats 

des UN-Sicherheitsrats beauftragt ist, die Institutionen und die Zusammen-

arbeit Somalias mit internationalen Partnern im Sicherheitsbereich sowie den 

Fortschritt der politischen Aussöhnung, den Aufbau demokratischer Strukturen, 

die Rechtsstaatlichkeit und die Menschenrechte zu stärken. Das Mandat wurde 

2012 erteilt und seither mehrfach verlängert. UNSOM ist die erste Mission, in 

deren Rahmen ein Umweltsicherheitsberater für Klimawandel, Umweltzer-

störung und deren Auswirkung auf Gesellschaft, Sicherheit und bewaffnete 

Konflikte eingesetzt wurde. Die Position wird durch das Auswärtige Amt 

finanziert. Christophe Hodder aus Großbritannien ist seit Juni 2020 im Amt.
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Der Klimawandel wird oft als Bedrohungs­
multiplikator bezeichnet. Wie hängen Kli­
mawandel und Sicherheits­ bzw. Konfliktri­
siken zusammen, insbesondere im Hinblick 
auf die Situation in Somalia? Hat sich Ihr 
persönliches Verständnis für diesen Zusam­
menhang während Ihrer Tätigkeit vertieft?
Für mich ist klar, dass Somalia und weite 
Teile der Sahelzone und des Horns von Afri-
ka gerade jetzt die Auswirkungen des Klima-
wandels spüren. Die steigenden Tempera-
turen, die inzwischen jährlich auftretenden 
Überschwemmungs- und Dürrezyklen und 
die Heuschreckenplagen verschärfen den 
Konflikt bzw. multiplizieren ihn, wie Sie es 
formuliert haben. Allein im letzten Jahr wa-
ren 75 Prozent aller 2,9 Millionen Vertriebe-
nen in Somalia auf Überschwemmungen 
und Dürren zurückzuführen. Konflikte sind 
somit nicht mehr die Hauptursache. Die Ver-
treibung hat zu verstärkten Konflikten um 
natürliche Ressourcen geführt: von Weide-
land über Wasserrechte bis hin zum Fehlen 
an ausreichendem Lebensraum für alle. Das 
UN-Umweltprogramm UNEP und die IOM 
haben eine sehr aufschlussreiche gemeinsa-
me Studie zur so genannten Fehlanpassung 
von Klimaflüchtlingen durchgeführt. Die 
Studie zeigt, dass die Vertriebenen Bäume 
für ihren Energiebedarf fällen müssen – und 
das fördert die Erosion des Bodens und da-
mit die Zunahme von Überschwemmungen 
und Wüstenbildung. In der Folge kommt es 
zu weiteren Vertreibungen und Konflikten. 
Von daher ist der Zyklus klimabedingte Über-
schwemmung/Dürre – Vertreibung – Deser-
tifikation/Abholzung – Überschwemmung 
– Vertreibung sehr real und deutlich in den 
Verläufen zu erkennen. Wir versuchen, das 
Konfliktpotenzial abzuschätzen, das sich aus 
dem Wettbewerb um die natürlichen Res-
sourcen ergibt. Die entsprechenden Daten 
liegen uns noch nicht vor, aber wir glauben, 
dass ein Großteil der Konflikte in Somalia 
ursprünglich auf den Kampf um die natür-
lichen Ressourcen zurückgeht. Mit dem Kli-
mawandel wird sich diese Situation noch 
verschärfen. Denn Somalia steuert im Zeit-
raum bis 2080 auf einen Temperaturanstieg 
von 4 Grad zu, wodurch Teile des Landes so 

gut wie unbewohnbar werden. Es ist ein mas-
siver Verstädterungsprozess zu beobachten, 
der mit großen Veränderungen in der Erwirt-
schaftung der Lebensgrundlagen und den 
Verdienstmöglichkeiten der Bevölkerung 

einhergeht. Diese Entwicklung spielt den mi-
litanten Gruppen wie Al-Shabab direkt in die 
Hände: Sie rekrutieren genau die Jugendli-
chen, die aufgrund des Klimawandels immer 
weniger Möglichkeiten haben, ihren Lebens-
unterhalt zu bestreiten.

Wenn es um Klimawandel und Konflikte 
geht, könnten Umweltfragen die Zusam­
menarbeit durchaus fördern. Andererseits 
sollten Anpassungsmaßnahmen weder be­
stehende Spannungen verschärfen noch 
neue Konflikte auslösen. Spielen diese 
Überlegungen eine Rolle für Ihre Arbeit oder 
für die UNSOM­Mission im Allgemeinen? 
In der Tat spielen diese Fragen für meine Tätig-
keit eine wichtige Rolle. Wie bereits erwähnt, 
erproben wir gegenwärtig einen Ansatz in der 
Umweltmediation, bei dem wir versuchen, 
die Clans dazu zu bringen, in Klimafragen zu-

Christophe Hodder ist der erste Klimasicherheits - 

berater für eine UN-Friedensmission weltweit. Er hat 

die letzten 20 Jahre in Konfliktregionen und fragilen 

Staaten verbracht und war in extrem instabilen 

Gebieten im Aufbau kommunaler und politischer 

Strukturen tätig. Als leidenschaftlicher Umwelt-

schützer mit beruflichem Hintergrund im Bereich 

Umweltgesundheit und Verhaltensänderungen war 

er in Nordnigeria und Mali tätig und hat an der 

 Entwicklung naturbasierter Ansätze zur Bewältigung 

der Erdbebenfolgen in Nepal mitgearbeitet. Christophe Hodder lebt in Nairobi, von 

wo aus er regelmäßig nach Somalia reist. Er ist verheiratet und hat zwei Kinder.

Zur Person

Wir glauben, dass ein Großteil der Kon­

flikte in Somalia ursprünglich auf  

den Kampf um die natürlichen Ressourcen 

zurückgeht. Mit dem Klimawandel  

wird sich diese Situation noch verschärfen
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sammenzuarbeiten, anstatt diese Themen als 
ein Problem zwischen den Clans zu sehen. 
Es gehört auch zu meinem Aufgabenfeld, 
auf die konfliktsensiblere Ausgestaltung der 
Anpassungs- und Abmilderungsansätze hin-
zuwirken. Zum Beispiel dadurch, der lokalen 
Bevölkerung zu vermitteln, wie wichtig die 
Anpassung an den Klimawandel für den Auf-
bau funktionierender staatlicher Strukturen 
und lokaler Verwaltung ist.

UNSOM ist eine besondere politische Mis­
sion, in der keine militärische Beteiligung 
vorgesehen ist. Doch auch für die MINUSMA­ 
Mission in Mali fordert etwa das Stockholm 
International Peace Research Institute (SIPRI)  
einen Berater für Umweltsicherheit, um 
sowohl klimabedingten Sicherheitsrisiken 
eine höhere Priorität zu geben als auch den 
Ausbau entsprechender Kapazitäten zu un­
terstützen. Inwiefern wäre dies sinnvoll?
Ich denke, die Schaffung einer vergleichbaren 
Position wäre für MINUSMA unglaublich hilf-
reich: zur Koordination von Umweltschutz-
maßnahmen, für die Beratung im Bereich 
Umweltmediation und Umweltfriedensförde-
rung sowie zur Entwicklung neuer Ansätze der 
Friedenssicherung und -förderung, etwa einer 
Umweltpolizei, sowie für den Schutz natürli-
cher Ressourcen und der biologischen Vielfalt 
im Rahmen der Friedensförderung. Es wäre 
großartig, in diesem Bereich zusammenzu-
arbeiten, voneinander zu lernen und der Fra-
ge wirklich auf den Grund zu gehen, was wir in 
Sachen Klimasicherheit tun und wie wir dies 
als Kernbestandteil von Friedensmissionen 
etablieren können.

Sie arbeiten jetzt seit rund einem Jahr in 
dieser Position. Wo liegt der dringendste 
Handlungsbedarf, welche langfristigen Ziele 
verfolgen Sie, und was konnten Sie bisher er­
reichen? 
Der dringendste Bedarf ergibt sich aus der 
regelmäßigen Abfolge von Überschwem-
mungen und Dürren, die zu Vertreibung und 
Konflikten führt. Durch klimabedingte Ver-
treibung und Verstädterung werden prak-
tisch alle Konzepte der Friedenssicherung ins 
Wanken gebracht. Angesichts der steigenden 
Temperaturen und der immer schlechter vor-
hersehbaren Wetterereignisse müssen wir 
uns voll und ganz darauf konzentrieren, die 
Folgen dieser Klimaveränderungen abzumil-
dern und uns an sie anzupassen. Langfristig 
soll unsere Mission Klimaresi lienz sicherstel-
len. Das bedeutet, auf Grundlage der Progno-
semodelle Strategien und Pläne in der Schub-
lade zu haben, um den Resilienzaufbau der 
Bevölkerung und des Systems zu ergänzen 
oder diesen im Rahmen unserer Möglichkei-
ten zumindest zu unterstützen.

Bisher ist es uns gelungen, den Umgang 
mit Umwelt- und Klimaveränderungen in 
den UN-Kooperationsrahmen einzubinden. 
Wir ha ben eine ganze Reihe hervorragender 
Koordinationsansätze entwickelt, die bereits 
erste Ergebnisse zeigen. Außerdem können 
wir auf der Grundlage unserer Konzepte hof-
fentlich Programme auf den Weg bringen, die 
sich beispielsweise mit Konfliktmediation, 
Umweltfriedenssicherung, klimabedingter 
Vertreibung, Wiederaufforstung und Weide-
landmanagement befassen. Wir konnten die 
Regierung sowohl auf der föderalen als auch 
auf der kommunalen Ebene dabei unterstüt-
zen, die richtigen politischen Maßnahmen 
und Schutzsysteme vorzusehen. Wir hoffen, 
dass dieses Bündel an Maßnahmen ab dem 
nächsten Jahr wirklich zu greifen beginnt.

 
Nun könnte man kritisieren, die Finanzierung 
einer Position wie der Ihren sei zwar höchst 
sinnvoll und notwendig, bekämpfe aber nur 
die Symptome anstatt der Ursachen. Sollte 
der Schwerpunkt nicht auch auf der Minde­
rung der Klimawandelfolgen und dem Er rei­
chen der Ziele des Pariser Abkommens liegen? 

Durch klimabedingte Vertreibung  

und Verstädterung werden  

praktisch alle Konzepte der Friedens­

sicherung ins Wanken gebracht

NEUE HERAUSFORDERUNGEN FÜR DAS MILITÄR UND DAS KONFLIKTMANAGEMENT
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Ich stimme Ihnen natürlich zu: Das Pariser 
Abkommen ist absolut notwendig und seine 
Einhaltung für das Überleben der Mensch-
heit unerlässlich. Aber ich denke schon, dass 
Positionen wie meine ebenfalls einen wichti-
gen Beitrag leisten. Erstens können wir dem 
Sicherheitsrat und der internationalen Ge-
meinschaft gegenüber nachweisen, dass wir 
jetzt als globale Gemeinschaft handeln müs-
sen. Zweitens können wir die Bereiche Frie-
denskonsolidierung/Militär/Sicherheit und 
Politik unterstützen und innovative Ansätze 
zur Bewältigung von Konflikten und Klima-
krise entwickeln. Drittens kann meine Rolle 
dabei helfen, die Aktivitäten der Vereinten 
Nationen und ihrer Partner zu koordinieren, 
zu bündeln und fachlich zu verstärken, sowie 
als Katalysator für Veränderungen im Bereich 
umweltgerechtes Wirtschaftswachstum und 
Abmilderung von bzw. Anpassung an Klima-
wandelfolgen wirken.

Herr Hodder, eine letzte Frage: Würden Sie 
unseren Lesern Ihre persönliche Motivation 
nennen? 
Meine persönliche Motivation hat sehr viel 
damit zu tun, dass ich in dieser globalen Not-
standssituation aktiv werden wollte. Der Kli-
mawandel wird sich meiner Meinung nach 
als die größte Herausforderung erweisen, die 
die Menschheit je erlebt hat. Ich wollte mich 
mit meinen Fähigkeiten einbringen und ver-
suchen, in der Klimakrise etwas zu tun, was 
wirklich einen Unterschied bewirkt.

Herr Hodder, herzlichen Dank für das Ge­
spräch!

Die Fragen stellten Rüdiger Frank und Kristina 
Tonn.
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DER KLIMAWANDEL ALS BEDROHUNGSMULTIPLIKATOR
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